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Nr. |Gremium

Ist-Termin |Ergebnis

12.10.2017: Sozial- und Kulturausschuss
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02.11.2017: Stadtrat

WN -

12.10.2017 |entspr. prot. And.
24.10.2017 |laut BV
02.11.2017 |laut BV

Beschlussentwurf

Der Stadtrat der Stadt Kéthen (Anhalt) beschlief3t folgende Anderungen zum
Gesellschaftsvertrag der Kéthen Kultur und Marketing GmbH:

§8 Abs. 1 Die Wortgruppe ,soweit letzteren ein Weisungsrecht im Gesellschaftsvertrag

eingeraumt ist“, wird gestrichen.

8§ 8 Abs. 2 Nach der Nennung der Rechtsgrundlage des 8 133 Abs. 1 Nr. 1 KVG LSA

wird die Wortgruppe ,einen Wirtschaftsplan bestehend aus: einem Ergebnis-

und einem Finanz- bzw. Investitionsplan sowie einem Stellenplan
aufzustellen* hinzugefuigt. Daflir entfallen die im bisherigen
Gesellschaftsvertrag aufgefuhrten Buchstaben a) bis d).

Darlber hinaus wird folgender Satz 2 zusatzlich eingefugt: ,Die Angaben des

Ergebnisplanes sowie des Finanz- bzw. Investitionsplanes sind fur weitere

drei Jahre darzustellen.”

8§89 Abs. 1 Hier wird folgender Satz 4 zusatzlich eingefligt: ,Die Gesellschafter konnen

ihren jeweiligen Vertretern im Aufsichtsrat jederzeit Weisungen erteilen.”

8§ 9 Abs. 2.1 Bei lit. a) und b) wird jeweils die Wortgruppe ,,oder der von ihm benannte

Vertreter gestrichen. Stattdessen wird folgender neuer Satz 2 eingefuigt: ,Die
geborenen Mitglieder zu a) und b) kénnen sich durch einen Beschaftigten der

jeweiligen Kommune vertreten lassen.”




§ 9 Abs. 2.2

§ 9 Abs. 15

§ 10 Abs.

§ 10 Abs.

§ 12 Abs.

§ 12 Abs.

§ 13 Abs.

§ 14 Abs.

§ 14 Abs.

§ 14 Abs.

§ 21 Abs.

1

15

Hier wird am Ende von Satz 2 die Wortgruppe ,regelt der Kreistag bzw.
Stadtrat” ersetzt durch die Wortgruppe ,richtet sich nach § 131 Abs. 3i.V.m.
Abs. 1 KVG LSA".

Satz 1 endet nach der Wortgruppe ,in der Angelegenheit selbst beschliel3en”,
das Wort ,wenn“ und die in lit. a) bis d) formulierten Bedingungen entfallen.

In Satz 6 wird die Wortgruppe ,spatestens drei Tage vor dem Tag der
Sitzung" durch die Wortgruppe ,spatestens zwei Wochen vor dem Tag der
Sitzung" ersetzt.

Satz 1 wird durch folgenden Wortlaut ergénzt: ,oder bei nicht
ordnungsgemaler Einberufung samtlicher Mitglieder des Aufsichtsrates
anwesend sind und ihr Einverstandnis zur Durchflihrung der Sitzung im
Sitzungsprotokoll erklart haben.”

In Satz 2 wird die Wortgruppe ,spatestens am 3. Tage vor der
Gesellschafterversammlung” durch die Wortgruppe ,spatestens am 14. Tage
vor der Gesellschafterversammlung” ersetzt.

In Satz 3 wird die Wortgruppe ,drei Werktage ab Zugang der Vorlage* durch
die Wortgruppe ,zwei Wochen ab Zugang der Vorlage" ersetzt.

Hier wird zwischen den Wortgruppen ,im Rahmen des Gegenstandes der
Gesellschaft* und ,verwendet werden“ die Wortgruppe ,flr nicht
wirtschaftliche Tatigkeiten" sowie folgender neuer Satz 3 ,Der Nachweis der
ausschlieBBlichen Verwendung der Zuschiisse ist im Rahmen einer
Trennungsrechnung zu fuhren*, eingeflgt.

Nach der Wortgruppe ,den Jahresabschluss” und vor dem Wort ,aufzustellen”
wird die Wortgruppe ,in entsprechender Anwendung der Vorschriften des
Dritten Buches des Handelsgesetzbuches fiir grol3e Kapitalgesellschaften®
eingeflgt.

Nach der Wortgruppe ,durch einen Abschlussprufer und der Wortgruppe ,zu
prifen” wird ebenfalls die Wortgruppe ,in entsprechender Anwendung der
Vorschriften des Dritten Buches des Handelsgesetzbuches fiir groRe
Kapitalgesellschaften® eingefigt.

Hinsichtlich der ortsiiblichen Bekanntmachung des Jahresabschlusses und
des Lageberichtes gelten die Bestimmungen des § 133 Abs. 1 Nr. 2 KVG
LSA.

Hier wird folgender Satz 2 neu eingefiigt: "Die ortsibliche Bekanntmachung
des Jahresabschlusses und des Lageberichtes gemaR § 14 Abs. 6 dieses
Gesellschaftsvertrages bzw. § 133 Abs. 1 Nr. 2 KVG LSA bleibt hiervon
unberdhrt.

Gesetzliche Grundlagen:



Darlegung des Sachverhalts / Begrindung

Die Stadt Kéthen (Anhalt) hat die beabsichtigten Anderungen an der KKM dem Landes-
verwaltungsamt, Obere Kommunalaufsichtsbehdrde, angezeigt. Weiter ist die
beihilferechtliche Prifung durchgefiihrt und steuerrechtlich eine verbindliche Auskunft des
Finanzamtes Bitterfeld eingeholt worden.

Im Ergebnis hat das Landesverwaltungsamt mit dem als Anlage 1 beigefligtem Schreiben
unter Berucksichtigung der oben genannten weiteren Prifungen die im Beschlusstext
genannten Anderungen des Gesellschaftsvertrages als notwendig verflgt.

Zur Begriindung des Landesverwaltungsamtes im Einzelnen:

§ 8 Abs. 1

§ 8 Abs. 2

§9 Abs. 1

§9 Abs. 2.1

§ 9 Abs. 2.2

§ 9 Abs. 15

§ 10 Abs. 1

§ 10 Abs. 4

Gemal dem Gesprachsprotokoll vom 05.07.2017 wird von den
Gesellschaftern ein weisungsabhangiger Aufsichtsrat gewtinscht. Dieses wird
durch die Anderung erreicht.

Der Wirtschaftsplan des Unternehmens muss gemaf § 133 Abs. 1 Nr. 1 aus
einem Ergebnis- und Finanzplan bestehen. Diese sind somit automatisch Teil
des Wirtschaftsplans. Die Begriffe ,,Ergebnisplan” und ,Finanzplan“ sind der
KomHVO entnommen, allerdings nur sinngeméan und nicht wortlich
anzuwenden. In der Praxis sollte der Finanzplan eher einem Vermdgensplan
i. S. d. Eigenbetriebsrechts oder sogar einem reinen Investitionsplan
entsprechen. Es ist auch mdglich sich fur die Bezeichnung ,Finanzplan“ oder
.Investitionsplan“ zu entscheiden.

Das Erfordernis eines Stellenplans sowie der mittelfristigen Ergebnis- und
Finanzplanung besteht It. aktuellem KVG LSA nicht. Die Gesellschafter sollten
im Rahmen des Beteiligungscontrollings dennoch darauf bestehen, zumal
eine entsprechende Gesetzesanderung vorbereitet wird.

Ich verweise auf die Begrindung zu § 8 Abs. 1.

Die Anderung beinhaltet eine Konkretisierung der Vertretungsregelung i. S. d.
§ 131 Abs. 1 und 2 KVG LSA.

Der bisherige Satz 2 entsprach nicht den kommunalrechtlichen
Bestimmungen, weil das Verfahren gesetzlich geregelt ist und demzufolge
nicht von der jeweiligen Vertretung des Landkreises Anhalt-Bitterfeld bzw. der
Stadt Kéthen (Anhalt) bestimmt werden kann.

Seitens der Kommunalaufsichtsbehorde wird aufgrund der Sicherstellung
eines angemessenen Einflusses der kommunalen Gesellschafter empfohlen,
dass die Gesellschafterversammlung jederzeit bedingungslos alle Geschéfte
an sich ziehen kann.

Die jetzige Drei-Tages-Frist erscheint zu kurz und nicht angemessen. Die
Zwei-Wochen-Frist ist der Anpassung an die Ladungsfrist geschuldet. Sie ist
zudem ein Vorschlag fir eine angemessene und dennoch nicht zu lange Frist.

Gemall dem Gesprachsprotokoll 05.07.2017 herrschte Einigkeit, eine
Moglichkeit zur Heilung der Beschlussfahigkeit aufzunehmen. Der Vorschlag
orientiert sich an der bereits bestehenden Regelung des § 12 Abs. 9 dieses
Gesellschaftsvertrages fur die Gesellschafterversammlung.



§12 Abs. 8

§ 12 Abs. 15

§ 13 Abs. 2

§ 14 Abs. 1

§ 14 Abs. 2

§ 14 Abs. 6

§ 21 Abs. 1

Ich verweise auf die Begrindung zu § 10 Abs. 1. Die 14-Tage-Frist (analog
zur Zwei-Wochen-Frist) wurde i. S. d. Einheitlichkeit der Regelungen des
Gesellschaftervertrages gewahlt, ist jedoch nur ein Vorschlag.

Ich verweise auf die Begriindung zu 88 10 Abs. 1, 12 Abs. 8.

Die vorgeschlagenen Anderungen dienen lediglich der Klarstellung, weil fiir
die Vereinbarkeit der Gesellschafterzuschiisse mit dem EU-Beihilferechtlich
ohnehin so zu verfahren ist (siehe Ergebnis der beihilferechtlichen Prifung).

Die Anderung erfolgt aufgrund der Regelung des § 133 Abs. 1 Nr. 3 KVG
LSA. Ein Verweis auf § 133 KVG LSA geniigt nicht, da dieser eine konkrete
Regelung im Gesellschaftsvertrag einfordert.

Ich verweise auf die Begriindung zu § 14 Abs. 1.

Die Anderung erfolgt aufgrund der Regelung des § 133 Abs. 1 Nr. 2 KVG
LSA. Ein Verweis auf § 133 KVG LSA genligt erneut nicht, da dieser eine
konkrete Regelung im Gesellschaftsvertrag einfordert. (Anmerkung: Diese
Vorgabe ist m.E. auch erfillt, wenn die vollstandige Bekanntmachung im
Amtsblatt des Landkreises Anhalt-Bitterfeld erfolgt und im Amtsblatt der Stadt
Kdthen (Anhalt) vor Beginn des Auslegungszeitraumes auf die
Bekanntmachung im Amtsblatt des Landkreises hingewiesen wird.)

Die neu aufgenommene Regelung dient der Klarstellung. Im Ubrigen verweise
ich auf die Begrindung zu § 14 Abs. 6.

Diese Anderungen haben keine Auswirkungen auf die beihilferechtlichen oder
steuerrechtlichen Umsténde. Dieser Beschlussvorlage sind die Lesefassung mit den
eingearbeiteten Anderungen sowie eine Synopse zur zuletzt beschlossenen Fassung

beigefugt.

Empfehlung

Die Verwaltung empfiehlt daher, die seitens des Landesverwaltungsamtes empfohlenen
Anderungen in der im Beschlusstext enthaltenen Fassung zu beschliel3en.



y

Anlage 1 - Schreiben des LVA pdf

yy.

Anlage 2 - Lesefassung des GV mit den empfohlenen Anderungen.pdf

.

Anlage 3 - Synopse zur zuletzt beschlossenen Fassung.pdf
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SACHSEN-ANHALT

LANDESVERWALTUNGSAMT

Landesverwaltungsamt + Postfach 20 02 56 - 06003 Halle (Saale) Referat Kommunalrecht

Kemmunale Wirtschaft

Stadt Kéthen (Anhalt) und Finanzen
Marktstrale 1-3
06366 Kothen (Anhalt)

Uber

Landkreis Anhait-Bitterfeld
Am Flugplatz 1

06366 Kothen (Anhalt)

Anderung des Gesellschaftsvertrages der Kthen Kultur und Marketing  Halle. L1 sep. 2017
GmbH (KKM) und 50 %-ige Beteiligung des Landkreises Anhalt-Bitterfeld

Ihr Zeichen:

Mein Zeichen:
206.5.1.-10212/abiSkkm

Sehr geehrte Damen und Herren,

Bearbeitet von:
Herrn Ahrndt

die beihilfenrechtliche Prifung hat ergeben, dass die Tétigkeiten der Gesell-  michael.ahmdt@
Ivwa.sachsen-anhalt.de

schaft im Falle der Einrichtung einer Trennungsrechnung zwischen wirtschaft-

lichen und nichtwirtschaftlichen Tatigkeiten in der internen Buchfiihrung beihil-  Tel.: (0345) 514-1202
" Fax: (0345) 514-1414
fekonform erbracht werden kénnen.

Gleichwohl enthéit der bisherige Entwurf des Gesellschaftsvertrages der KKM
folgende Passagen bzw. Formulierungen, deren Anderung wie am 05.07.2017
besprochen durch die Kommunalaufsicht empfohlen wird:

Hauptsitz:
§ 8 Abs. 1:  Die Wortgruppe ,soweit letzteren ein Weisungsrecht im Gesell-  Ermst-Kamieth-Strate 2

schaftsvertrag eingeraumt ist, wird gestrichen. EEUE Halle (Sagie)

Tel.: (0345) 514-0
Fax: (0345) 514-1444
§ 8 Abs. 2. Nach der Nennung der Rechtsgrundlage des § 133 Abs. 1 Nr. Poststelle@

| .sachsen-: 8
1 KVG LSA wird die Wortgruppe ,einen Wirtschaftsplan beste- > 2chsenanhaitde

hend aus: einem Ergebnis- und einem Finanz- bzw. Investiti-  nternet:

www.landesverwaltungsamt.
onsplan sowie einem Stellenplan aufzustellen” hinzugefiigt. Da-  sachsen-anhalt.de

fur entfallen die im bisherigen Gesellschaftsvertrag aufgefiihr- E-Mail-Adresse nur fur

g formlose Mitteilungen
ten Buchstaben a) bis d)' ohne elektronische Signatur

Landeshauplikasse Sachsen-Anhalt
Deutsche Bundesbank
BIC MARKDEF1810

@ SACHSEN-ANHALT. IBAN DE21810000000081001500
ey URSPRUNGSLAND
At vl DER REFORMATION

R
REVOILAHDY www.juther-eilehen.de

AL ANIANG
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§ 9 Abs. 1

§ 9 Abs. 2.1

§ 9 Abs. 2.2

§ 9 Abs. 15

§ 10 Abs.

§ 10 Abs.

§ 12 Abs.

§ 12 Abs.

§ 13 Abs.

15

Dariber hinaus wird folgender Satz 2 zuséatzlich eingefugt: ,Die Angaben des Ergeb-
nisplanes sowie des Finanz- bzw. Investitionsplanes sind fiir weitere drei Jahre dar-

Zustellen.”

Hier wird folgender Satz 4 zusatzlich eingefiigt: ,Die Gesellschafter kénnen ihren je-
weiligen Vertretern im Aufsichtsrat jederzeit Weisungen erteilen.”

Bei lit. a) und b) wird jeweils die Wortgruppe ,oder der von ihm benannte Vertreter*
gestrichen. Stattdessen wird folgender neuer Satz 2 eingefiigt: ,Die geborenen Mit-
glieder zu a) und b) kénnen sich durch einen Beschéftigten der jeweiligen Kommune

vertreten lassen.”

Hier wird am Ende von Satz 2 die Wortgruppe ,regelt der Kreistag bzw. Stadtrat"
ersetzt durch die Wortgruppe ,richtet sich nach § 131 Abs. 3 i. V. m. Abs. 1 KVG
LSA".

Satz 1 endet nach der Wortgruppe ,in der Angelegenheit selbst beschlieen®, das
Wort ,wenn und die in lit. a) bis d) formulierten Bedingungen entfallen.

In Satz 6 wird die Wortgruppe ,spétestens drei Tage vor dem Tag der Sitzung"“ durch
die Wortgruppe ,spétestens zwei Wochen vor dem Tag der Sitzung"“ ersetzt.

Satz 1 wird durch folgenden Wortlaut ergénzt: ,oder bei nicht ordnungsgemager Ein-
berufung s&mtliche Mitglieder des Aufsichtsrates anwesend sind und ihr Einverstand-
nis zur Durchfthrung der Sitzung im Sitzungsprotokoll erklart haben."

In Satz 2 wird die Wortgruppe ,spéatestens am 3. Tage vor der Gesellschafterver-
sammlung® durch die Wortgruppe ,spétestens am 14. Tage vor der Gesellschafter-

versammlung” ersetzt.

In Satz 3 wird die Wortgruppe ,drei Werktage ab Zugang der Vorlage" durch die
Wortgruppe ,zwei Wochen ab Zugang der Vorlage"® ersetzt.

Hier wird zwischen den Wortgruppen ,im Rahmen des Gegenstandes der Gesell-
schaft* und ,verwendet werden” die Wortgruppe fir nicht wirtschaftliche Tatigkeiten®
sowie folgender neuer Satz 3 ,Der Nachweis der ausschliellichen Verwendung der
Zuschisse ist im Rahmen einer Trennungsrechnung zu fiihren®, eingefigt.
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§ 14 Abs. 1

§ 14 Abs. 2

§ 14 Abs. 6

§ 21 Abs. 1

Nach der Wortgruppe ,den Jahresabschluss" und vor dem Wort ,aufzustellen* wird
die Wortgruppe ,in entsprechender Anwendung der Vorschriften des Dritten Buches
des Handelsgesetzbuches fiir groRe Kapitalgesellschaften" eingefligt.

Nach der Wortgruppe ,durch einen Abschlussprifer” und der Wortgruppe ,zu priifen”
wird ebenfalls die Wortgruppe ,in entsprechender Anwendung der Vorschriften des
Dritten Buches des Handelsgesetzbuches fiir groe Kapitalgesellschaften* einge-

fugt.

Hinsichtlich der ortstiblichen Bekanntmachung des Jahresabschlusses und des La-
geberichtes gelten die Bestimmungen des § 133 Abs. 1 Nr. 2 KVG LSA.

Hier wird folgender Satz 2 neu eingefiigt: ,Die ortsiibliche Bekanntmachung des Jah-
resabschlusses und des Lageberichtes gemaf § 14 Abs. 6 dieses Gesellschaftsver-
trages bzw. § 133 Abs. 1 Nr. 2 KVG LSA bleibt hiervon unberihrt.

Begriindung der aufgefihrten Empfehlungen:

§ 8 Abs. 1

§ 8 Abs. 2

§ 9 Abs. 1

§ 9 Abs. 2.1

GemaRl dem Gespréachsprotokoll vom 05.07.2017 wird von den Gesellschaftern ein
weisungsabhéngiger Aufsichtsrat gewtinscht. Dieses wird durch die Anderung er-

reicht.

Der Wirtschaftsplan des Unternehmens muss gema § 133 Abs. 1 Nr. 1 aus einem
Ergebnis- und Finanzplan bestehen. Diese sind somit automatisch Teil des Wirt-
schaftsplans. Die Begriffe ,Ergebnisplan” und ,Finanzplan" sind der KomHVO ent-
nommen, allerdings nur sinngemaR und nicht wdrtlich anzuwenden. In der Praxis
sollte der Finanzplan eher einem Vermdégensplan i. S. d. Eigenbetriebsrechts oder
sogar einem reinen Investitionsplan entsprechen. Es ist auch méglich sich firr die
Bezeichnung ,Finanzplan® oder ,Investitionsplan" zu entscheiden.

Das Erfordernis eines Stellenplans sowie der mittelfristigen Ergebnis- und Finanzpla-
nung besteht It. aktuellem KVG LSA nicht. Die Gesellschafter sollten im Rahmen des
Beteiligungscontrollings dennoch darauf bestehen, zumal eine entsprechende Ge-

setzesanderung vorbereitet wird.
Ich verweise auf die Begriindung zu § 8 Abs. 1.

Die Anderung beinhaltet eine Konkretisierung der Vertretungsregelung i. S. d. § 131
Abs. 1 und 3 KVG LSA.
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§9 Abs. 2.2

§ 9 Abs. 15

§ 10 Abs. 1

§ 10 Abs. 4

§ 12 Abs. 8

§ 12 Abs. 15

§ 13 Abs. 2

§ 14 Abs. 1

§ 14 Abs. 2

§ 14 Abs. 6

Der bisherige Satz 2 entsprach nicht den kommunalrechtiichen Bestimmungen, weil
das Verfahren gesetzlich geregelt ist und demzufolge nicht von der jeweiligen Ver-
tretung des Landkreises Anhalt-Bitterfeld bzw. der Stadt Kéthen (Anhalt) bestimmt

werden kann.

Seitens der Kommunalaufsichtsbehdrde wird aufgrund der Sicherstellung eines an-
gemessenen Einflusses der kommunalen Gesellschafter empfohlen, dass die Ge-
sellschafterversammiung jederzeit bedingungslos alle Geschéfte an sich ziehen

kann.

Die jetzige Drei-Tages-Frist erscheint zu kurz und nicht angemessen. Die Zwei-Wo-
chen-Frist ist der Anpassung an die Ladungsfrist geschuidet. Sie ist zudem ein Vor-

schlag fUr eine angemessene und dennoch nicht zu lange Frist.

GemaR dem Gesprachsprotokoll vom 05.07.2017 herrschte Einigkeit, eine Méglich-
keit zur Heilung der Beschlussfahigkeit aufzunehmen. Der Vorschlag orientiert sich
an der bereits bestehenden Regelung des § 12 Abs. 9 dieses Gesellschaftsvertrages

fir die Gesellschafterversammlung.

Ich verweise auf die Begriindung zu § 10 Abs. 1. Die 14 Tage-Frist (analog zur Zwei-
Wochen-Frist) wurde i. S. d. Einheitlichkeit der Regelungen des Gesellschaftsvertra-

ges gewahlt, ist jedoch nur ein Vorschlag.
Ich verweise auf die Begriindung zu §§ 10 Abs. 1, 12 Abs. 8.

Die vorgeschlagenen Anderungen dienen lediglich der Klarstellung, weil firr die Ver-
einbarkeit der Gesellschafterzuschiisse mit dem EU-Beihilferechtlich ohnehin so zu
verfahren ist (siehe Ergebnis der beihilferechtlichen Priifung).

Die Anderung erfolgt aufgrund der Regelung des § 133 Abs. 1 Nr. 3 KVG LSA. Ein
Verweis auf § 133 KVG LSA geniigt nicht, da dieser eine konkrete Regelung im Ge-

sellschaftsvertrag einfordert.
Ich verweise auf die Begriindung zu § 14 Abs. 1.
Die Anderung erfolgt aufgrund der Regelung des § 133 Abs. 1 Nr. 2 KVG LSA. Ein

Verweis auf § 133 KVG LSA geniigt erneut nicht, da dieser eine konkrete Regelung
im Gesellschaftsvertrag einfordert. (Anmerkung: Diese Vorgabe ist m. E. auch erfilllt,
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wenn die vollstdndige Bekanntmachung im Amtsblatt des Landkreises Anhalt-Bitter-
feld erfolgt und im Amtsblatt der Stadt Kéthen (Anhalt) vor Beginn des Auslegungs-
zeitraumes auf die Bekanntmachung im Amtsblatt des Landkreises hingewiesen

wird.)

§ 21 Abs. 1 Die neu aufgenommene Regelung dient der Klarstellung. Im Ubrigen verweise ich
auf die Begriindung zu § 14 Abs. 6.

Hinweis:

Aufgrund der von den Gesellschaftern vorgetragenen Bedenken hinsichtlich einer Anderung des
Unternehmenszwecks wird die von der Kommunalaufsicht ebenfalls als notwendig erachtete Ande-
rung des § 3 Abs. 3 dieses Gesellschaftsvertrages (nach Méglichkeit Streichung der Wortgruppe
»und Zweigniederlassungen im Inland oder im Ausland zu errichten®) bei den Anderungsvorschla-
gen ausgeklammert. Im Rahmen der nachsten Anderung des Gesellschaftsvertrages ist jedoch
auch eine Anderung von § 3 Abs. 3 herbeizufiihren. Ich weise zudem darauf hin, dass auch vor der
Anderung des Gesellschaftsvertrages jegliche Betstigungen ausschlieRlich im Rahmen der kom-
munalrechtlichen Vorschriften (insbesondere im Rahmen des éffentlichen Zwecks) zuldssig sind.

Mit freundlichen GriRen

im Auftrag

rsdorfer










Anlage zur Sitzungsvorlage
Anlage 1 - Schreiben des LVA.pdf


Gesellschaftsvertrag
der
Koéthen Kultur und Marketing GmbH

8 1 Firma und Sitz der Gesellschaft
(2) Die Firma der Gesellschaft lautet: Kéthen Kultur und Marketing GmbH.
(2) Sitz der Gesellschaft ist Kothen (Anhalt).

§ 2 Dauer der Gesellschaft, Geschaftsjahr
(2) Die Gesellschaft ist auf unbestimmte Zeit errichtet.

2) Das Geschéftsjahr ist das Kalenderjahr.

§ 3 Gegenstand des Unternehmens

D) Die Gesellschaft hat den Zweck, die Kultur in der Stadt Kéthen (Anhalt) und im Land-
kreis Anhalt-Bitterfeld zu férdern, 6ffentliche kulturelle Einrichtungen, unter ihnen die Anhalt-
Information, zu betreiben und kulturelle Veranstaltungen durchzufiihren. Die Gesellschaft hat
auRBerdem die Aufgaben, Werbemalinahmen, sonstige Veranstaltungen aller Art sowie sons-
tige Aktivitaten des Stadt-, Regional- und Tourismusmarketing der Stadt Kéthen und / oder
des Landkreises Anhalt-Bitterfeld zu planen, durchzuflihren oder zu koordinieren, die im 6f-
fentlichen Interesse der Stadt Kéthen oder des Landkreises Anhalt-Bitterfeld liegen.

(2) Die Gesellschaft kann alle Geschéfts- und Rechtshandlungen vornehmen, die geeig-
net erscheinen, dem Gesellschaftszweck nach Absatz 1 zu dienen.

3) Die Gesellschaft ist berechtigt, Unternehmen, deren Unternehmensgegenstande ih-
rem eigenen gleich oder ahnlich sind, zu grinden, sie zu erwerben, zu pachten, an ihnen Be-
teiligungen zu erwerben, zu halten und wieder zu verauf3ern, und Zweigniederlassungen im

Inland oder im Ausland zu errichten.

8§ 4 Stammkapital

D) Das Stammkapital der Gesellschaft betragt 30.000 Euro.
2) Davon haben Ubernommen die Gesellschafter wie folgt:

a) der Landkreis Anhalt-Bitterfeld 15.000 Euro,

b) die Stadt Kéthen (Anhalt) 10.000 Euro,

c) die Wohnungsgesellschaft Kéthen mbH 5.000 Euro.
3) Stammeinlagen sind in voller Hohe bar zu leisten. Sie sind nach Ubernahme sofort
zur Zahlung fallig.
(4) Die Gesellschafter unterliegen keiner Nachschusspflicht gemaf 8 26 GmbHG.
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§ 5 Verfugungen uUber Geschéftsanteile

(2) Die Verfugung Uber einen Geschéftsanteil oder Uber Teile eines Geschéftsanteils be-
darf zu ihrer Wirksamkeit der Zustimmung der Gesellschafterversammlung. In ihr hat der ver-
fugende Gesellschafter Stimmrecht. Verfligung ist die Abtretung, die Verpfandung, die Belas-
tung mit einem NieRbrauch oder die Begriindung eines Treuhandverhaltnisses.

(2) Die VeraufRerung eines Geschéftsanteils oder von Teilen eines Geschéftsanteils ist
der Gesellschaft gegenuber erst wirksam, wenn sie unter Nachweis des Uberganges bei der
Gesellschaft angemeldet ist.

8 6 Organe der Gesellschaft
Organe der Gesellschaft sind:
a) Geschaftsfuhrer,
b) Aufsichtsrat,

c) Gesellschafterversammiung.

8 7 Geschaftsfihrung
D) Die Gesellschaft wird durch einen oder mehrere Geschaftsfihrer gerichtlich und au-
Bergerichtlich vertreten.
(2) Ist nur ein Geschaéftsfuhrer bestellt, so vertritt er die Gesellschaft allein. Sind mehrere
Geschaftsfuhrer bestellt, so wird die Gesellschaft durch zwei Geschéftsfuhrer oder durch ei-
nen Geschéftsfihrer gemeinschaftlich mit einem Prokuristen vertreten. Sind mehrere Ge-
schaftsfiihrer bestellt, kann die Gesellschafterversammlung abweichend von der vorstehen-

den Regelung einzelnen oder allen Geschéftsfihrern Einzelvertretungsbefugnis einrAumen.

§ 8 Rechte und Pflichten der Geschéftsfuhrer

(2) Die Geschaftsfihrer haben die Geschéafte der Gesellschaft mit der Sorgfalt eines or-
dentlichen Kaufmanns zu fuhren, unter Beachtung der einschlagigen gesetzlichen Bestim-
mungen, der Bestimmungen dieses Vertrages und der Anweisungen des Aufsichtsrates und
der Gesellschafterversammlung.

2) Die Geschaftsfilhrer haben neben ihren Pflichten aus § 14 des Gesellschaftsvertra-
ges, 8 42 a Absatz 1 GmbHG, fir jedes Wirtschaftsjahr der Gesellschaft in Anwendung des §
133 Absatz 1 Nr. 1 KVG LSA einen Wirtschaftsplan bestehend aus: einem Ergebnis- und ei-
nem Finanz- bzw. Investitionsplan sowie einem Stellenplan aufzustellen. Die Angaben des
Ergebnisplanes sowie des Finanz- und Investitionsplanes sind fur weitere drei Jahre darzu-

stellen. Die Geschaftsfihrer haben diese Plane nach ihrer Genehmigung durch den Auf-
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sichtsrat jedem Gesellschafter zur Kenntnis vorzulegen. Sie sind verpflichtet, diese Plane im
laufenden Wirtschaftsjahr zu andern und anzupassen, wenn sich wesentliche Grundlagen
absehbar andern, auf denen die Plane beruhen. Satz 3 gilt fur Plananderungen entspre-
chend.

3) Die Geschaftsfihrer haben die vorherige Zustimmung des Aufsichtsrates einzuholen,
bevor sie folgende MaRRnahmen treffen, Rechtsgeschéafte abschlielen oder Rechtshandlun-
gen vornehmen:

a) Erwerb, VeraulRerung und Belastung von Grundsticken oder grundstiicksgleichen
Rechten;

b) Anschaffung von aktivierungspflichtigen Wirtschaftsgitern des Anlagevermégens der
Gesellschaft mit einem Einzelanschaffungswert von mehr als 15.000 Euro;

¢) Abschluss von Pacht-, Leasing- und Mietvertrdgen mit einer langeren Laufzeit als 5
Jahre oder einem Pacht-, Leasing- oder Mietentgelt von jahrlich mehr als 15.000 Eu-
ro;

d) Bestellung von Prokura;

e) Ubernahme von Biirgschaften oder Garantien sowie Eingehung von Wechselverbind-
lichkeiten;

f) Aufnahme und Gewahrung von Krediten;

g) Abschluss von Unternehmensvertragen, von Interessengemeinschaften oder Organ-
veranderungen und vergleichbare, Giber den tblichen Geschéftsbetrieb hinausgehen-
den Geschéfte.

(4) Verweigert der Aufsichtsrat seine Zustimmung zu Planen nach Absatz 2 oder Mal3nah-
men nach Absatz 3, kann die Geschaftsfihrung verlangen, dass die Gesellschafterversamm-

lung in ordentlicher oder au3erordentlicher Versammlung tber die Zustimmung beschlief3t.

§ 9 Aufsichtsrat
(2) Die Gesellschaft hat einen Aufsichtsrat. Auf ihn finden die Vorschriften des AktG, auf
die in 8§ 52 Absatz 1 GmbHG verwiesen wird, keine Anwendung, ausgenommen die Vor-
schriften des § 116 Aktiengesetz (Sorgfalt und Haftung), und der 88§ 170, 171 Aktiengesetz
(Prufung des Jahresabschlusses durch den Aufsichtsrat). Stattdessen bestimmen sich die
Rechte und Pflichten des Aufsichtsrates nach dem Gesellschaftsvertrag. Die Gesellschafter
kénnen ihren jeweiligen Vertretern im Aufsichtsrat jederzeit Weisungen erteilen.
(2) Der Aufsichtsrat besteht aus 12 Mitgliedern. Er setzt sich aus 4 geborenen und 8 ge-
korenen Mitgliedern wie folgt zusammen:
(2.1) Geborene Mitglieder sind:

a) der Landrat des Landkreises Anhalt-Bitterfeld,
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b) der Oberbirgermeister der Stadt Kéthen (Anhalt),
c) der Geschaftsfuhrer der Wohnungsgesellschaft Kéthen mbH oder der von ihm be-
nannte Vertreter,
d) der Vorsitzende des Kultur- und Tourismusausschusses des Kreistages des Land-
kreises Anhalt-Bitterfeld.
Die geborenen Mitglieder zu a) und b) kénnen sich durch einen Beschéftigten der jeweiligen
Kommune vertreten lassen.
(2.2) Gekorene Mitglieder sind:
1. funf vom Kreistag des Landkreises Anhalt-Bitterfeld bestimmte Mitglieder des Kreis-
tages;
2. drei vom Stadtrat der Stadt Kdthen bestimmte Mitglieder des Stadtrates,
Das Verfahren Uber die Bestimmung und ihren Widerruf richtet sich nach § 131 Abs. 3 i.V.m.
Abs. 1 KVG LSA. Die jeweilige Bestimmung ist fur die Gesellschaft bindend. Absatz 4 bleibt
unberthrt. Die Gesellschafterversammlung kann beschlie3en, den Aufsichtsrat um bis zu
drei weitere gekorene Mitglieder auf héchstens flinfzehn Mitglieder zu erweitern. In diesem
Beschluss ist zugleich fir jedes weitere Mitglied zu regeln, ob es von dem Kreistag des
Landkreises Anhalt-Bitterfeld oder von dem Stadtrat der Stadt Kéthen (Anhalt) bestimmt
wird. Die Gesellschafterversammlung kann auch beschliel3en, dass als weiteres Mitglied des
Aufsichtsrates der Direktor der Kulturstiftung Sachsen-Anhalt oder der von ihm benannte
Vertreter bestimmt wird. Durch Beschluss der Gesellschafterversammlung kann die Anzahl
der gekorenen Mitglieder des Aufsichtsrates auch wieder auf acht, neun oder zehn vermin-
dert werden.
3) Vorsitzender des Aufsichtsrates ist der Oberbirgermeister der Stadt Kéthen (Anhalt)
bzw. der von ihm benannte Vertreter. Sein Stellvertreter ist der Landrat des Landkreises An-
halt-Bitterfeld oder der von ihm benannte Vertreter.
(4) Aufsichtsratsmitglieder und Ersatzmitglieder sowie ihre standigen Vertreter konnen nur
natirliche, unbeschréankt geschéftsfahige, nicht unter Betreuung stehende Personen sein.
Sie durfen nicht zugleich Geschaftsfihrer, Prokurist, leitender Angestellter oder Arbeitneh-
mer der Gesellschaft sein. Es soll sich um Personlichkeiten handeln, die nach Ausbildung,
Kdnnen und Erfahrung in der Lage sind, die dem Aufsichtsrat Ubertragenen Aufgaben ord-
nungsgeman zu erfillen.
(5) Die Mitglieder des Aufsichtsrates konnen die Austibung ihrer Obliegenheiten nicht ande-
ren Personen ubertragen. Sie kdnnen sich auch zur Erfillung ihre Aufgaben nicht Dritter be-
dienen.
(6) Fur jedes Mitglied kann gleichzeitig mit seiner Bestellung ein Ersatzmitglied bestellt wer-

den, das Mitglied des Aufsichtsrates wird, wenn das Aufsichtsratsmitglied vor Ablauf seiner
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Amtszeit wegfallt. Ist kein Ersatzmitglied bestellt worden, hat der fiir die Bestellung des Auf-
sichtsratsmitgliedes zusténdige Rechtstrager bei Wegfall eines Aufsichtsratsmitgliedes un-
verzuglich einen Nachfolger zu bestellen (Ersatzwahl).
(7) Der Aufsichtsrat hat eine Amtszeit. Die Amtszeit seiner Mitglieder ist unbestimmt. Sie
beginnt mit dem Ablauf der ersten Gesellschafterversammlung des Jahres 2018 und lauft
bis zur Beendigung der Gesellschafterversammlung, die tber die Entlastung fir das vierte
Geschéftsjahr nach dem Beginn der Amtszeit beschliel3t, wobei das Geschaftsjahr, in dem
die Amtszeit beginnt, nicht mitgerechnet wird. Das Amt des Ersatzmitgliedes, das fir ein zu-
vor ausgeschiedenes Mitglied nachgerickt ist, erlischt spatestens mit Ablauf der Amtszeit
des ausgeschiedenen Aufsichtsratsmitgliedes. Bei Ersatzwahlen fur Mitglieder, die vor Ab-
lauf ihrer Amtsdauer ausscheiden, erfolgt die Wahl stets fir den Rest der Amtsdauer des
ausgeschiedenen Mitglieds. Scheidet ein gekorenes Mitglied vor dem Ende seiner Amtszeit
aus dem Kreistag oder Stadtrat aus, hat der zustéandige Rechtstrager unverziglich ein neues
Mitglied und ggfls. Ersatzmitglied zu bestimmen.
(8) Jedes Aufsichtsratsmitglied und Ersatzmitglied kann vor Ablauf seiner Amtszeit ohne
Angabe von Grinden sein Amt jederzeit durch schriftliche Erklarung gegeniber der Gesell-
schaft niederlegen.
9) Die Abberufung eines gekorenen Aufsichtsratsmitgliedes oder Ersatzmitgliedes durch
den fir seine Bestellung zustandigen Rechtstrager ist fir die Gesellschaft bindend. Das
gleiche gilt fur die erfolgte Bestimmung des an seine Stelle tretenden Mitglieds.
(10) Der Aufsichtsrat hat die Geschéftsfihrung der Gesellschaft zu Uberwachen. Dafir hat
er die Rechte aus § 111 Absatz 2 Aktiengesetz und die Pflicht aus § 111 Absatz 3 Aktienge-
setz. Er hat die Abschlussprifung gemali § 42 a Absatz 1 Satz 3 GmbHG vorzunehmen und
seinen Bericht Uber das Ergebnis seiner Prifung unverziglich der Geschéftsfuhrung zur
Weiterleitung an die Gesellschafter vorzulegen. Im Rahmen dieses Aufgabenbereiches ob-
liegt ihm die Beschlussfassung Uber die nach § 8 Absatz 2 und 3 dieses Vertrages zustim-
mungspflichtigen Malinahmen der Geschéftsfiihrung.
(11) Des Weiteren obliegt dem Aufsichtsrat:
a) die Genehmigung folgender, von der Geschaftsfiihrung wirtschaftsjahrlich aufzustel-

lender Plane:

aa) Ergebnis- und Finanzplan

bb)  Wirtschafts- und Stellenplan

cc) Investitionsplan

einschlieRlich ihrer etwaigen Anderungen im laufenden Wirtschaftsjahr
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b) die Bestellung und Abberufung von Geschaftsfihrern und Prokuristen sowie die Ent-
scheidung, ob ein Geschéftsfuhrer von den Beschrankungen des § 181 BGB befreit
wird

c) der Abschluss des Anstellungsvertrages sowie dessen Anderung, Aufhebung oder
Kiindigung mit einem Geschéftsfiihrer oder Prokuristen der Gesellschaft;

d) der Erlass einer Geschaftsordnung der Geschéftsfihrer, wenn mehrere bestellt sind,;
(12) In den Fallen des Absatzes 11 lit. b) und c) vertritt der Aufsichtsrat die Gesellschaft
gemaR § 10 Absatz 7. Im Ubrigen ist er zur Geschaftsfiihrung der Gesellschaft nicht befugt.
(13) Jedes Mitglied des Aufsichtsrates ist zur Verschwiegenheit tber alle ihm bekannt ge-
wordenen Angelegenheiten der Gesellschaft gegenuber Dritten verpflichtet, es sei denn,
dass eine gesetzliche Offenbarungspflicht besteht.

(14) Der Vorsitzende des Aufsichtsrates ist berechtigt und auf Verlangen eines
Gesellschafters verpflichtet, an einer Gesellschafterversammlung mit beratender Stimme
teilzunehmen. Die weiteren  Mitglieder des Aufsichtsrates sollen an den
Gesellschafterversammlungen teilnehmen, sofern die Gesellschafter das mit einfacher
Mehrheit beschlieRen. Der Vorsitzende des Aufsichtsrates oder ein von ihm beauftragtes
Mitglied des Aufsichtsrates hat in der ordentlichen Gesellschafterversammlung einen
schriftlichen oder mindlichen Bericht Gber die wesentliche Tatigkeit des Aufsichtsrates und
die Ergebnisse seiner Kontrollen im vorausgegangenen Geschéftsjahr zu erstatten und eine
Empfehlung Uber die Entlastung der Geschaftsfiihrung auszusprechen.

(15) Die Gesellschafterversammlung kann beschlieRen, dem Aufsichtsrat eine
Entscheidungszustandigkeit im Einzelfall zu entziehen und zugleich oder in weiterer

Gesellschafterversammlung in der Angelegenheit selbst beschlieRen.

§ 10 Tatigkeit des Aufsichtsrates
(2) Die dem Aufsichtsrat gemalf3 diesem Vertrag, durch Beschluss der Gesellschafterver-
sammlung oder nach dem Gesetz obliegenden Angelegenheiten werden durch Beratung und
Beschlussfassung in einer Versammlung seiner Mitglieder (Sitzung) geordnet und erledigt.
Diese ist nicht offentlich. Die Sitzung findet in den Geschéaftsraumen der Gesellschaft statt,
es sei denn, dass der Aufsichtsrat in einer Sitzung allstimmig einen anderen Ort beschlossen
hat oder sich im Einzelfalle alle Mitglieder zuvor schriftlich auf einen anderen bestimmten Ort
verstandigt haben. Eine Sitzung darf nicht zur Unzeit, zur Nachtzeit oder an einem Sonntag
oder gesetzlichen Feiertag stattfinden. Zur Gultigkeit eines Beschlusses ist erforderlich, dass
der Gegenstand bei der Einberufung der Sitzung bezeichnet worden ist. Die Unterlagen und
Dokumente, die erforderlich sind, um den Gegenstand der Beschlussfassung priifen und be-
urteilen zu kénnen, sollen den Mitgliedern des Aufsichtsrates spatestens zwei Wochen vor

dem Tag der Sitzung vorgelegt werden. Ohne Sitzung ist ein Beschluss giiltig, wenn alle Mit-
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glieder des Aufsichtsrates dem Beschluss schriftlich zugestimmt haben. Ein Beschluss des
Aufsichtsrates, der gegen eine Rechtsvorschrift verstof3t, auf deren Einhaltung rechtswirk-
sam nicht verzichtet werden kann, ist nichtig. Im Ubrigen ist ein Beschluss giiltig, solange er
nicht durch rechtskréaftiges Urteil fur ungultig erklart ist.

(2) Die Sitzung des Aufsichtsrates wird von seinem Vorsitzenden mindestens viermal im
Jahr einberufen, auRerdem, wenn es der Vorsitzende nach seinem freien Ermessen fur er-
forderlich halt, um die Belange der Gesellschaft zu wahren. Der Vorsitzende des Aufsichtsra-
tes muss den Aufsichtsrat einberufen, wenn ein geborenes Mitglied oder zwei gekorene Mit-
glieder des Aufsichtsrats oder ein Geschéftsfihrer der Gesellschaft dies unter Angabe des
Zwecks und der Gruinde verlangen. Weigert sich der Vorsitzende pflichtwidrig, den Aufsichts-
rat einzuberufen, kann die Sitzung von den Verlangenden oder einem geborenen Mitglied
des Aufsichtsrates einberufen werden.

(3) Die Einberufung erfolgt in Textform. Die Frist der Einberufung betragt mindestens zwei
Wochen. Sie kann bei besonderer Dringlichkeit der Angelegenheiten bis auf drei Tage ver-
kirzt werden.

4) Der Aufsichtsrat ist beschlussfahig, wenn nach ordnungsgemafer Einberufung mehr
als die Halfte seiner stimmberechtigten Mitglieder zu Beginn der Sitzung anwesend sind oder
bei nicht ordnungsgemafer Einberufung samtliche Mitglieder des Aufsichtsrates anwesend
sind und ihr Einverstandnis zur Durchfiihrung der Sitzung im Sitzungsprotokoll erklart haben.
Fehlt es daran, ist unverzuglich eine neue Sitzung mit gleichem Gegenstand bzw. Tagesord-
nung einzuberufen. Sie ist ohne Ruicksicht auf die Erfordernisse von Satz 1 beschlussfahig,
wenn bei ihrer Einberufung auf diese Folge hingewiesen worden ist. Absatz 3 bleibt unbe-
rahrt.

(5) Der Aufsichtsrat fasst seine Beschliisse mit einfacher Mehrheit der abgegeben Stimmen
in offener Abstimmung durch Handaufhebung der stimmberechtigten anwesenden Mitglieder;
Stimmenthaltungen werden nicht mitgezéahlt. Jedes Mitglied des Aufsichtsrates hat eine
Stimme. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Aufsichtsratsvorsitzenden. § 12
Absatz 1 Satz 5 gilt sinngemaR auch fur den Aufsichtsrat. Ein Mitglied ist nicht stimmberech-
tigt, wenn der Beschluss die Vornahme eines Rechtsgeschaftes der Gesellschaft mit ihm o-
der die Einleitung oder Erledigung eines Rechtsstreites der Gesellschaft gegen ihn betrifft;
das gleiche gilt, wenn statt des Mitgliedes die von ihm vertretene Person oder eine ihm na-
hestehende Person im Sinne von § 138 InsO betroffen ist.

(6) Uber die in der Sitzung gefassten Beschliisse ist nach ihrer Verkiindung durch den
Vorsitzenden eine Niederschrift anzufertigen, die von dem Vorsitzenden und einem von die-
sem bestimmten Protokollfihrer zu unterzeichnen ist. Jedes Mitglied des Aufsichtsrates, je-

der Gesellschafter und jeder Geschéftsfuhrer ist berechtigt, die Niederschrift einzusehen.
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Dem Geschaftsfuhrer ist unverziglich, spatestens binnen einer Woche nach dem Ende der
Sitzung, eine Ausfertigung zu tbergeben.

(7) Willenserklarungen des Aufsichtsrates werden vom Vorsitzenden des Aufsichtsrates
abgegeben. Beschlisse des Aufsichtsrates werden von seinem Vorsitzenden ausgefuhrt
bzw. umgesetzt.

(8) Der oder die Geschaftsfihrer der Gesellschaft sind berechtigt und auf Verlangen des
Vorsitzenden des Aufsichtsrates verpflichtet, an einer Sitzung des Aufsichtsrates mit bera-
tender Stimme teilzunehmen. Sie sind zu jeder Sitzung zu laden. Absatz 1 und 3 gelten dafur
sinngemal. Ist diese Ladung unterblieben oder nicht form- oder fristgerecht erfolgt, gilt der
Aufsichtsrat fur die Sitzung als nicht beschlussfahig.

9) Der Aufsichtsrat ist berechtigt, an einer Sitzung einen Dritten mit beratender Stimme
fur einen bestimmten Gegenstand der Beratung oder Beschlussfassung zu beteiligen. Dar-
Uber entscheidet der Vorsitzende oder der Aufsichtsrat durch Beschluss. In der Einberufung
zur Sitzung sind der Dritte und der Gegenstand seiner Beteiligung zu bezeichnen. Die Betei-
ligung des Dritten an der Sitzung unterbleibt, wenn dies zu Beginn der Sitzung durch den
Aufsichtsrat beschlossen wird.

(10) Die Mitglieder des Aufsichtsrates haben Anspruch auf Zahlung einer angemessenen
Vergutung fir ihre Tatigkeit in Gestalt eines Sitzungsgeldes als pauschale Aufwandsent-
schadigung fir jede Teilnahme an einer Sitzung des Aufsichtsrates. Uber die Hohe, die Fal-
ligkeit und die weiteren Einzelheiten beschliel3t die Gesellschafterversammlung nach Anho-
rung des Aufsichtsrates.

8 11 Befugnisse der Gesellschafterversammlung

(1) Die Gesellschafterversammlung hat die im Gesetz, insbesondere in § 46 GmbHG, und
die in diesem Gesellschaftsvertrag vorgesehenen Befugnisse und beschliel3t insbesondere
Uber alle ihr durch Gesetz oder diesen Gesellschaftsvertrag zugewiesene Gegenstande, so-
fern nicht dieser Gesellschaftsvertrag einzelne Befugnisse und Beschlusskompetenzen aus-
drucklich dem Aufsichtsrat zuweist.
2) Der Gesellschafterversammlung obliegt namentlich die Beschlussfassung lber:

a) die Feststellung des Jahresabschlusses (Jahresergebnis, Bilanzgewinn, Ergebnis-

verwendung und Verteilung);
b) die Genehmigung des Lageberichts und des Berichts des Aufsichtsrates;
c) den Bericht liber die gesetzliche Prifung der Gesellschaft und die in Folge der Pri-

fung zu treffenden MalRnahmen,;
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(1)

d)

f)
9)

h)

die Verwendung des Ergebnisses auch unter vollstandigem oder teilweisem Aus-
schluss des aus § 29 Absatz 1 GmbHG folgenden Anspruchs auf Ergebnisausschut-
tung;

die Entlastung der Geschaftsfihrung und des Aufsichtsrates;

die Bestellung des Abschlussprifers;

die Einforderung der Einlagen und der Verpflichtungen eines Gesellschafters aus sei-
nen Nebenleistungen geman 88 13, 13 a bis ¢ des Gesellschaftsvertrages;

die Zustimmungen zu Verfugungen uber Geschéaftsanteile sowie zu deren Teilung
oder Zusammenlegung

die Einziehung von Geschéftsanteilen

den Ausschluss eines Gesellschafters

Erwerb und VerauRerungen von Beteiligungen an fremden Unternehmen sowie die
Entsendung von Vertretern der Gesellschaft in Aufsichtsratsgremien von diesen Un-
ternehmen,

Kapitalerhéhung, Kapitalherabsetzung, Verschmelzung oder Umwandlung der Ge-

sellschatft,

m) die Anderung des Gesellschaftsvertrages

n)

0)

p)
q)

die Auflésung der Gesellschaft und die Bestellung der Liquidatoren,

die Erweiterung oder Verminderung der Anzahl der gekorenen Mitglieder des Auf-
sichtsrates gemal § 9 Absatz 2

die Vergttung fiur die Mitglieder des Aufsichtsrates nach 8 10 Absatz 10;

alle sonstigen, nach dem Gesetz der Beschlussfassung der Gesellschafterversamm-
lung unterliegenden Rechtshandlungen, soweit dieser Vertrag nicht die Zustandigkeit
des Aufsichtsrates bestimmt hat.

8 12 Formalitaten der Gesellschafterversammiung

Die ordentliche Gesellschafterversammlung findet regelmafig einmal jahrlich in den

ersten acht Monaten des Geschéftsjahres nach Aufstellung des Jahresabschlusses fir das

vergangene Geschéftsjahr statt. Die Geschaftsfihrer haben der ordentlichen Gesellschafter-

versammlung den Jahresabschluss (Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung) sowie einen

Jahresbericht mit dem Bericht des Aufsichtsrates vorzulegen. Der Aufsichtsrat hat der Ge-

sellschafterversammlung tUber seine Tatigkeit zu berichten. § 14 ist zu beachten. Der Abhal-

tung einer formlichen Gesellschafterversammlung bedarf es nicht, wenn samtliche Mitglieder

der Gesellschafterversammlung schriftlich mit der zu treffenden Bestimmung oder mit der

schriftlichen Abgabe der Stimmen sich einverstanden erklaren (Umlaufverfahren).
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2) Aulerordentliche Gesellschafterversammlungen sind einzuberufen in den im Gesetz
und Vertrag vorgesehenen Fallen, und wenn es im Interesse der Gesellschaft erforderlich
erscheint, aul3erdem, wenn Gesellschafter, die mindestens 10 % des Stammkapitals auf sich
vereinigen, dies verlangen, und ihr Verlangen schriftlich begrinden und die Tagesordnungs-
punkte nennen, die Gegenstand der auf3erordentlichen Gesellschafterversammlung sein sol-
len.

3) Die Gesellschafterversammlung wird von der Geschéftsfiihrung einberufen. Jeder
Geschaftsfuhrer ist allein einberufungsberechtigt. Die Gesellschafterversammlung soll am
Sitz der Gesellschaft in ihnren GeschaftsrAumen an einem Werktag zur Tageszeit stattfinden.
Sie kann mit Einwilligung aller Gesellschafter auch an einen anderen Ort und zu anderen
Zeiten einberufen werden.

4) Die Einberufung zur Gesellschafterversammlung erfolgt schriftlich in Textform per
Post, Fax oder Email unter Angabe der Tagesordnung und der Gegenstande der Beschluss-
fassung. Die Einladungsfrist betradgt mindestens zwei Wochen. Sie kann in dringenden Fal-
len bis auf eine Woche abgekiirzt werden. Sie beginnt mit der Absendung der Einberufung.
(5) Die Gesellschafterversammlung wird von ihrem Vorsitzenden geleitet. Vorsitzender
ist die vom Gesellschafter Landkreis Anhalt-Bitterfeld zu seiner Vertretung befugte Person.
Sie ernennt den Protokollfiihrer.

(6) Die Gesellschafter kbnnen Beschliisse auch ohne Wahrung der Formen und Fristen
fur die Einberufung und Abhaltung der Gesellschafterversammlung fassen, wenn alle Gesell-
schafter anwesend oder vertreten sind und sich mit der Beschlussfassung einverstanden er-
klaren.

) Uber Beschlusse der Gesellschafterversammlung ist eine Niederschrift (Protokoll in
Ergebnisform) anzufertigen, die von dem Vorsitzenden und dem Protokollfihrer zu unter-
schreiben ist. Eine Ausfertigung hat der Vorsitzende unverziiglich allen Gesellschaftern, dem
Vorsitzenden des Aufsichtsrates und dem Geschaftsfiihrer zuzuleiten.

(8) Beschlisse kdnnen nur Gber Gegenstande der Tagesordnung gefasst werden. Nach-
tragliche Antrage auf Beschlussfassung, kdnnen aufgenommen werden, wenn sie spates-
tens am 14. Tage vor der Gesellschafterversammlung, wobei der Tag der Gesellschafterver-
sammlung ausgeschlossen ist, in der in Absatz 4 festgesetzten Form bekanntgegeben wor-
den sind. Dasselbe gilt fiir die Antrédge der Geschaftsfuhrer oder des Aufsichtsrates. Zur Be-
schlussfassung tber die Leitung der Versammlung oder Uber einen in der Versammlung ge-
stellten Antrag auf Einberufung der aul3erordentlichen Gesellschafterversammlung bedarf es
keiner Ankindigung.

(9) Ist die Versammlung nicht ordnungsgemald berufen oder sind die Gegenstande der

Tagesordnung nicht ordnungsgemal angekindigt, so kénnen Beschliisse dartiber nur ge-
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fasst werden, wenn samtliche Mitglieder der Gesellschafterversammlung anwesend sind und
ihr Einverstandnis dazu zu Protokoll der Versammlung erklart haben.

(10) Die Gesellschafterversammlung ist beschlussfahig, wenn mindestens so viele Gesell-
schafter anwesend oder vertreten sind, dass sie mehr als die Halfte aller vorhandenen
Stimmen in sich vereinen. Ist dies nicht der Fall, so ist eine neue Versammlung mit gleicher
Tagesordnung zu berufen, welche ohne Ricksicht auf die Hohe des vertretenden Stimm-
rechts beschlussfahig ist. Darauf ist in der Einberufung hinzuweisen.

(11) Jeder Gesellschafter wird in der Gesellschafterversammlung durch eine Person ver-
treten, die eine schriftliche Vollmacht vorzulegen hat, soweit sich ihre Alleinvertretungsbe-
fugnis nicht aus 6ffentlichen Registern ergibt.

(12) Die Beschlisse der Gesellschafterversammlung werden mit einfacher Stimmenmehr-
heit des bei der Beschlussfassung vertretenen Kapitals gefasst, sofern Gesetz oder Gesell-
schaftervertrag nichts anderes bestimmen. Je 250 € eines Geschéaftsanteils gewahren eine
Stimme. Nicht abgegebene Stimmen gelten als Stimmenthaltung. Sie werden fir die Be-
rechnung der Mehrheit nicht mitgezahlt. Die Abstimmung erfolgt offen durch Handaufhebung.
Folgende Beschlisse der Gesellschafterversammlung bedirfen einer Mehrheit von 75 % des

abstimmenden Kapitals:

a) Einziehung von Geschaftsanteilen
b) Ausschluss eines Gesellschafters
c) Erwerb und VerauRRerungen von Beteiligungen an fremden Unternehmen sowie die

Entsendung von Vertretern der Gesellschaft in Aufsichtsratsgremien von diesen Unterneh-

men,
d) Kapitalerhbhung, Kapitalherabsetzung, Verschmelzung oder Umwandlung der Ge-
sellschatft,

e) Anderung des Gesellschaftsvertrages

f) Auflosung der Gesellschaft und die Bestellung der Liquidatoren,

(13) Die Anwesenheit weiterer Personen kann von der Gesellschafterversammlung durch
Beschluss zugelassen werden. Die Geschéftsfuhrer und der Vorsitzende des Aufsichtsrates
haben auf schriftliches Verlangen eines Gesellschafters mit beratender Stimme teilzuneh-
men.

(14) Ein Beschluss der Gesellschafterversammlung kann nur durch Klage binnen einer
Frist von zwei Monaten angefochten werden. Die Frist beginnt mit dem Zugang des Proto-
kolls geméal} Absatz 7.

(15) Gesellschafterbeschliisse kénnen ohne Versammlung der Gesellschafter auch im
Umlaufverfahren (schriftlich, per Fax oder per Email) gefasst werden, wenn alle Gesellschaf-

ter zustimmen oder sich an der Beschlussfassung beteiligen. Fur die Beschlussvorlage und
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ihre Bekanntmachung an die Gesellschafter durch die Geschéftsfihrung gelten die Absatze
3 Satz 1, 4 Satz 1, 8 Satz 1, 9, 10 und 12 sinngema&R. Die Frist zur Stimmabgabe per Brief,
Telefax oder Email betragt zwei Wochen ab Zugang der Vorlage. Uber den Verlauf und das
Ergebnis des Umlaufverfahrens sind die Gesellschafter von dem Geschéftsfuhrer unverzig-
lich schriftlich zu unterrichten.

8 13 Zuschusse der Gesellschafter
(2) Um der Gesellschaft aus allgemeinen kulturpolitischen Grunden insbesondere den
Betrieb der offentlichen kulturellen Einrichtungen in Erfullung ihres Gesellschaftszwecks zu
ermoglichen und zu férdern, zahlen die Gesellschafter Landkreis Anhalt-Bitterfeld und Stadt
Kdthen (Anhalt) der Gesellschaft Zuschiisse gemaf den nachfolgenden Bestimmungen.
2 Die Zahlung der Zuschusse ist nicht abhangig von einer Gegenleistung. Die Zu-
schisse durfen ausschlielich im Rahmen des Gegenstandes der Gesellschaft fiir nicht wirt-
schaftliche Tatigkeiten verwendet werden. Der Nachweis der ausschlieRlichen Verwendung
der Zuschisse ist im Rahmen einer Trennungsrechnung zu fihren. Der Zuschuss ist eine
kooperative Nebenleistung des jeweiligen zu seiner Zahlung verpflichteten Gesellschafters
im Sinne von § 3 Absatz 2 GmbHG und mit seiner Stellung als Gesellschafter und seiner
Stammeinlage verbunden. Sie geht auf einen Erwerber oder Rechtsnachfolger tiber. Die Re-
gelungen uber die Zuschusspflichten sind nicht ordentlich kiindbar und unterliegen nicht ei-
nem etwaigen Preisgaberecht analog § 27 GmbHG. Ihre etwaige Anderung ist Satzungsan-
derung, die eines einstimmigen Beschlusses der Gesellschafterversammlung bedarf. Die
Zuschusspflichten begriinden keine Nachschusspflicht eines Gesellschafters im Sinne von §
26 GmbHG.
3) Die Zuschusspflichten beginnen am 01.01.2018. Sie enden mit Ablauf des
31.12.2027.
(4) Die Stadt Kothen (Anhalt) fordert die Tatigkeit der Gesellschaft durch Zahlung eines
jahrlichen Zuschusses in Hohe von insgesamt 302.300,00 Euro. Der Zuschuss wird jeweils
zu 25 v. H. des jahrlichen Zuschusses zum 15.01., 15.04., 15.07. und 15.10. fallig.
(5) Der Landkreis Anhalt-Bitterfeld fordert die Tatigkeit der Gesellschaft durch Zahlung
eines jahrlichen Zuschusses in Hohe von insgesamt 350.560 Euro. Der Zuschuss wird je-
weils zu 25 v. H. des jahrlichen Zuschusses zum 15.01., 15.04., 15.07. und 15.10. fallig.
(6) Der Landkreis Anhalt-Bitterfeld fordert die Tatigkeit der Gesellschaft durch Zahlung
eines weiteren monatlichen Zuschusses in Hohe von 890 Euro zu den Personalkosten ei-

nes Geschaéftsfuhrers. Der Zuschuss wird jeweils zum 15. des Folgemonats fallig.
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(7 Der Landkreis Anhalt-Bitterfeld fordert die Tatigkeit der Gesellschaft durch Zahlung
eines weiteren jahrlichen Zuschusses in Héhe von 175.513,56 Euro. Der Zuschuss wird
jeweils zu 25 v. H. des jahrlichen Zuschusses zum 15.01., 15.04., 15.07. und 15.10. fallig.

(8) Der Landkreis Anhalt-Bitterfeld fordert die Tatigkeit der Gesellschaft des Weiteren
durch unentgeltliche Personalgestellung jeweils einer Person fiir folgende Funktionen:
Schlosshausmeister

Leiter Prahistorische Sammlung

Leiter Naumann-Museum

Sekretarin

Werbung / Marketing

Veranstaltungsleiter

Buhnentechniker

© N o g s~ w NP

Buhnentechniker
Fur den Fall, dass eine Funktionsperson im Sinne von Satz 1 Arbeithehmer der KKM wird,
insbesondere als Folge eines Betriebsiiberganges geméaR § 613 a BGB, erfolgt die Forde-
rung insoweit nicht mehr durch Personalgestellung, sondern durch Ubernahme der der KKM
fur diese Funktionsperson entstehenden Personalkosten durch den Landkreis Anhalt-
Bitterfeld.
9) Soweit das Arbeitsverhdltnis eines zum 01.01.2018 gestellten oder Ubergegangenen
oder zur KKM ibergegangenen Arbeitnehmers im Sinne des Absatzes 8 endgliltig endet,
fordert der Landkreis Anhalt-Bitterfeld die Tatigkeit der Gesellschaft durch Zahlung eines
weiteren monatlichen Zuschusses in Hohe der Stufe 2 der Entgeltgruppe des ausgeschiede-
nen, gestellten oder Ubergegangenen Arbeitnehmers gemaR TV6D. MalRgeblich ist die wo-
chentliche Arbeitszeit des ausgeschiedenen, gestellten oder Ubergegangenen Arbeitneh-
mers. Die Einstellung eines Ersatzarbeitnehmers ist nicht erforderlich. Der Zuschuss wird
jeweils zum 15. des Folgemonats fallig.
(10) Bei der Berechnung des Zuschusses gemaf3 Absatz 9 bleiben unberiicksichtigt:

a) der etwaige Wegfall von Beitragen zur Zusatzversorgungskasse,

b) tarifliche Steigerungen, einschliel3lich Stufenaufstiege, nach dem TV6D sowie

c) eventuelle Leistungen der Agentur fur Arbeit bei Altersteilzeit eines zu ersetzenden

Arbeitnehmers bzw. Wiedereingliederung (Wiedereingliederungshillfe).

(11) Die vorstehenden Bestimmungen schlielRen die Zahlung weiterer Zuschiisse durch
Dritte nicht aus. Der Gesellschafter Wohnungsgesellschaft Kéthen mbH kann zur Zahlung
von Zuschissen im Sinne von § 13 oder sonstigen Nebenleistungen nicht verpflichtet wer-

den.
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(12) Die Gesellschafter Landkreis Anhalt-Bitterfeld und Stadt Kéthen (Anhalt) verpflichten
sich wechselseitig, 18 Monate vor dem Ende der Zuschusspflichten (Absatz 3 Satz 2), also
ab dem 01.07.2026, Verhandlungen uber eine Erneuerung ihrer Zuschusspflichten im Sinne
der Abséatze 1 und 2 , 4 bis 10, zu fihren und diese mdglichst bis zum 30.06.2027 abzu-
schlieBen. Sie sind hierbei gehalten, der jeweils anderen Partei konkrete Vorschlage tber
Grund, HOhe, Laufzeit und Falligkeit des Zuschusses, den man zu gewahren bereit sei, zu
unterbreiten, und einen solchen Vorschlag zu begriinden. In Ansehung der Laufzeit ist auf
die 8 17 Absatz 1 geregelten Fristen Bedacht zu nehmen. Unberthrt bleibt das Recht einer
Partei, die Fortsetzung der Verhandlungen zu verweigern oder diese fur gescheitert zu erkla-
ren, wenn sie dafir halt, dass die Vorschlage der anderen Partei nicht zumutbar seien. Diese
Rechtsausiibung ist zu begriinden. Die Haftung der Parteien beschrankt sich auf die Félle,
dass eine Partei Uberhaupt nicht zu verhandeln bereit ist, oder lediglich Vorschlage unter-
breitet, die fur die andere Partei offensichtlich nicht verhandlungsfahig sind (Scheinverhand-
lung). Der Gesellschafter Wohnungsgesellschaft Kéthen mbH ist an den Verhandlungen mit
beratender Stimme zu beteiligen. Die Verhandlungspflichten entfallen, wenn der zu ihrer
Fuhrung verpflichtete Gesellschafter aus der Gesellschaft gemaR § 17 ausscheidet oder ge-

maf § 18 die Auflésung der Gesellschaft beschlossen ist.

§ 13 a Weitere Nebenleistungen des Gesellschafters Landkreis Anhalt-Bitterfeld
§ 13 a Artikel 1 Allgemeines
(1) Der Landkreis Anhalt-Bitterfeld (Landkreis) tibertragt der Gesellschaft (KKM) durch Leih-
vertrag gemaR 8§ 598 ff. BGB und durch Ubernahme von Vertragen als Schuldiibernahme
gemaf 88 414 bis 418 BGB, hilfsweise als Erflllungsibernahme gemaf § 329 BGB, folgen-
de kulturelle Einrichtungen und Gegensténde, die jeweils einen Inbegriff von Sachen, ihren
Bestandteilen, Zubehdr und Gerechtsamkeiten bilden, (im folgenden ,Leihgaben® genannt),
namlich
e das Naumann — Museum
e das historische Museum fur Mittelanhalt
e die Prahistorische Sammlung
¢ Raumlichkeiten im Gebaude der Landkreisverwaltung Am Fluglatz 1 in Kéthen fir die
Prahistorische Sammlung
¢ Inventar aus dem ehemaligen ,Birgerhaus am Markt‘, das nunmehr dem Betrieb des
Veranstaltungszentrum im Schloss Kéthen durch die KKM dient
mit Wirkung ab dem 01.01.2018 zu den nachfolgend vereinbarten Mal3gaben. Zweck der
Leihe ist die Férderung des Gegenstandes der Gesellschaft gemal § 3 Absatz 1 des Gesell-

schaftsvertrages durch den Betrieb von Kultureinrichtungen durch die KKM. § 13 Absatz 1
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und 2 sowie Absatz 11 und 12 gelten ausdriicklich und sinngemaf auch fur diese Vereinba-
rung einer Nebenleistung i.S.v. 8 3 Absatz 2 GmbHG.
(2) Fur ihre Durchfuhrung sind sich die Parteien einig, dass:

(2.1) der Vertrag zwischen dem Landkreis Anhalt-Bitterfeld (vormals Kdthen/Anhalt) und der
Stadt Kéthen (Anhalt) Gber den Betrieb von Kultureinrichtungen durch die Stadt Kéthen (An-
halt) vom 29.06.2007 (im Folgenden: Kulturstattenvertrag) in der Fassung des Anderungs-
vertrages zwischen dem Landkreis Anhalt-Bitterfeld und der Stadt Kéthen (Anhalt) Uber den
Betrieb von Kultureinrichtungen durch die Stadt Kéthen (Anhalt) vom 21.11.2014 mit Wirkung
zum Ablauf des 31.12.2017 aufgehoben und durch 8 13 a des Gesellschaftsvertrages der
KKM mit Wirkung ab dem 01.01.2018 ersetzt wird;

(2.2) der Kulturvertrag zwischen der Stadt Kdthen (Anhalt) und der KKM vom 20.11.2007 in
der Fassung des Anderungsvertrages vom 28.11./02.11.2014 zum Ablauf des 31.12.2017
aufgehoben und durch 8§ 13 a des Gesellschaftsvertrages der KKM mit Wirkung ab dem
01.01.2018 ersetzt wird;

(3) Die Parteien stellen klar, dass in Ansehung der in Absatz 1 bezeichneten Vertragsgegen-
stande

(3.1) Vertrage, die bis zum 31.12.2017 bereits auf die KKM Ubergeleitet sind, keiner erneuten
ausdrucklichen Uberleitung bedurfen;

(3.2) der unmittelbare Besitz der KKM ihr ab dem 01.01.2018 nicht mehr von der Stadt, son-
dern vom Landkreis vermittelt wird, auch dann, wenn eine férmliche Beendigung eines bishe-
rigen Besitzmittlungsverhéltnisses und dessen Neubegriindung unterblieben sein sollte;

(3.3) die Gefahr und die Verkehrssicherungspflicht ab dem 01.01.2018 auf die KKM Uberge-
hen;

(4) Die Gesellschaft und ihre Gesellschafter lassen sich bei der Verwirklichung des Zwecks
der Leihe (Absatz 1) von folgenden Grundsétzen leiten:

(4.1) Zu den offentlichen Kultureinrichtungen, die bislang vom Landkreis vorgehalten werden,
zahlen insbesondere das Naumann-Museum, das Historische Museum fur Mittelanhalt, die
Prahistorische Sammlung und das Birgerhaus am Markt. Das Blrgerhaus am Markt ist zwi-
schenzeitlich ab 2007 durch das Veranstaltungszentrum im Schloss Kéthen ersetzt worden.
In dem Bestreben, das kulturelle Angebot im Landkreis und in der KKM zu erhalten und wei-
terzuentwickeln, stimmen der Landkreis und die KKM darin Uberein, dass die praktische Um-
setzung der kulturellen Aufgabenstellungen kinftig durch die KKM erfolgt. Mit dem einheitli-
chen Betrieb von kulturellen Einrichtungen durch die KKM bezwecken die vertragschlieRen-
den Parteien als Gesellschafter der KKM eine Senkung des Zuschussbedarfs der kulturellen
Einrichtungen, weil hieraus erwachsende Optimierungsmoglichkeiten, Organisationsvorteile
(Vermeidung von Doppelstrukturen) und Rationalisierungseffekte genutzt werden konnen.
Ferner zielt die Zusammenfihrung der kulturellen Einrichtungen auf eine Verbesserung der
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Zusammenarbeit der kulturellen Einrichtungen sowie die Weiterentwicklung des Niveaus des
kulturellen Angebots ab.

(4.2) Deshalb regelt der Vertrag auch den Betrieb des Veranstaltungszentrum im Schloss
Kdthen durch die KKM, der u. a. Funktionen des Burgerhauses tbernommen hat (im Fol-
genden: kulturelle Einrichtungen). Das Eigentum des Landkreises bleibt hiervon unberihrt.

(4.3) Die Parteien stellen fest, dass fir die Zeit der Betreibung der kulturellen Einrichtungen
durch die KKM die Satzungshoheit hinsichtlich dieser Einrichtungen ausschlie3lich bei der
KKM liegt, da es sich insoweit um offentlich-rechtliche Einrichtungen der KKM handelt. Der
Landkreis verpflichtet sich, die von ihm erlassenen Satzungen zu den kulturellen Einrichtun-
gen unverziglich aufzuheben. Die KKM kann die Nutzungsbedingungen, insbesondere die
Offnungszeiten, die Hausordnung und das jeweils zu zahlende Entgelt, fur die kulturellen
Einrichtungen auch zivilrechtlich selbst regeln.

(4.4) Es ist Sache der KKM, fiir den Betrieb der kulturellen Einrichtungen, insbesondere fiir
Umfang, Inhalt und Ausgestaltung des kulturellen Angebots, Sorge zu tragen. Ein Weisungs-
recht des Landkreises, der Stadt Kothen oder der WGK besteht insoweit nicht.

(4.5) Die KKM und ihre Gesellschafter werden sich nach Mdglichkeit bemuhen, Fordermittel
zu erhalten. Die Gesellschaft und ihre Gesellschafter werden sich gegenseitig bei der Stel-
lung von Foérderantragen unterstitzen.

(4.6) Die KKM verpflichtet sich zur Einhaltung der maf3geblichen datenschutzrechtlichen
Bestimmungen. Sie wird insbesondere die von ihr beteiligten Personen oder die von ihr be-
auftragten Dritten entsprechend verpflichten und fiir die Sicherheit und den Schutz der bei
ihm anfallenden personenbezogenen Daten ausreichende organisatorische Mal3nahmen er-
greifen.

(4.7) Die Vertragsparteien verpflichten sich zu einer engen partnerschaftlichen Zusammen-
arbeit. Sie informieren sich gegenseitig Uber alle wesentlichen Vorgénge.

(5) Kulturpolitische Aufgaben und Ziele des ,Veranstaltungszentrum im Schloss Kdthen®
sind:

(5.1) Aufgaben:

- die Erarbeitung und Verwirklichung einer vielseitigen eigenen Veranstaltungstatig-
keit entsprechend der multifunktionalen Ausstattung des Objektes,

- als Kommunikationszentrum, der kulturellen Begegnung, als Statte der Bildung und
des Ausgleiches zur Arbeitswelt zu wirken,

- die Nutzung des Veranstaltungszentrums durch andere Kulturtrager und Interessen-
ten zu ermoglichen und

- die Realisierung von Beispielvorhaben, Ausstellungen, Tagungen, soziokulturellen
Mafinahmen und eigenen Kulturprojekten und experimentellen Veranstaltungen.
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(5.2) Ziele:

- die Planung, Realisierung und Auswertung einer auf Zielgruppen basierenden Ver-
anstaltungstatigkeit aller Genres unter Beachtung eines vertretbaren Aufwand-
Nutzen-Verhaltnisses,

- die Verwirklichung kreislicher Kulturbedirfnisse im Sinne der Sicherung der kulturel-
len Pluralitat im Landkreis Anhalt-Bitterfeld,

- die Absicherung hochgradiger Kunst- und Kulturerlebnisse sowie

- die Realisierung des Anspruches der Kultureinrichtung, als Kulturstatte mit einer
hohen Umlandfunktion zu wirken.

(6) Kulturpolitische Aufgaben und Ziele des Naumann-Museums, des Historischen Museums
fur Mittelanhalt sowie der Prahistorischen Sammlung sind zuséatzlich zur Sicherung des Kul-
turgutes gegen Diebstahl, Brandgeféahrdung, Schaden durch Dritte, unsachgemafie Lage-
rung und Verauf3erung:

(6.1) Aufgabe des Naumann-Museums und des Historischen Museums ist:

- die Erarbeitung, Pflege und museumspadagogische Betreuung der Dauerausstel-
lung einschlie3lich Aufbau, ErschlieRung und Pflege der Sammlung, Sicherung der
Sammlungs- und Bewahrungsfunktion,

- die Ausfiihrung von wissenschaftlichen Aufgaben entsprechend der nationalen und
regionalen Bedeutung der musealen Einrichtungen, wissenschaftliche ErschlieBung
des Bestandes und Publizierung der Ergebnisse,

- die wissenschaftliche Erarbeitung und Realisierung von regionalen und Uberregio-
nalen relevanten Ausstellungsprojekten der Geschichte und Kulturgeschichte sowie
Zusammenarbeit mit anderen musealen Einrichtungen,

- die museumspéadagogische Begleitung von Sonderausstellungen, bei der Beglei-
tung von Kulturprojekten und bei der Offentlichkeitsarbeit,

- die fachliche Aufbereitung des prahistorischen Sammlungsgutes,
- die Sicherung des Kulturgutes und

- die Durchfuhrung beispielgebender Veranstaltungen und Vorhaben zur Verwirkli-
chung der Gegenwartskultur und der Bildenden Kunst.

(6.2) Ziel des Naumann-Museums und des Historischen Museums ist:

- die Realisierung musealer Aufgaben im Zusammenhang mit der Bedeutung der Mu-
seen,

- die Sicherung der wissenschaftlichen Bedeutung und Ausstrahlung der musealen
Einrichtungen,
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- die Schaffung eines vielschichtigen kulturellen Bildungs- und Veranstaltungsange-
botes,

- die Forderung des historischen Bewusstseins, der kulturellen Erbpflege und Schaf-
fung von Identifikationsmadglichkeiten,

- die Vermittlung zwischen Kunstschaffenden und Bevdélkerung sowie

- die Sicherung einer ansprechenden Medien-, Publikations- und Offentlichkeitsarbeit.
(6.3) Ziel und Aufgabe der Prahistorischen Sammlung sind:

- Sammlungs- und Bewahrungsfunktion,

- Forschungs- und Dokumentierungsfunktion,

- Ausstellungs- und Vermittlungsfunktion

@) Umfang, Art und Weise der Umsetzung der vorgenannten Aufgaben und Ziele stehen
unter dem Vorbehalt einer Umsetzbarkeit mit vertretbarem wirtschaftlichem Aufwand. Die
Parteien sind sich einig, dass die vorgenannten Aufgaben und Ziele einer standigen Anpas-
sung und zeitgemaRen Weiterentwicklung durch die KKM unterliegen.

§ 13 a Artikel 2 Leihe der kulturellen Einrichtungen an KKM

(1) Der Landkreis als Verleiher tberlasst der KKM als Entleiher die in Artikel 1 Absatz 1 be-
zeichneten Leihgaben zum unentgeltlichen Gebrauch fur den Zweck der Leihe. Die KKM
verpflichtet sich, die Leihgaben zu Gibernehmen und nach Mal3gabe dieses Vertrages in ihrer
Obhut zu behalten.

(2) Erweitert der Landkreis die Bestande des Naumann-Museums, des Historischen Muse-
ums und der Prahistorischen Sammlung um weitere Exponate, werden diese ebenfalls Leih-
gaben gemaR Absatz 1. Das gleiche gilt, wenn der Landkreis einen sonstigen Gegenstand
als Bestandteil oder Zubehor in eine Leihgabe einbringt, oder einen solchen bereits vorhan-
denen Gegenstand durch einen anderen ersetzt. Werden die Bestande des Naumann-
Museums, des Historischen Museums und der Prahistorischen Sammlung durch die KKM in
Umsetzung der Mal3gaben aus Artikel 1 Absatz 7 um zusatzliche Exponate erweitert, sind
diese in das Eigentum des Landkreises zu uberfiihren. Das gleiche gilt, wenn die KKM in
Umsetzung der Mal3gaben aus Artikel 1 Absatz 7 eine Leihgabe mit einer Einrichtung ver-
sieht oder neue Bestandteile oder neues Zubehor in diese einbringt. § 601 Absatz 2 Satz 2
BGB (Wegnahmerecht des Entleihers) findet insoweit keine Anwendung. Vorgange dieser
Art sind dem anderen Beteiligten jeweils unverziglich schriftlich mitzuteilen.

(3) Der Landkreis kann von der KKM die voriibergehende Uberlassung einzelner Leihgaben
verlangen, wenn er diese fur eigene Zwecke (z. B. Reprasentation) bengétigt. Das Verlangen
ist drei Monate vor dem Beginn der verlangten Uberlassung schriftlich zu erklaren und zu
begriinden. IThm darf KKM nur aus wichtigem Grund nicht entsprechen, insbesondere darf
der Vertragszweck nicht gefahrdet werden. Alle Kosten (z. B. Transport, Versicherung) tragt
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der Landkreis; Fur das durch Satz 1 begriindete Rechtsverhaltnis gelten im Ubrigen die Vor-
schriften des BGB uber die Leihe.

(4) Der Landkreis leistet der KKM keine Gewahr fur Rechtsméngel oder Sachmangel der
Leihgaben, er hat nur Vorsatz und grobe Fahrlassigkeit zu vertreten. Unberihrt bleibt seine
Haftung aus 8 600 BGB auf Schadensersatz bei arglistigem Verschweigen eines Rechts-
oder Sachmangels an einer Leihgabe.

(5) Die KKM tragt die Gefahr fur die Leihgaben. Sie haftet also auch verschuldensunabhéan-
gig fur Abhandenkommen, Untergang oder Verschlechterung durch Zufall. Die KKM Uber-
nimmt auRerdem die Verkehrssicherungspflicht und stellt den Landkreis von seiner Haftung
gegenuber Dritten frei. Es obliegt der KKM, die Leihgaben auf ihre Kosten gegen die vorer-
wahnten Gefahren und Haftungen ausreichend ortsiblich zu versichern. Im Falle des Eintritts
eines Schadens ist die KKM verpflichtet, neben einer Benachrichtigung Uber den Schaden
selbst den Landkreis unverziglich schriftlich Gber die Art und das Zustandekommen des
Schadens zu unterrichten und gegebenenfalls notwendige Unterlagen vorzulegen.

(6) Die KKM tréagt die Betriebskosten der Leihgaben im Sinne der BetriebskostenVO. Sie hat
die Leihgaben auf ihre Kosten und Gefahr zu erhalten, instand zu halten und instand zu set-
zen. Das gilt auch im Falle einer Verdnderung oder Verschlechterung einer Leihgabe durch
vertragsgemalen Leihgebrauch. Sie tragt auch die Kosten einer notwendigen oder nutzli-
chen Verwendung auf eine Leihgabe. Die KKM ist nicht berechtigt, eine Einrichtung wegzu-
nehmen, mit der sie eine Leihgabe versehen hat. Art und Umfang der vorerwdhnten Pflichten
der KKM richten sich nach dem in Artikel 1 definierten Zweck der Leihe. Die KKM darf von
den Leihgaben keinen anderen als diesen Gebrauch machen. Sie ist nicht berechtigt, den
Gebrauch einer Leihgabe ohne Zustimmung des Landkreises einem Dritten zu Uberlassen.
Die KKM ist verpflichtet, die Nutzung/Pflege/Bedienung etc. der Leihgaben nur unter Aufsicht
von bzw. mit entsprechend qualifiziertem Personal vorzunehmen. Die bei der Ubergabe der
Leihgaben bestehenden Sicherheits- und / oder Bewachungsmaf3nahmen sind im vorhande-
nen oder im vergleichbarem Umfang aufrecht zu erhalten. Die KKM benachrichtigt den
Landkreis unverzuglich von jeder wesentlichen Veranderung, Beschadigung oder Verlust an
den Leihgaben.

(7) Soweit hinsichtlich der Leihgaben bereits bei der Ubergabe ein dringender Reparatur-
bzw. Restaurationsbedarf besteht, wird die KKM die zum Schutz vor weiterer Verschlechte-
rung notwendigen Mallnhahmen ergreifen. Sie hat im Rahmen der vorgenannten Verpflich-
tungen fir die fachgerechte Instandhaltung, Reparatur sowie Restaurierung der Leihgaben
Sorge zu tragen. Die Kosten tragt die KKM. Soweit die Restaurierungs- und Reparaturarbei-
ten Bestdnde des Naumann-Museums, des Historischen Museums und der prahistorischen
Sammlung betreffen, dirfen diese nur fachgerecht durch geeignete Restauratoren und nur
mit der schriftlichen Einwilligung des Landkreises ausgefuhrt werden.

(8) Im Falle des Verlustes bzw. der Unbenutzbarkeit von Leihgaben sind diese, wenn es sich
nicht um Exponate handelt, durch die KKM zu ersetzen. Eine Ersatzpflicht des Landkreises
besteht nicht. Mit Zustimmung des Landkreises kann insbesondere dann von der Anschaf-
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fung von Ersatzstiicken abgesehen werden, wenn diese zur weiteren Aufgabenerfillung
nicht erforderlich sind. Die Ersatzstiicke werden Eigentum des Landkreises und Gegenstand
dieses Leihvertrages. Die Ersatzbeschaffungen sind dem Landkreis anzuzeigen. Sonstige
Anspriche des Landkreises, z. B. Schadenersatzanspriiche, bleiben von dieser Regelung
unberihrt.

(9) Der Landkreis ist berechtigt, die Leihgaben jederzeit nach vorheriger Abstimmung mit der
KKM selbst zu untersuchen oder durch einen Beauftragten untersuchen zu lassen. Die KKM
ist verpflichtet, den Landkreis im Rahmen ihrer Moglichkeiten hierbei zu unterstiitzen. Die
Kosten der Untersuchung tragt der Landkreis.

(10) Die KKM ist berechtigt, die Leihgaben fotografisch zu reproduzieren und dieses Recht
fur die Vertragslaufzeit auf Dritte zu Ubertragen.

(11) Die KKM sorgt dafiir, dass ein zeitlich und gegenstandlich liickenloser Versiche-
rungsschutz fur die kulturellen Einrichtungen gewdahrleistet und fir die Vertragsdauer auf-
rechterhalten wird. Anspriiche aus den Versicherungen werden, soweit sie das Eigentum des
Landkreises betreffen, bereits jetzt an den Landkreis abgetreten. Der Landkreis nimmt diese
Abtretung an. Etwaige Versicherungsfalle werden durch die KKM ordnungsgemal abgewi-
ckelt. Die KKM wird insoweit vom Landkreis bevollméachtigt, die zur Abwicklung des Versi-
cherungsfalles notwendigen Erklarungen abzugeben und Untervollmachten zu erteilen, fer-
ner zur Entgegennahme von Zahlungen. Soweit bei den Versicherungen ein Selbstbehalt
vereinbart wurde, ist dieser durch die KKM an den Landkreis im Schadensfall zu zahlen.

(12) Der Landkreis stellt der KKM folgende in dem Gebaude der Landkreisverwaltung, Am
Fluglatz 1, 06366 Kéthen (Anhalt) befindlichen Raumlichkeiten im Wege der Leihe zur Verfi-
gung: 022 bis 030, 033 und 037. Der Landkreis wird der KKM die Raumlichkeiten in dem Zu-
stand Ubergeben, in dem sie sich bei einer gemeinsam durchzufihrenden Begehung befin-
den. Diesen Zustand erkennt die KKM als vertragsgemal an. Die Verleihung dieser Raum-
lichkeiten erfolgt ausschlieB3lich zu Zwecken dieses Vertrages, also zur Verwirklichung der
Ziele und Aufgaben der prahistorischen Sammlung. Der Landkreis tragt fir den Zeitraum der
Nutzung der Raumlichkeiten durch die KKM alle Betriebskosten und Bewirtschaftungskosten.
Die KKM verpflichtet sich, diese moglichst gering zu halten, entsprechende Bemiihungen
des Landkreises zu unterstiitzen und Einsparpotentiale - gegebenenfalls nach entsprechen-
den Vorschlagen des Landkreises - zu nutzen.

8§ 13 a Artikel 3 Verbleib der Einnahmen

Die Einnahmen aus der Nutzung der Leihgaben (z.B. Eintrittsgelder, Mietzinsen etc.) verblei-
ben bei der KKM.

§ 13 a Artikel 4 Dauer des Leihertrages
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(1) Der Leihvertrag beginnt mit der Beurkundung des neuen Gesellschaftsvertrages der KKM
durch die Vertragsparteien. Soweit nicht ausdricklich etwas anderes vereinbart ist, werden
alle Vereinbarungen des Leihvertrages erst wirksam, wenn die nachfolgenden Vorausset-
zungen vorliegen:

a) Notwendige Genehmigungen der Kommunalaufsichten

b) Abschluss der notwendigen Personalgestellungsvertrage soweit vor dem Stichtag dem
Betriebstibergang widersprochen wurde

c) Offentliche Bekanntmachung des Gesellschaftsvertrages nach den fiir den Landkreis und
die Stadt geltenden Vorschriften

jedoch nicht vor dem 01.01.2018.

(2) Stichtag fir die Ubertragung der Leihgaben - die Wirksamkeit des Vertrages nach Ab-
satz 1 vorausgesetzt — ist der 01.01.2018; andernfalls der 1. Tag des auf die Wirksamkeit
folgenden Monats.

(3) Die KKM und der Landkreis werden sich gemeinsam um den Eintritt der in Absatz 1 ge-
nannten Voraussetzungen bis zum Stichtag bemuhen. Jede Partei verpflichtet sich, den Ver-
tragspartner unverzuglich schriftlich Gber den Eintritt jeder einzelnen Voraussetzung zu in-
formieren.

(4) Der Leihvertrag wird fir die Zeit vom 01.01.2018 bis zum 31.12.2027 geschlossen. Er ist
in dieser Zeit nicht ordentlich kiindbar. Er verlangert sich nicht dadurch, dass die KKM ge-
mal 8§ 17 Absatz 1 Satz 1 des Gesellschaftsvertrages uber den 31.12.2027 hinaus fortge-
setzt wird. § 13 Absatz 13 gilt entsprechend

(5) Der Landkreis ist zur auf3erordentlichen Kiindigung aus wichtigem Grund berechtigt,
wenn er aus diesem Grund seinen Austritt aus der KKM rechtswirksam erklart hat.

(6) Die KKM ist zur au3erordentlichen Kiindigung aus wichtigem Grund berechtigt, aber
nicht verpflichtet, wenn sie den Landkreis als Gesellschafter aus wichtigem Grund aus der
Gesellschaft ausgeschlossen hat.

§ 13 a Artikel 5 Ruckabwicklung

(1) Im Falle der Beendigung des Vertrages hat die KKM die Leihgaben dem Landkreis zu-
rickzugeben im ordnungsgemdafRen Zustand am vom Landkreis zu bestimmenden Ruck-
gabeort. Ein Zurtickbehaltungsrecht an den Leihgaben ist ausgeschlossen. Erfolgt die Rick-
gabe nicht im ordnungsgemalfen Zustand, so hat der Landkreis der KKM schriftlich eine an-
gemessene Frist zur Herstellung eines ordnungsgemalien Zustandes unter Androhung der
Ersatzvornahme zu setzen. Nach fruchtlosem Fristablauf kann der Landkreis die zur Herstel-
lung eines ordnungsgemafen Zustandes erforderlichen Aufwendungen durch eigenes Per-
sonal oder beauftragte Dritte vornehmen lassen und die Kosten der KKM in Rechnung stel-
len.
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2) Bis zur Herstellung des ordnungsgemalen Zustandes der Leihgabe gilt diese als
nicht zurickgegeben. Gibt die KKM die Leihgabe nicht oder nicht vollstandig zum vereinbar-
ten Termin zurtck, hat sie den dadurch entstehenden Schaden zu ersetzen.

3) Bei Rickgabe werden die Leihgaben vom Landkreis in Anwesenheit eines Vertreters
der KKM auf Vollstandigkeit geprift und untersucht. Das Ergebnis der Prifung und Untersu-
chung ist von den Vertragsparteien schriftlich festzuhalten und zu unterzeichnen. Erzielen
die Vertragsparteien hinsichtlich der Erstellung des ordnungsgemaf3en Zustandes der Leih-
gabe keine Einigung, ist die Leihgabe auf Verlangen einer Partei durch einen Sachverstandi-
gen zu untersuchen. Die Parteien werden sich auf einen Sachverstandigen einigen. Die Par-
teien werden sich auf der Grundlage des Ergebnisses des Sachverstandigengutachtens um
eine Einigung bemiihen. Die Kosten des Sachverstandigen tragen die Vertragsparteien je-
weils zur Halfte.

(4) Ist der KKM die Riickgabe der Leihgabe aus von ihr zu vertretenden Grinden unmdglich,
so ist sie dem Landkreis flr den hieraus entstehenden Schaden zum Ersatz verpflichtet.

(5) Die auf die KKM nach diesem Vertrag tbergeleiteten und noch bestehenden Vertrage
sind durch Vertragsiibernahme, hilfsweise Erflillungstibernahme, auf den Landkreis zurtick-
Ubertragen.

(6) Der Landkreis verpflichtet sich gegeniiber der KKM zur Rickiibernahme der auf die KKM
Ubergegangenen Arbeitnehmer sowie der fir diese eingestellten Ersatzarbeitnehmer auch

fur den Fall, dass bei der Riickabwicklung kein Betriebstibergang erfolgt.
§ 13 a Artikel 6 Verhandlungen Uber die Fortsetzung des Leihvertrages

§ 13 Absatz 12 gilt sinngeman.

8§ 13 b Abreden zur Umsetzung
(2) Die Gesellschafter Landkreis Anhalt-Bitterfeld und Stadt Kothen (Anhalt) sowie die
Gesellschaft selbst verpflichten sich gemafl 8 3 GmbHG, die zwischen ihnen derzeit beste-
henden Vertrage zum Ablauf des 31.12.2017 so zu beenden und Uberzuleiten, dass die
Durchfiihrung der in 8 13 und in § 13 a geschlossenen Vereinbarungen mdglich ist.
2) Die Gesellschafter stellen klar, dass die in den 88 13 und 13 a getroffenen Regelun-
gen Rechte und Pflichten zwischen der Gesellschaft und dem jeweiligen Gesellschafter be-

grinden, nicht aber zwischen den Gesellschaftern unter sich fur und gegen die Gesellschaft.

§ 14 Jahresabschluss
(1) Der oder die Geschaftsfihrer haben innerhalb der ersten drei Monate nach Schluss

eines Geschéftsjahres fur das vergangen Geschaftsjahr den Jahresabschluss (Bilanz nebst
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Gewinn- und Verlustrechnung mit Anhang und Lagebericht) in entsprechender Anwendung
der Vorschriften des Dritten Buches des Handelsgesetzbuches fur grof3e Kapitalgesellschaf-
ten aufzustellen.

(2) Der Jahresabschluss ist durch einen Abschlussprifer in entsprechender Anwendung
der Vorschriften des Dritten Buches des Handelsgesetzbuches fur grofRe Kapitalgesellschaf-
ten zu prufen. Der Prifer wird durch Beschluss der Gesellschafterversammlung bestimmit.
Den Prufungsauftrag erteilt der Aufsichtsrat.

3) Der Jahresabschluss gemaf Absatz 1 und der Priifungsbericht gemafd Absatz 2 sind
unverzuglich dem Aufsichtsrat zur Prufung und Berichterstattung tUber das Ergebnis seiner
Prufung vorzulegen. Der Aufsichtsrat hat diesen Bericht unverzuglich der Geschaftsfiihrung
vorzulegen.

4) Sie hat sodann unverziglich den Jahresabschluss, den Prifungsbericht des Ab-
schlusspriifers und den Bericht des Aufsichtsrates den Gesellschaftern vorzulegen. Sie kann
damit die Einberufung der ordentlichen Gesellschafterversammlung (8 12 Absatz 1) verbin-
den.

(5) Die Gesellschafter haben spatestens bis zum Ablauf der ersten acht Monate des Ge-
schéftsjahres Uber die Feststellung des Jahresabschlusses und Uber die Ergebnisverwen-
dung zu beschliel3en.

(6) Im Ubrigen gelten die Bestimmungen des HGB und des § 133 KVG LSA. Hinsichtlich
der orttiblichen Bekanntmachung des Jahresabschlusses und des Lageberichtes gelten die
Bestimmungen des § 133 Abs. 1 Nr. 2 KVG LSA.

§ 15 Auskunfts- und Einsichtrecht
Jeder Gesellschafter hat die Rechte aus § 51 a Absatz 1 GmbHG. Die Befugnisse der Ge-
schaftsfihrung aus 8 51 a Absatz 2 GmbHG bleiben unberihrt.

8 16 Einziehung von Geschaftsanteilen
D) Die Gesellschaft darf Geschaftsanteile, auf welche die Stammeinlage vollstandig ein-
gezahlt ist, aus dem Uber den Betrag des Stammkapitals hinausgehenden Vermdgen erwer-
ben.
(2) Die Gesellschafter konnen die Einziehung von Geschaftsanteilen beschlief3en, jedoch
nur mit Zustimmung des betroffenen Gesellschafters. Die Einziehung wird in diesem Falle
sofort wirksam.
3) Der Zustimmung des betroffenen Gesellschafters bedarf es nicht, wenn

a) uber sein Vermégen das Insolvenzverfahren eréffnet ist oder
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b) der Gesellschafter eine Personen- oder Kapitalgesellschaft ist und er der Liguidation
anheimfallt oder
c) die Zwangsvollstreckung in seinen Geschéftsanteil aufgrund eines nicht nur vorlaufig
vollstreckbaren Titels betrieben wird und die ZwangsvollstreckungsmafRnahme nicht
innerhalb von zwei Monaten aufgehoben wird oder
d) er die Gesellschaft gekiindigt hat, oder
e) in seiner Person ein anderer wichtiger Grund gegeben ist, der seine Ausschlie3ung
aus der Gesellschaft rechtfertigt, insbesondere bei gesellschaftswidrigem oder ge-
sellschaftsschadigendem Verhalten.
(5) Die Einziehungsmdglichkeit besteht auch, wenn ein Geschéaftsanteil mehreren Be-
rechtigten im Sinne von § 18 GmbHG zusteht und eine der in Absatz 4 Buchstabe a) bis e)
genannten Voraussetzungen in der Person nur eines Mitberechtigten gegeben ist.
(6) Der Beschluss bedarf einer Mehrheit von 3/4 der abgegebenen Stimmen des Stamm-
kapitals, die stimmberechtigt sind. Er ist in einer Gesellschafterversammlung zu fassen. Der
oder die betroffenen Gesellschafter haben bei der Beschlussfassung kein Stimmrecht, sofern
nicht eine Zustimmung nach § 34 Absatz 2 GmbHG erforderlich ist.
@) Die Einziehungsmdglichkeit entfallt in den Fallen von Absatz 4 Buchst. a) bis c), wenn
die Zwangsvollstreckungsmafnahme bzw. die Liquidation des Gesellschafters vor der Be-
schlussfassung der Gesellschafterversammlung aufgehoben und dies den Gesellschaftern
bekannt gemacht worden ist.
(8) Die Gesellschafterversammlung kann statt der Einziehung beschlie3en, dass der An-
teil auf eine von der Gesellschaft benannte Person Ubertragen wird.
(9) In allen Féllen, in denen ein Geschéftsanteil eingezogen oder seine Abtretung an ei-
nen Gesellschafter oder an einen Dritten verlangt werden kann, ist dem betroffenen Gesell-
schafter der Buchwert des Geschéftsanteils als Abfindung zu zahlen.
(10) In Vollzug des Einziehungsbeschlusses wir die Einziehung dem Gesellschafter ge-
geniber durch die Geschaftsfuhrung erklart. Mit Zugang der Einziehungserklarung bei dem
Gesellschafter wird die Einziehung sofort wirksam, unabhangig von der Zahlung der Abfin-
dung.
8§ 17 Kundigung, Austritt, Ausschluss
D) Jeder Gesellschafter kann die Gesellschaft unter Einhaltung einer Frist von sechs
Monaten auf den Schluss eines jeden flnften Kalenderjahres gerechnet ab 2018 kiindigen,
erstmals jedoch zum 31.12.2027, sodann erst wieder zum 31.12.2032, und so fort.. Die Kin-
digung ist gegentber dem Geschaftsfihrer zu erklaren. Die Erklarung ist gemafld 8 132 Ab-

satz 1 BGB zuzustellen.
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2) Der kiindigende Gesellschafter scheidet zum Ablauf der Kiindigungsfrist aus der Ge-

sellschaft aus. Die Gesellschaft wird unter den Ubrigen Gesellschaftern fortgesetzt, es sei

denn,
a) die Gesellschaft ist wegen der Kiindigung aus gesetzlichen Griinden aufgelést;
b) die Ubrigen Gesellschafter beschlie3en nach Zugang der Kundigung bis zum Ablauf

der Kindigungsfrist die Auflésung der Gesellschaft; bei diesem Beschluss hat der kiindigen-
de Gesellschafter kein Stimmrecht.

In diesen beiden Fallen nimmt der kiindigende Gesellschafter an der Liquidation teil, schei-
det also nicht aus.

3 Der Geschéftsanteil des ausscheidenden Gesellschafters wird entweder eingezogen
oder auf einen anderen Gesellschafter oder einen Dritten tibertragen. Der Ausscheidende ist
mit dem Verkehrswert des Anteils abzufinden. Unberihrt bleiben jedoch die Rechte und
Pflichten des ausgeschiedenen Gesellschafters aus von ihm Ubernommenen Nebenleis-
tungspflichten gegenliber der Gesellschaft, insbhesondere aus den 88 13, 13 a, 13 b, auch in
Ansehung ruckstandiger Leistungen, die nicht mit einer Abfindung zu verrechnen sind. Auch
ein Zuriickbehaltungsrecht wird ausgeschlossen.

4) Die Bestimmungen der Absatze 2 und 3 gelten sinngemalf fur die Falle

a) des Austritts eines Gesellschafters aus der Gesellschaft aus wichtigem Grund;

b) des Ausschlusses eines Gesellschafters aus der Gesellschaft aus wichtigem Grund,;

§ 18 Auflésung und Abwicklung
8} Der Beschluss Uber die Auflosung der Gesellschaft bedarf einer Mehrheit von 3/4 der
abgegebenen Stimmen und kann nur gefasst werden, wenn in der Gesellschafterversamm-
lung mindestens 3/4 des Stammkapitals vertreten sind.
2) Im Falle der Auflosung der Gesellschaft erfolgt die Liquidation durch die Geschafts-
fuhrer, soweit sie nicht durch den Beschluss der Gesellschafter anderen tibertragen wird.
3) Das nach Beendigung der Abwicklung verbleibende Vermégen wird an die Gesell-

schafter nach dem Verhaltnis ihrer Geschaftsanteile verteilt.

§ 19 Griindungsaufwand

Gegenstandslos.
8 20 Wettbewerbsverbot

Die Gesellschafter sind in Ansehung des Gegenstandes des Unternehmens der Gesellschaft

von einem Wettbewerbsverbot unter sich und gegeniiber der Gesellschaft befreit.
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§ 21 Schlussbestimmungen

(2) Die Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen im elektronischen Bundesanzeiger.
Die ortsuibliche Bekanntmachung des Jahresabschlusses und des Lageberichtes gemanR 8§
14 Abs. 6 dieses Gesellschaftsvertrages bzw. § 133 Abs. 1 Nr. 2 KVG LSA bleibt hiervon
unberdhrt.

(2) Sollte eine Bestimmung dieser Satzung unwirksam sein oder werden, so wird die Gel-
tung der ubrigen Bestimmungen nicht berthrt. Die Gesellschafter verpflichten sich wechsel-
seitig, eine unwirksame Bestimmung durch eine solche wirksame Bestimmung zu ersetzen,

die dem Sinn und Zweck der unwirksamen Bestimmung am ehesten entspricht.
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Anlage zur Sitzungsvorlage
Anlage 2 - Lesefassung des GV mit den empfohlenen Änderungen.pdf


Neuer Text ist unterstrichen entfallener Text durchgestrichen dargestellt.

Anlage 3

Neue Fassung (n. F.)

Gesellschaftsvertrag
der
Kothen Kultur und Marketing GmbH

8 1 Firma und Sitz der Gesellschaft
(1) Die Firma der Gesellschaft lautet:
K6then Kultur und Marketing GmbH.
(2)  Sitz der Gesellschaft ist Kéthen (Anhalt).

§ 2 Dauer der Gesellschaft, Geschaftsjahr
(1) Die Gesellschaft ist auf unbestimmte
Zeit errichtet.

(2) Das Geschaftsjahr ist das Kalenderjahr.

8§ 3 Gegenstand des Unternehmens
(1) Die Gesellschaft hat den Zweck, die Kul-
tur in der Stadt Kéthen (Anhalt) und im Land-
kreis Anhalt-Bitterfeld zu fordern, offentliche

kulturelle Einrichtungen, unter ihnen die Anhalt-

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)

Gesellschaftsvertrag
der
Kothen Kultur und Marketing GmbH

8 1 Firma und Sitz der Gesellschaft
(1) Die Firma der Gesellschaft lautet:
K6then Kultur und Marketing GmbH.
(2)  Sitz der Gesellschaft ist Kéthen (Anhalt).

8 2 Dauer der Gesellschaft, Geschaftsjahr
(1) Die Gesellschaft ist auf unbestimmte
Zeit errichtet.

(2) Das Geschaftsjahr ist das Kalenderjahr.

8§ 3 Gegenstand des Unternehmens
(1) Die Gesellschaft hat den Zweck, die Kul-
tur in der Stadt Kéthen (Anhalt) und im Land-
kreis Anhalt-Bitterfeld zu fordern, o6ffentliche

kulturelle Einrichtungen, unter ihnen die Anhalt-
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Anlage 3

Neue Fassung (n. F.)

Information, zu betreiben und kulturelle Veran-
staltungen durchzufihren. Die Gesellschaft hat
aullerdem die Aufgaben, Werbemalinahmen,
sonstige Veranstaltungen aller Art sowie sons-
tige Aktivitdten des Stadt-, Regional- und Tou-
rismusmarketing der Stadt Kéthen und / oder
des Landkreises Anhalt-Bitterfeld zu planen,
durchzufihren oder zu koordinieren, die im 6f-
fentlichen Interesse der Stadt Kothen oder des
Landkreises Anhalt-Bitterfeld liegen.

(2) Die Gesellschaft kann alle Geschéfts-
und Rechtshandlungen vornehmen, die geeig-
net erscheinen, dem Gesellschaftszweck nach
Absatz 1 zu dienen.

(3) Die Gesellschaft ist berechtigt, Unter-
nehmen, deren Unternehmensgegenstande
ihrem eigenen gleich oder ahnlich sind, zu
grinden, sie zu erwerben, zu pachten, an
ihnen Beteiligungen zu erwerben, zu halten
und wieder zu verauf3ern, und Zweigniederlas-

sungen im Inland oder im Ausland zu errichten.

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)

Information, zu betreiben und kulturelle Veran-
staltungen durchzufuhren. Die Gesellschaft hat
aulRerdem die Aufgaben, Werbemalinahmen,
sonstige Veranstaltungen aller Art sowie sons-
tige Aktivitdten des Stadt-, Regional- und Tou-
rismusmarketing der Stadt Kéthen und / oder
des Landkreises Anhalt-Bitterfeld zu planen,
durchzufihren oder zu koordinieren, die im 6f-
fentlichen Interesse der Stadt Kéthen oder des
Landkreises Anhalt-Bitterfeld liegen.

(2) Die Gesellschaft kann alle Geschafts-
und Rechtshandlungen vornehmen, die geeig-
net erscheinen, dem Gesellschaftszweck nach
Absatz 1 zu dienen.

(3) Die Gesellschaft ist berechtigt, Unter-
nehmen, deren Unternehmensgegenstande
ihrem eigenen gleich oder &hnlich sind, zu
grinden, sie zu erwerben, zu pachten, an
ihnen Beteiligungen zu erwerben, zu halten
und wieder zu veraul3ern, und Zweigniederlas-

sungen im Inland oder im Ausland zu errichten.
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Anlage 3

Neue Fassung (n. F.)
§ 4 Stammkapital
(1) Das Stammkapital der Gesellschaft be-
tragt 30.000 Euro.
(2) Davon haben Ubernommen die Gesell-
schafter wie folgt:
a) der Landkreis Anhalt-Bitterfeld
15.000 Euro,
b) die Stadt Kéthen (Anhalt)
10.000 Euro,
c) die Wohnungsgesellschaft Kéthen mbH
5.000 Euro.
(3) Stammeinlagen sind in voller Hohe bar
zu leisten. Sie sind nach Ubernahme sofort zur
Zahlung fallig.
(4) Die Gesellschafter unterliegen keiner
Nachschusspflicht gemaf § 26 GmbHG.

8 5 Verfugungen tUber Geschéaftsanteile
(1) Die Verfugung uber einen Geschaftsan-
teil oder Uber Teile eines Geschéftsanteils be-
darf zu ihrer Wirksamkeit der Zustimmung der

Gesellschafterversammlung. In ihr hat der ver-

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)
§ 4 Stammkapital
(1) Das Stammkapital der Gesellschaft be-
tragt 30.000 Euro.
(2) Davon haben tUbernommen die Gesell-
schafter wie folgt:
d) der Landkreis Anhalt-Bitterfeld
15.000 Euro,
e) die Stadt Kothen (Anhalt)
10.000 Euro,
f) die Wohnungsgesellschaft Kéthen mbH
5.000 Euro.
(3) Stammeinlagen sind in voller Hohe bar
zu leisten. Sie sind nach Ubernahme sofort zur
Zahlung fallig.
(4) Die Gesellschafter unterliegen keiner
Nachschusspflicht gemafl § 26 GmbHG.

8 5 Verfugungen tUber Geschéaftsanteile
(1) Die Verfugung uber einen Geschaftsan-
teil oder Uber Teile eines Geschéftsanteils be-
darf zu ihrer Wirksamkeit der Zustimmung der

Gesellschafterversammlung. In ihr hat der ver-
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Anlage 3

Neue Fassung (n. F.)
fugende Gesellschafter Stimmrecht. Verfigung
ist die Abtretung, die Verpfandung, die Belas-
tung mit einem Niel3brauch oder die Begrin-
dung eines Treuhandverhaltnisses.
(2)  Die VerauRRerung eines Geschaftsanteils
oder von Teilen eines Geschéaftsanteils ist der
Gesellschaft gegeniber erst wirksam, wenn sie
unter Nachweis des Uberganges bei der Ge-

sellschaft angemeldet ist.

8 6 Organe der Gesellschaft
Organe der Gesellschaft sind:
a) Geschaftsfuhrer,
b) Aufsichtsrat,

c) Gesellschafterversammlung.

§ 7 Geschéftsfuhrung
Q) Die Gesellschaft wird durch einen oder
mehrere Geschéftsfuhrer gerichtlich und au-
Bergerichtlich vertreten.
(2) Ist nur ein Geschéftsfihrer bestellt, so

vertritt er die Gesellschaft allein. Sind mehrere

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)
fugende Gesellschafter Stimmrecht. Verfiigung
ist die Abtretung, die Verpfandung, die Belas-
tung mit einem Niel3brauch oder die Begrin-
dung eines Treuhandverhéltnisses.
(2) Die VerauRRerung eines Geschaftsanteils
oder von Teilen eines Geschéaftsanteils ist der
Gesellschaft gegeniber erst wirksam, wenn sie
unter Nachweis des Uberganges bei der Ge-

sellschaft angemeldet ist.

§ 6 Organe der Gesellschaft
Organe der Gesellschaft sind:
d) Geschaftsfuhrer,
e) Aufsichtsrat,

f) Gesellschafterversammlung.

8 7 Geschéftsfuhrung
Q) Die Gesellschaft wird durch einen oder
mehrere Geschéftsfuhrer gerichtlich und au-
Bergerichtlich vertreten.
(2) Ist nur ein Geschéftsfuhrer bestellt, so

vertritt er die Gesellschaft allein. Sind mehrere
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Anlage 3

Neue Fassung (n. F.)
Geschéftsfuhrer bestellt, so wird die Gesell-
schaft durch zwei Geschéftsfuhrer oder durch
einen Geschéftsfihrer gemeinschaftlich mit
einem Prokuristen vertreten. Sind mehrere Ge-
schaftsfihrer bestellt, kann die Gesellschafter-
versammlung abweichend von der vorstehen-
den Regelung einzelnen oder allen Geschéfts-

fuhrern Einzelvertretungsbefugnis einraumen.

8 8 Rechte und Pflichten der Geschéaftsfih-
rer
(1) Die Geschaftsfuhrer haben die Geschéaf-
te der Gesellschaft mit der Sorgfalt eines or-
dentlichen Kaufmanns zu fuhren, unter Beach-
tung der einschlagigen gesetzlichen Bestim-
mungen, der Bestimmungen dieses Vertrages
und der Anweisungen des Aufsichtsrates und

der Gesellschafterversammliung.

Die Geschaftsfihrer haben neben ihren

(2)

Pflichten aus 8§ 14 des Gesellschaftsvertrages,

Erlauterungen

Entsprechend der Empfehlung des LVWA wird in § 8
Abs. 1 GV der gewollte weisungsabhéngige Aufsichtsrat
entsprechend konkretisiert.

Alte Fassung (a. F.)
Geschaftsfuhrer bestellt, so wird die Gesell-
schaft durch zwei Geschaftsfihrer oder durch
einen Geschaftsfuhrer gemeinschaftlich mit
einem Prokuristen vertreten. Sind mehrere Ge-
schaftsfihrer bestellt, kann die Gesellschafter-
versammlung abweichend von der vorstehen-
den Regelung einzelnen oder allen Geschéfts-

fuhrern Einzelvertretungsbefugnis einraumen.

8 8 Rechte und Pflichten der Geschaftsfuh-
rer
(1) Die Geschaftsfuhrer haben die Geschéaf-
te der Gesellschaft mit der Sorgfalt eines or-
dentlichen Kaufmanns zu fuhren, unter Beach-
tung der einschlagigen gesetzlichen Bestim-
mungen, der Bestimmungen dieses Vertrages
und der Anweisungen des Aufsichtsrates und

der Gesellschafterversammlung,—seweit-letzte-

. . hei Ischa
(2)

Pflichten aus 8§ 14 des Gesellschaftsvertrages,

Die Geschaftsfihrer haben neben ihren
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Neue Fassung (n. F.)
§ 42 a Absatz 1 GmbHG, fur jedes Wirtschafts-
jahr der Gesellschaft in Anwendung des § 133
Absatz 1 Nr. 1 KVG LSA einen Wirtschaftsplan

bestehend aus: einem Ergebnis- und einem

Finanz- bzw. Investitionsplan sowie einem Stel-

lenplan aufzustellen. Die_Angaben des Ergeb-

nisplanes sowie des Finanz- und Investitions-

planes sind fir weitere drei Jahre darzustellen.

Die Geschaftsfiihrer haben diese Plane nach

ihrer Genehmigung durch den Aufsichtsrat je-
dem Gesellschafter zur Kenntnis vorzulegen.
Sie sind verpflichtet, diese Plane im laufenden
Wirtschaftsjahr zu &ndern und anzupassen,
wenn sich wesentliche Grundlagen absehbar
andern, auf denen die Plane beruhen. Satz 3
gilt fir Plananderungen entsprechend.

(3)

Zustimmung des Aufsichtsrates einzuholen,

Die Geschaftsfihrer haben die vorherige

bevor sie folgende MalRnahmen treffen,

Rechtsgeschéafte abschlielen oder Rechts-

handlungen vornehmen:

Erlauterungen

Entsprechend Empfehlung des LVWA wird § 8 Abs. 2
neu gefasst, um auch absehbare Gesetzesentwicklun-
gen darzustellen.

Alte Fassung (a. F.)
§ 42 a Absatz 1 GmbHG, fur jedes Wirtschafts-
jahr der Gesellschaft in Anwendung des 8§ 133
Absatz 1 Nr. 1 KVG LSA aufzustellen

Sie haben diese Plane nach ihrer Genehmi-
gung durch den Aufsichtsrat jedem Gesell-
schafter zur Kenntnis vorzulegen. Sie sind ver-
pflichtet, diese Plane im laufenden Wirtschafts-
jahr zu &ndern und anzupassen, wenn sich we-
sentliche Grundlagen absehbar andern, auf
denen die Plane beruhen. Satz 2 qilt fur

Plananderungen entsprechend.

3)

Zustimmung des Aufsichtsrates einzuholen,

Die Geschaftsfuhrer haben die vorherige

bevor sie folgende MalRnahmen treffen,

Rechtsgeschafte abschlielen oder Rechts-

handlungen vornehmen:
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Anlage 3

a)

b)

d)

f)
g)

Neue Fassung (n. F.)
Erwerb, VerauRerung und Belastung von
Grundstiicken oder grundstticksgleichen
Rechten;
Anschaffung von aktivierungspflichtigen
Wirtschaftsgutern des Anlagevermdgens
der Gesellschaft mit einem Einzelan-
schaffungswert von mehr als 15.000 Eu-
ro;
Abschluss von Pacht-, Leasing- und
Mietvertragen mit einer langeren Lauf-
zeit als 5 Jahre oder einem Pacht-, Lea-
sing- oder Mietentgelt von jahrlich mehr
als 15.000 Euro;
Bestellung von Prokura;
Ubernahme von Biirgschaften oder Ga-
rantien sowie Eingehung von Wechsel-
verbindlichkeiten;
Aufnahme und Gewahrung von Krediten;
Abschluss von Unternehmensvertragen,
von Interessengemeinschaften oder Or-
ganveranderungen und vergleichbare,

Uber den Ublichen Geschaftsbetrieb hin-

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)

h) Erwerb, VerauRerung und Belastung von

)

k)

Grundstiicken oder grundstiicksgleichen
Rechten;

Anschaffung von aktivierungspflichtigen
Wirtschaftsgutern des Anlagevermogens
der Gesellschaft mit einem Einzelan-
schaffungswert von mehr als 15.000 Eu-
ro;

Abschluss von Pacht-, Leasing- und
Mietvertragen mit einer langeren Lauf-
zeit als 5 Jahre oder einem Pacht-, Lea-
sing- oder Mietentgelt von jahrlich mehr
als 15.000 Euro;

Bestellung von Prokura;

Ubernahme von Biirgschaften oder Ga-
rantien sowie Eingehung von Wechsel-

verbindlichkeiten;

m) Aufnahme und Gewahrung von Krediten;

n) Abschluss von Unternehmensvertragen,

von Interessengemeinschaften oder Or-
ganveranderungen und vergleichbare,

Uber den Ublichen Geschaftsbetrieb hin-
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Neue Fassung (n. F.)
ausgehenden Geschafte.
(4) Verweigert der Aufsichtsrat seine Zustim-
mung zu Planen nach Absatz 2 oder Mal3nah-
men nach Absatz 3, kann die Geschéftsfuhrung
verlangen, dass die Gesellschafterversamm-
lung in ordentlicher oder auf3erordentlicher

Versammlung uber die Zustimmung beschliel3t.

§ 9 Aufsichtsrat
(1) Die Gesellschaft hat einen Aufsichtsrat.
Auf ihn finden die Vorschriften des AktG, auf
die in § 52 Absatz 1 GmbHG verwiesen wird,
keine Anwendung, ausgenommen die Vor-
schriften des § 116 Aktiengesetz (Sorgfalt und
Haftung), und der 88 170, 171 Aktiengesetz
(Prifung des Jahresabschlusses durch den
Aufsichtsrat). Stattdessen bestimmen sich die
Rechte und Pflichten des Aufsichtsrates nach

dem Gesellschaftsvertrag. Die Gesellschafter

konnen ihren jeweiligen Vertretern im Auf-

sichtsrat jederzeit Weisungen erteilen.

(2)

Der Aufsichtsrat besteht aus 12 Mitglie-

Erlauterungen

Seitens des LVwWA empfohlene Folgednderung zu § 8
Abs. 1 GV, wonach ein weisungsabhéngiger Aufsichtsrat
bestehen soll.

Alte Fassung (a. F.)
ausgehenden Geschafte.
(4) Verweigert der Aufsichtsrat seine Zustim-
mung zu Planen nach Absatz 2 oder Mal3nah-
men nach Absatz 3, kann die Geschéftsfuhrung
verlangen, dass die Gesellschafterversamm-
lung in ordentlicher oder auf3erordentlicher

Versammlung uber die Zustimmung beschliel3t.

§ 9 Aufsichtsrat
(1) Die Gesellschaft hat einen Aufsichtsrat.
Auf ihn finden die Vorschriften des AktG, auf
die in § 52 Absatz 1 GmbHG verwiesen wird,
keine Anwendung, ausgenommen die Vor-
schriften des § 116 Aktiengesetz (Sorgfalt und
Haftung), und der 88 170, 171 Aktiengesetz
(Prifung des Jahresabschlusses durch den
Aufsichtsrat). Stattdessen bestimmen sich die
Rechte und Pflichten des Aufsichtsrates nach

dem Gesellschaftsvertrag.

(2) Der Aufsichtsrat besteht aus 12 Mitglie-
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Neue Fassung (n. F.)
dern. Er setzt sich aus 4 geborenen und 8 ge-
korenen Mitgliedern wie folgt zusammen:
(2.1) Geborene Mitglieder sind:

a) der Landrat des Landkreises Anhalt-
Bitterfeld,

b) der Oberbirgermeister der Stadt Kéthen
(Anhalt),

c) der Geschéftsfuhrer der Wohnungsge-
sellschaft Kéthen mbH oder der von ihm
benannte Vertreter,

d) der Vorsitzende des Kultur- und Touris-
musausschusses des Kreistages des
Landkreises Anhalt-Bitterfeld.

Die geborenen Mitglieder zu a) und b) kénnen

sich durch einen Beschéftigten der jeweiligen

Kommune vertreten lassen.

(2.2)

1. funf vom Kreistag des Landkreises An-

Gekorene Mitglieder sind:

halt-Bitterfeld bestimmte Mitglieder des
Kreistages;
2. drei vom Stadtrat der Stadt Kothen be-

Erlauterungen

Auf Empfehlung des LVWA wird mit der Anderung in § 9
Abs. 2.1 eine Konkretisierung der Vertretungsregelung
i.S.d. § 131 Abs. 1 und 3 KVG LSA vorgenommen.

Alte Fassung (a. F.)
dern. Er setzt sich aus 4 geborenen und 8 ge-
korenen Mitgliedern wie folgt zusammen:
(2.1) Geborene Mitglieder sind:

e) der Landrat des Landkreises Anhalt-
Bitterfeld—eder—der—von—ihm—benannte
Vertreter,

f) der OberblUrgermeister der Stadt Kdthen
(Anhalt)-ederdervon-thim-bearannte-\er-
treter,

g) der Geschéftsfuhrer der Wohnungsge-
sellschaft Kéthen mbH oder der von ihm
benannte Vertreter,

h) der Vorsitzende des Kultur- und Touris-
musausschusses des Kreistages des
Landkreises Anhalt-Bitterfeld.

(2.2)
3. funf vom Kreistag des Landkreises An-
halt-Bitterfeld bestimmte Mitglieder des

Gekorene Mitglieder sind:

Kreistages;
4. drei vom Stadtrat der Stadt Kdthen be-
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Neue Fassung (n. F.)
stimmte Mitglieder des Stadtrates,
Das Verfahren tber die Bestimmung und ihren
Widerruf richtet sich nach 8§ 131 Abs. 3 i.V.m.
Abs. 1 KVG LSA. Die jeweilige Bestimmung ist
fur die Gesellschaft bindend. Absatz 4 bleibt
Die

kann beschlieRen, den Aufsichtsrat um bis zu

unberdhrt. Gesellschafterversammlung
drei weitere gekorene Mitglieder auf hochstens
funfzehn Mitglieder zu erweitern. In diesem
Beschluss ist zugleich fir jedes weitere Mit-
glied zu regeln, ob es von dem Kreistag des
Landkreises Anhalt-Bitterfeld oder von dem
Stadtrat der Stadt Koéthen (Anhalt) bestimmt
wird. Die Gesellschafterversammlung kann
auch beschlie3en, dass als weiteres Mitglied
des Aufsichtsrates der Direktor der Kulturstif-
tung Sachsen-Anhalt oder der von ihm benann-
te Vertreter bestimmt wird. Durch Beschluss
der Gesellschafterversammlung kann die An-
zahl der gekorenen Mitglieder des Aufsichtsra-
tes auch wieder auf acht, neun oder zehn ver-

mindert werden.

Erlauterungen

Auf Empfehlung des LVwWA wird 8 9 Abs. 2.2 an die ge-
setzlichen Bestimmungen, die das Verfahren regeln an-
gepasst.

Redaktionelle Anderung auf Grund Namensanpassung.

Alte Fassung (a. F.)

stimmte Mitglieder des Stadtrates,
Das Verfahren tber die Bestimmung und ihren
Widerruf regelt-derKreistag-bzw—Stadtrat. Die
jeweilige Bestimmung ist fir die Gesellschaft
bindend. Absatz 4 bleibt unberihrt. Die Ge-
sellschafterversammlung kann beschliel3en,
den Aufsichtsrat um bis zu drei weitere gekore-
ne Mitglieder auf hdchstens fiinfzehn Mitglieder
zu erweitern. In diesem Beschluss ist zugleich
fur jedes weitere Mitglied zu regeln, ob es von
dem Kreistag des Landkreises Anhalt-Bitterfeld
oder von dem Stadtrat der Stadt Kothen (An-
halt) bestimmt wird. Die Gesellschafterver-
sammlung kann auch beschlieBen, dass als
weiteres Mitglied des Aufsichtsrates der Direk-
tor der Stiftung-Doeme—und-Schlésserin Sach-
sen-Anhalt oder der von ihm benannte Vertre-
ter bestimmt wird. Durch Beschluss der Gesell-
schafterversammlung kann die Anzahl der ge-
korenen Mitglieder des Aufsichtsrates auch
wieder auf acht, neun oder zehn vermindert

werden.
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Neue Fassung (n. F.)

(3) Vorsitzender des Aufsichtsrates ist der
Oberburgermeister der Stadt Koéthen (Anhalt)
bzw. der von ihm benannte Vertreter. Sein
Stellvertreter ist der Landrat des Landkreises
Anhalt-Bitterfeld oder der von ihm benannte
Vertreter.

(4) Aufsichtsratsmitglieder und Ersatzmitglieder
sowie ihre standigen Vertreter kbnnen nur na-
turliche, unbeschrankt geschaftsfahige, nicht
unter Betreuung stehende Personen sein. Sie
durfen nicht zugleich Geschaftsfuhrer, Proku-
rist, leitender Angestellter oder Arbeitnehmer
der Gesellschaft sein. Es soll sich um Persén-
lichkeiten handeln, die nach Ausbildung, Koén-
nen und Erfahrung in der Lage sind, die dem
Aufsichtsrat Ubertragenen Aufgaben ordnungs-
gemal zu erfullen.

(5) Die Mitglieder des Aufsichtsrates kénnen
die Ausiuibung ihrer Obliegenheiten nicht ande-
ren Personen ubertragen. Sie konnen sich
auch zur Erfullung ihre Aufgaben nicht Dritter

bedienen.

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)

(3) Vorsitzender des Aufsichtsrates ist der
Oberbiurgermeister der Stadt Kothen (Anhalt)
bzw. der von ihm benannte Vertreter. Sein
Stellvertreter ist der Landrat des Landkreises
Anhalt-Bitterfeld oder der von ihm benannte
Vertreter.

(4) Aufsichtsratsmitglieder und Ersatzmitglieder
sowie ihre standigen Vertreter kbnnen nur na-
turliche, unbeschréankt geschaftsfahige, nicht
unter Betreuung stehende Personen sein. Sie
durfen nicht zugleich Geschéftsfihrer, Proku-
rist, leitender Angestellter oder Arbeitnehmer
der Gesellschaft sein. Es soll sich um Persoén-
lichkeiten handeln, die nach Ausbildung, Kén-
nen und Erfahrung in der Lage sind, die dem
Aufsichtsrat tUbertragenen Aufgaben ordnungs-
gemal zu erfullen.

(5) Die Mitglieder des Aufsichtsrates konnen
die Ausiibung ihrer Obliegenheiten nicht ande-
ren Personen Ubertragen. Sie konnen sich
auch zur Erfullung ihre Aufgaben nicht Dritter

bedienen.
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Neue Fassung (n. F.)

(6) Fur jedes Mitglied kann gleichzeitig mit sei-
ner Bestellung ein Ersatzmitglied bestellt wer-
den, das Mitglied des Aufsichtsrates wird, wenn
das Aufsichtsratsmitglied vor Ablauf seiner
Amtszeit wegfallt. Ist kein Ersatzmitglied be-
stellt worden, hat der fur die Bestellung des
Aufsichtsratsmitgliedes zustandige Rechtstra-
ger bei Wegfall eines Aufsichtsratsmitgliedes
unverzuglich einen Nachfolger zu bestellen
(Ersatzwahl).

(7)  Der Aufsichtsrat hat eine Amtszeit. Die
Amtszeit seiner Mitglieder ist unbestimmt. Sie
beginnt mit dem Ablauf der ersten Gesellschaf-
terversammlung des Jahres 2018 und lauft bis
zur Beendigung der Gesellschafterversamm-
lung, die Uber die Entlastung fur das vierte Ge-
schaftsjahr nach dem Beginn der Amtszeit be-
schliel3t, wobei das Geschéftsjahr, in dem die
Amtszeit beginnt, nicht mitgerechnet wird. Das
Amt des Ersatzmitgliedes, das fir ein zuvor
ausgeschiedenes Mitglied nachgerickt ist, er-

lischt spatestens mit Ablauf der Amtszeit des

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)

(6) Fur jedes Mitglied kann gleichzeitig mit sei-
ner Bestellung ein Ersatzmitglied bestellt wer-
den, das Mitglied des Aufsichtsrates wird, wenn
das Aufsichtsratsmitglied vor Ablauf seiner
Amtszeit wegfallt. Ist kein Ersatzmitglied be-
stellt worden, hat der fir die Bestellung des
Aufsichtsratsmitgliedes zustandige Rechtstra-
ger bei Wegfall eines Aufsichtsratsmitgliedes
unverzuglich einen Nachfolger zu bestellen
(Ersatzwahl).

(7)  Der Aufsichtsrat hat eine Amtszeit. Die
Amtszeit seiner Mitglieder ist unbestimmt. Sie
beginnt mit dem Ablauf der ersten Gesellschaf-
terversammlung des Jahres 2018 und lauft bis
zur Beendigung der Gesellschafterversamm-
lung, die Uber die Entlastung fur das vierte Ge-
schaftsjahr nach dem Beginn der Amtszeit be-
schliel3t, wobei das Geschaftsjahr, in dem die
Amtszeit beginnt, nicht mitgerechnet wird. Das
Amt des Ersatzmitgliedes, das fur ein zuvor
ausgeschiedenes Mitglied nachgerickt ist, er-

lischt spatestens mit Ablauf der Amtszeit des
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Neue Fassung (n. F.)
ausgeschiedenen Aufsichtsratsmitgliedes. Bei
Ersatzwahlen fur Mitglieder, die vor Ablauf ihrer
Amtsdauer ausscheiden, erfolgt die Wahl stets
fur den Rest der Amtsdauer des ausgeschie-
denen Mitglieds. Scheidet ein gekorenes Mit-
glied vor dem Ende seiner Amtszeit aus dem
Kreistag oder Stadtrat aus, hat der zustandige
Rechtstrager unverziglich ein neues Mitglied
und gdfls. Ersatzmitglied zu bestimmen.

(8) Jedes Aufsichtsratsmitglied und Ersatz-
mitglied kann vor Ablauf seiner Amtszeit ohne
Angabe von Grinden sein Amt jederzeit durch
schriftliche Erklarung gegenuber der Gesell-
schaft niederlegen.

(9) Die Abberufung eines gekorenen Auf-
sichtsratsmitgliedes oder Ersatzmitgliedes
durch den fur seine Bestellung zustandigen
Rechtstrager ist fur die Gesellschaft bindend.
Das gleiche gilt fur die erfolgte Bestimmung
des an seine Stelle tretenden Mitglieds.

(10) Der Aufsichtsrat hat die Geschaftsfih-

rung der Gesellschaft zu Uberwachen. Daflr

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)
ausgeschiedenen Aufsichtsratsmitgliedes. Bei
Ersatzwahlen fur Mitglieder, die vor Ablauf ihrer
Amtsdauer ausscheiden, erfolgt die Wahl stets
fur den Rest der Amtsdauer des ausgeschie-
denen Mitglieds. Scheidet ein gekorenes Mit-
glied vor dem Ende seiner Amtszeit aus dem
Kreistag oder Stadtrat aus, hat der zustandige
Rechtstrager unverziglich ein neues Mitglied
und ggfls. Ersatzmitglied zu bestimmen.

(8) Jedes Aufsichtsratsmitglied und Ersatz-
mitglied kann vor Ablauf seiner Amtszeit ohne
Angabe von Grinden sein Amt jederzeit durch
schriftliche Erklarung gegentber der Gesell-
schaft niederlegen.

(9) Die Abberufung eines gekorenen Auf-
sichtsratsmitgliedes  oder  Ersatzmitgliedes
durch den fir seine Bestellung zustandigen
Rechtstrager ist fur die Gesellschaft bindend.
Das gleiche qilt fur die erfolgte Bestimmung
des an seine Stelle tretenden Mitglieds.

(10) Der Aufsichtsrat hat die Geschéftsfih-
rung der Gesellschaft zu Uberwachen. Dafur
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Neue Fassung (n. F.)
hat er die Rechte aus 8§ 111 Absatz 2 Aktien-
gesetz und die Pflicht aus 8§ 111 Absatz 3 Akti-
engesetz. Er hat die Abschlussprifung gemar
8 42 a Absatz 1 Satz 3 GmbHG vorzunehmen
und seinen Bericht Uber das Ergebnis seiner
Prifung unverziglich der Geschaftsfiihrung zur
Weiterleitung an die Gesellschafter vorzulegen.
Im Rahmen dieses Aufgabenbereiches obliegt
ihm die Beschlussfassung Uber die nach § 8
Absatz 2 und 3 dieses Vertrages zustim-
mungspflichtigen MalRnahmen der Geschéfts-
fuhrung.
(11) Des Weiteren obliegt dem Aufsichtsrat:
a) die Genehmigung folgender, von der

Geschaftsfuhrung wirtschaftsjéhrlich

aufzustellender Plane:

aa) Ergebnis- und Finanzplan

bb)  Wirtschafts- und Stellenplan

cc) Investitionsplan

einschlieRlich ihrer etwaigen Anderun-
gen im laufenden Wirtschaftsjahr

b) die Bestellung und Abberufung von Ge-

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)
hat er die Rechte aus § 111 Absatz 2 Aktien-
gesetz und die Pflicht aus 8§ 111 Absatz 3 Akti-
engesetz. Er hat die Abschlussprifung gemaf
8 42 a Absatz 1 Satz 3 GmbHG vorzunehmen
und seinen Bericht Uber das Ergebnis seiner
Prifung unverziglich der Geschaftsfliihrung zur
Weiterleitung an die Gesellschafter vorzulegen.
Im Rahmen dieses Aufgabenbereiches obliegt
ihm die Beschlussfassung Uber die nach 8§ 8
Absatz 2 und 3 dieses Vertrages zustim-
mungspflichtigen MalRnahmen der Geschéfts-
fuhrung.
(11) Des Weiteren obliegt dem Aufsichtsrat:
e) die Genehmigung folgender, von der

Geschaftsfuhrung wirtschaftsjéhrlich

aufzustellender Plane:

aa) Ergebnis- und Finanzplan

bb)  Wirtschafts- und Stellenplan

cc) Investitionsplan

einschlieRlich ihrer etwaigen Anderun-
gen im laufenden Wirtschaftsjahr

f) die Bestellung und Abberufung von Ge-
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Neue Fassung (n. F.)
schaftsfihrern und Prokuristen sowie die
Entscheidung, ob ein Geschaftsfuhrer
von den Beschréankungen des § 181
BGB befreit wird

c) der Abschluss des Anstellungsvertrages
sowie dessen Anderung, Aufhebung o-
der Kindigung mit einem Geschaftsfiih-
rer oder Prokuristen der Gesellschaft;

d) der Erlass einer Geschaftsordnung der
Geschéftsfuhrer, wenn mehrere bestellt
sind;

(12) In den Féllen des Absatzes 11 lit. b) und
c) vertritt der Aufsichtsrat die Gesellschaft ge-
maR § 10 Absatz 7. Im Ubrigen ist er zur Ge-
schaftsfihrung der Gesellschaft nicht befugt.
(13) Jedes Mitglied des Aufsichtsrates ist zur
Verschwiegenheit Gber alle ihm bekannt ge-
wordenen Angelegenheiten der Gesellschaft
gegenuber Dritten verpflichtet, es sei denn,
dass eine gesetzliche Offenbarungspflicht be-
steht.

(14) Der Vorsitzende des Aufsichtsrates ist

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)
schaftsfihrern und Prokuristen sowie die
Entscheidung, ob ein Geschaftsflihrer
von den Beschréankungen des § 181
BGB befreit wird

g) der Abschluss des Anstellungsvertrages
sowie dessen Anderung, Aufhebung o-
der Kundigung mit einem Geschéftsfih-
rer oder Prokuristen der Gesellschaft;

h) der Erlass einer Geschaftsordnung der
Geschaftsfuhrer, wenn mehrere bestellt
sind;

(12) In den Féllen des Absatzes 11 lit. b) und
c) vertritt der Aufsichtsrat die Gesellschaft ge-
maR § 10 Absatz 7. Im Ubrigen ist er zur Ge-
schaftsfihrung der Gesellschaft nicht befugt.
(13) Jedes Mitglied des Aufsichtsrates ist zur
Verschwiegenheit Uber alle ihm bekannt ge-
wordenen Angelegenheiten der Gesellschaft
gegenuber Dritten verpflichtet, es sei denn,
dass eine gesetzliche Offenbarungspflicht be-
steht.

(14) Der Vorsitzende des Aufsichtsrates ist
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Neue Fassung (n. F.)

berechtigt und auf Verlangen eines Gesellschafters
verpflichtet, an einer Gesellschafterversammlung
mit beratender Stimme teilzunehmen. Die weiteren
Mitglieder des Aufsichtsrates sollen an den
Gesellschafterversammlungen teilnehmen, sofern
Mehrheit

beschlieRen. Der Vorsitzende des Aufsichtsrates

die Gesellschafter das mit einfacher

oder ein von ihm beauftragtes Mitglied des

Aufsichtsrates hat in der ordentlichen
Gesellschafterversammlung einen schriftlichen oder
mundlichen Bericht Uber die wesentliche Tatigkeit
des Aufsichtsrates und die Ergebnisse seiner
Kontrollen im vorausgegangenen Geschaftsjahr zu
erstatten und eine Empfehlung tber die Entlastung
der Geschaftsfihrung auszusprechen.

(15) Die

beschlielRen,

Gesellschafterversammliung kann

dem Aufsichtsrat eine

Entscheidungszustandigkeit im  Einzelfall zu

entziehen und zugleich oder in weiterer

Gesellschafterversammlung in der Angelegenheit

selbst beschliefRen.

Erlauterungen

Es wird seitens des LVWA empfohlen, dass zur Sicher-
stellung eines angemessenen Einflusses der kommuna-
len Gesellschafter, die Gesellschafterversammiung je-
derzeit bedingungslos alle Geschéafte an sich ziehen
kann. Dies erfolgt durch die empfohlene Anderung des §
9 Abs. 15 GV.

Alte Fassung (a. F.)

berechtigt und auf Verlangen eines Gesellschafters
verpflichtet, an einer Gesellschafterversammliung
mit beratender Stimme teilzunehmen. Die weiteren
Mitglieder des Aufsichtsrates sollen an den
Gesellschafterversammlungen teilnehmen, sofern
Mehrheit

beschlieRen. Der Vorsitzende des Aufsichtsrates

die Gesellschafter das mit einfacher

oder ein von ihm beauftragtes Mitglied des

Aufsichtsrates hat in der ordentlichen
Gesellschafterversammlung einen schriftlichen oder
mindlichen Bericht Uber die wesentliche Tatigkeit
des Aufsichtsrates und die Ergebnisse seiner
Kontrollen im vorausgegangenen Geschéaftsjahr zu
erstatten und eine Empfehlung tber die Entlastung
der Geschaftsfihrung auszusprechen.

(15) Die

beschlielRen,

Gesellschafterversammliung kann

dem Aufsichtsrat eine

Entscheidungszustandigkeit im  Einzelfall zu

entziehen und zugleich oder in weiterer
Gesellschafterversammlung in der Angelegenheit

selbst beschlieRen—wenn
}o fsicl hinei laesi 5
b I fsict . hlusst

Seite 16 von 72






Anlage 3

Neue Fassung (n. F.)

8§ 10 Tatigkeit des Aufsichtsrates
(1) Die dem Aufsichtsrat gemal? diesem
Vertrag, durch Beschluss der Gesellschafter-
versammlung oder nach dem Gesetz obliegen-
den Angelegenheiten werden durch Beratung
und Beschlussfassung in einer Versammlung
seiner Mitglieder (Sitzung) geordnet und erle-
digt. Diese ist nicht 6ffentlich. Die Sitzung findet
in den Geschéaftsraumen der Gesellschaft statt,
es sei denn, dass der Aufsichtsrat in einer Sit-
zung allstimmig einen anderen Ort beschlossen
hat oder sich im Einzelfalle alle Mitglieder zuvor

schriftich auf einen anderen bestimmten Ort

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)

8§ 10 Tatigkeit des Aufsichtsrates
(1) Die dem Aufsichtsrat gemafld diesem
Vertrag, durch Beschluss der Gesellschafter-
versammlung oder nach dem Gesetz obliegen-
den Angelegenheiten werden durch Beratung
und Beschlussfassung in einer Versammlung
seiner Mitglieder (Sitzung) geordnet und erle-
digt. Diese ist nicht 6ffentlich. Die Sitzung findet
in den Geschéaftsraumen der Gesellschaft statt,
es sei denn, dass der Aufsichtsrat in einer Sit-
zung allstimmig einen anderen Ort beschlossen
hat oder sich im Einzelfalle alle Mitglieder zuvor

schriftich auf einen anderen bestimmten Ort
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Neue Fassung (n. F.)
verstandigt haben. Eine Sitzung darf nicht zur
Unzeit, zur Nachtzeit oder an einem Sonntag
oder gesetzlichen Feiertag stattfinden. Zur Gul-
tigkeit eines Beschlusses ist erforderlich, dass
der Gegenstand bei der Einberufung der Sit-
zung bezeichnet worden ist. Die Unterlagen
und Dokumente, die erforderlich sind, um den
Gegenstand der Beschlussfassung prifen und
beurteilen zu koénnen, sollen den Mitgliedern

des Aufsichtsrates spatestens zwei Wochen

vor dem Tag der Sitzung vorgelegt werden.
Ohne Sitzung ist ein Beschluss giltig, wenn
alle Mitglieder des Aufsichtsrates dem Be-
schluss schriftlich zugestimmt haben. Ein Be-
schluss des Aufsichtsrates, der gegen eine
Rechtsvorschrift verstoi3t, auf deren Einhaltung
rechtswirksam nicht verzichtet werden kann, ist
nichtig. Im Ubrigen ist ein Beschluss giiltig, so-
lange er nicht durch rechtskraftiges Urteil fur
ungultig erklart ist.

2)

seinem Vorsitzenden mindestens viermal im

Die Sitzung des Aufsichtsrates wird von

Erlauterungen

Die 3-Tage-Frist erschien fur das LvwA zu kurz bemes-
sen; auf Empfehlung der KAB soll hunmehr eine 2-
Wochen-Frist gelten.

Alte Fassung (a. F.)

verstandigt haben. Eine Sitzung darf nicht zur
Unzeit, zur Nachtzeit oder an einem Sonntag
oder gesetzlichen Feiertag stattfinden. Zur Gul-
tigkeit eines Beschlusses ist erforderlich, dass
der Gegenstand bei der Einberufung der Sit-
zung bezeichnet worden ist. Die Unterlagen
und Dokumente, die erforderlich sind, um den
Gegenstand der Beschlussfassung prifen und
beurteilen zu kénnen, sollen den Mitgliedern
des Aufsichtsrates spatestens drei—Fage vor
dem Tag der Sitzung vorgelegt werden. Ohne
Sitzung ist ein Beschluss gultig, wenn alle Mit-
glieder des Aufsichtsrates dem Beschluss
schriftlich zugestimmt haben. Ein Beschluss
des Aufsichtsrates, der gegen eine Rechtsvor-
schrift versto3t, auf deren Einhaltung rechts-
wirksam nicht verzichtet werden kann, ist nich-
tig. Im Ubrigen ist ein Beschluss giiltig, solange
er nicht durch rechtskréftiges Urteil fir ungultig
erklart ist.

(2)

seinem Vorsitzenden mindestens viermal im

Die Sitzung des Aufsichtsrates wird von
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Neue Fassung (n. F.)

Jahr einberufen, aul3erdem, wenn es der Vor-
sitzende nach seinem freien Ermessen fir er-
forderlich halt, um die Belange der Gesellschaft
zu wahren. Der Vorsitzende des Aufsichtsrates
muss den Aufsichtsrat einberufen, wenn ein
geborenes Mitglied oder zwei gekorene Mit-
glieder des Aufsichtsrats oder ein Geschéfts-
fuhrer der Gesellschaft dies unter Angabe des
Zwecks und der Grinde verlangen. Weigert
sich der Vorsitzende pflichtwidrig, den Auf-
sichtsrat einzuberufen, kann die Sitzung von
den Verlangenden oder einem geborenen Mit-
glied des Aufsichtsrates einberufen werden.

(3) Die Einberufung erfolgt in Textform. Die
Frist der Einberufung betrdgt mindestens zwei
Wochen. Sie kann bei besonderer Dringlichkeit
der Angelegenheiten bis auf drei Tage verkurzt
werden.

(4) Der Aufsichtsrat ist beschlussfahig,
wenn nach ordnungsgemalier Einberufung
mehr als die Hélfte seiner stimmberechtigten

Mitglieder zu Beginn der Sitzung anwesend

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)

Jahr einberufen, au3erdem, wenn es der Vor-
sitzende nach seinem freien Ermessen fir er-
forderlich halt, um die Belange der Gesellschaft
zu wahren. Der Vorsitzende des Aufsichtsrates
muss den Aufsichtsrat einberufen, wenn ein
geborenes Mitglied oder zwei gekorene Mit-
glieder des Aufsichtsrats oder ein Geschéfts-
fuhrer der Gesellschaft dies unter Angabe des
Zwecks und der Grinde verlangen. Weigert
sich der Vorsitzende pflichtwidrig, den Auf-
sichtsrat einzuberufen, kann die Sitzung von
den Verlangenden oder einem geborenen Mit-
glied des Aufsichtsrates einberufen werden.

(3) Die Einberufung erfolgt in Textform. Die
Frist der Einberufung betragt mindestens zwei
Wochen. Sie kann bei besonderer Dringlichkeit
der Angelegenheiten bis auf drei Tage verkirzt
werden.

(4) Der Aufsichtsrat ist beschlussfahig,
wenn nach ordnungsgemaler Einberufung
mehr als die Hélfte seiner stimmberechtigten

Mitglieder zu Beginn der Sitzung anwesend
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Neue Fassung (n. F.)

sind oder bei nicht ordnungsgeméafRer Einberu-

fung samtliche Mitglieder des Aufsichtsrates

anwesend sind und ihr Einverstandnis zur

Durchfiihrung der Sitzung im Sitzungsprotokoll

erklart haben. Fehlt es daran, ist unverziglich

eine neue Sitzung mit gleichem Gegenstand
bzw. Tagesordnung einzuberufen. Sie ist ohne
Rucksicht auf die Erfordernisse von Satz 1 be-
schlussfahig, wenn bei ihrer Einberufung auf
diese Folge hingewiesen worden ist. Absatz 3
bleibt unberdhrt.

(5) Der Aufsichtsrat fasst seine Beschliisse mit
einfacher Mehrheit der abgegeben Stimmen in
offener Abstimmung durch Handaufhebung der
stimmberechtigten anwesenden  Mitglieder;
Stimmenthaltungen werden nicht mitgezahilt.
Jedes Mitglied des Aufsichtsrates hat eine
Stimme. Bei Stimmengleichheit entscheidet die
Stimme des Aufsichtsratsvorsitzenden. § 12
Absatz 1 Satz 5 gilt sinrngemal auch fur den
Aufsichtsrat. Ein Mitglied ist nicht stimmberech-

tigt, wenn der Beschluss die Vornahme eines

Erlauterungen

Auf Empfehlung der KAB soll eine Heilungsmdglichkeit
fur Ladungsmangel entsprechend der Lage bei der Ge-
sellschafterversammlung (vgl. 8§ 12 Abs. 9 GV) aufge-
nommen werden.

Alte Fassung (a. F.)
sind. Fehlt es daran, ist unverziglich eine neue
Sitzung mit gleichem Gegenstand bzw. Tages-
ordnung einzuberufen. Sie ist ohne Rucksicht
auf die Erfordernisse von Satz 1 beschlussfa-
hig, wenn bei ihrer Einberufung auf diese Folge
hingewiesen worden ist. Absatz 3 bleibt unbe-

ruhrt.

(5) Der Aufsichtsrat fasst seine Beschliisse mit
einfacher Mehrheit der abgegeben Stimmen in
offener Abstimmung durch Handaufhebung der
stimmberechtigten anwesenden Mitglieder;
Stimmenthaltungen werden nicht mitgezahilt.
Jedes Mitglied des Aufsichtsrates hat eine
Stimme. Bei Stimmengleichheit entscheidet die
Stimme des Aufsichtsratsvorsitzenden. § 12
Absatz 1 Satz 5 gilt sinngemaR auch fur den
Aufsichtsrat. Ein Mitglied ist nicht stimmberech-

tigt, wenn der Beschluss die Vornahme eines
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Neue Fassung (n. F.)
Rechtsgeschaftes der Gesellschaft mit ihm o-
der die Einleitung oder Erledigung eines
Rechtsstreites der Gesellschaft gegen ihn be-
trifft; das gleiche gilt, wenn statt des Mitgliedes
die von ihm vertretene Person oder eine ihm
nahestehende Person im Sinne von § 138 InsO
betroffen ist.

(6) Uber die in der Sitzung gefassten Be-
schlisse ist nach ihrer Verkiindung durch den
Vorsitzenden eine Niederschrift anzufertigen,
die von dem Vorsitzenden und einem von die-
sem bestimmten Protokollfuhrer zu unterzeich-
nen ist. Jedes Mitglied des Aufsichtsrates, je-
der Gesellschafter und jeder Geschéftsfiuhrer
ist berechtigt, die Niederschrift einzusehen.
Dem Geschaftsfuhrer ist unverziglich, spates-
tens binnen einer Woche nach dem Ende der
Sitzung, eine Ausfertigung zu tbergeben.

(7)  Willenserklarungen des Aufsichtsrates
werden vom Vorsitzenden des Aufsichtsrates
abgegeben. Beschlisse des Aufsichtsrates

werden von seinem Vorsitzenden ausgefihrt

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)
Rechtsgeschaftes der Gesellschaft mit ihm o-
der die Einleitung oder Erledigung eines
Rechtsstreites der Gesellschaft gegen ihn be-
trifft; das gleiche gilt, wenn statt des Mitgliedes
die von ihm vertretene Person oder eine ihm
nahestehende Person im Sinne von § 138 InsO
betroffen ist.

(6) Uber die in der Sitzung gefassten Be-
schlisse ist nach ihrer Verkiindung durch den
Vorsitzenden eine Niederschrift anzufertigen,
die von dem Vorsitzenden und einem von die-
sem bestimmten Protokollfihrer zu unterzeich-
nen ist. Jedes Mitglied des Aufsichtsrates, je-
der Gesellschafter und jeder Geschéftsfihrer
ist berechtigt, die Niederschrift einzusehen.
Dem Geschaftsfuhrer ist unverziglich, spates-
tens binnen einer Woche nach dem Ende der
Sitzung, eine Ausfertigung zu Ubergeben.

(7)  Willenserklarungen des Aufsichtsrates
werden vom Vorsitzenden des Aufsichtsrates
abgegeben. Beschlisse des Aufsichtsrates

werden von seinem Vorsitzenden ausgefuhrt
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bzw. umgesetzt.

(8) Der oder die Geschaftsfuhrer der Ge-
sellschaft sind berechtigt und auf Verlangen
des Vorsitzenden des Aufsichtsrates verpflich-
tet, an einer Sitzung des Aufsichtsrates mit be-
ratender Stimme teilzunehmen. Sie sind zu
jeder Sitzung zu laden. Absatz 1 und 3 gelten
dafir sinngemalf. Ist diese Ladung unterblie-
ben oder nicht form- oder fristgerecht erfolgt,
gilt der Aufsichtsrat flr die Sitzung als nicht
beschlussfahig.

(9) Der Aufsichtsrat ist berechtigt, an einer
Sitzung einen Dritten mit beratender Stimme
fur einen bestimmten Gegenstand der Bera-
tung oder Beschlussfassung zu beteiligen.
Dariiber entscheidet der Vorsitzende oder der
Aufsichtsrat durch Beschluss. In der Einberu-
fung zur Sitzung sind der Dritte und der Ge-
genstand seiner Beteiligung zu bezeichnen.
Die Beteiligung des Dritten an der Sitzung un-
terbleibt, wenn dies zu Beginn der Sitzung

durch den Aufsichtsrat beschlossen wird.

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)

bzw. umgesetzt.

(8) Der oder die Geschéftsfuhrer der Ge-
sellschaft sind berechtigt und auf Verlangen
des Vorsitzenden des Aufsichtsrates verpflich-
tet, an einer Sitzung des Aufsichtsrates mit be-
ratender Stimme teilzunehmen. Sie sind zu
jeder Sitzung zu laden. Absatz 1 und 3 gelten
dafir sinngemalfi. Ist diese Ladung unterblie-
ben oder nicht form- oder fristgerecht erfolgt,
gilt der Aufsichtsrat fUr die Sitzung als nicht
beschlussfahig.

(9)  Der Aufsichtsrat ist berechtigt, an einer
Sitzung einen Dritten mit beratender Stimme
fir einen bestimmten Gegenstand der Bera-
tung oder Beschlussfassung zu beteiligen.
Daruiber entscheidet der Vorsitzende oder der
Aufsichtsrat durch Beschluss. In der Einberu-
fung zur Sitzung sind der Dritte und der Ge-
genstand seiner Beteiligung zu bezeichnen.
Die Beteiligung des Dritten an der Sitzung un-
terbleibt, wenn dies zu Beginn der Sitzung

durch den Aufsichtsrat beschlossen wird.
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(10) Die Mitglieder des Aufsichtsrates haben
Anspruch auf Zahlung einer angemessenen
Vergitung fur ihre Tatigkeit in Gestalt eines
Sitzungsgeldes als pauschale Aufwandsent-
schadigung fur jede Teilnahme an einer Sit-
zung des Aufsichtsrates. Uber die Hohe, die
Falligkeit und die weiteren Einzelheiten be-
schlie3t die Gesellschafterversammlung nach

Anhorung des Aufsichtsrates.

§ 11 Befugnisse der Gesellschafterver-
sammlung

(1) Die Gesellschafterversammlung hat die im
Gesetz, insbesondere in § 46 GmbHG, und die
in diesem Gesellschaftsvertrag vorgesehenen
Befugnisse und beschliel3t insbesondere Uber
alle ihr durch Gesetz oder diesen Gesell-
schaftsvertrag zugewiesene Gegensténde, so-
fern nicht dieser Gesellschaftsvertrag einzelne
Befugnisse und Beschlusskompetenzen aus-
driicklich dem Aufsichtsrat zuweist.

(2) Der Gesellschafterversammlung obliegt

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)
(10) Die Mitglieder des Aufsichtsrates haben
Anspruch auf Zahlung einer angemessenen
Vergutung fur ihre Tatigkeit in Gestalt eines
Sitzungsgeldes als pauschale Aufwandsent-
schadigung fur jede Teilnahme an einer Sit-
zung des Aufsichtsrates. Uber die Hohe, die
Falligkeit und die weiteren Einzelheiten be-
schlie3t die Gesellschafterversammlung nach

Anhdorung des Aufsichtsrates.

8 11 Befugnisse der Gesellschafterver-
sammlung

(1) Die Gesellschafterversammlung hat die im
Gesetz, insbesondere in 8§ 46 GmbHG, und die
in diesem Gesellschaftsvertrag vorgesehenen
Befugnisse und beschliel3t insbesondere Uber
alle ihr durch Gesetz oder diesen Gesell-
schaftsvertrag zugewiesene Gegenstande, so-
fern nicht dieser Gesellschaftsvertrag einzelne
Befugnisse und Beschlusskompetenzen aus-
dricklich dem Aufsichtsrat zuweist.

(2) Der Gesellschafterversammlung obliegt
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namentlich die Beschlussfassung Uber:

a)

b)

d)

f)
9)

die Feststellung des Jahresabschlusses
(Jahresergebnis, Bilanzgewinn, Ergeb-
nisverwendung und Verteilung);

die Genehmigung des Lageberichts und
des Berichts des Aufsichtsrates;

den Bericht tUber die gesetzliche Prifung
der Gesellschaft und die in Folge der
Prifung zu treffenden MalRnahmen;

die Verwendung des Ergebnisses auch
unter vollstandigem oder teilweisem
Ausschluss des aus 8 29 Absatz 1
GmbHG folgenden Anspruchs auf Er-
gebnisausschittung;

die Entlastung der Geschaftsfiihrung
und des Aufsichtsrates;

die Bestellung des Abschlussprfers;

die Einforderung der Einlagen und der
Verpflichtungen eines Gesellschafters
aus seinen Nebenleistungen gemal 88
13, 13 a bis ¢ des Gesellschaftsvertra-

ges;

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)

namentlich die Beschlussfassung tUber:

g

D

die Feststellung des Jahresabschlusses
(Jahresergebnis, Bilanzgewinn, Ergeb-
nisverwendung und Verteilung);

die Genehmigung des Lageberichts und
des Berichts des Aufsichtsrates;

den Bericht Giber die gesetzliche Prifung
der Gesellschaft und die in Folge der

Prufung zu treffenden MalRnahmen;

u) die Verwendung des Ergebnisses auch

v)

unter vollstandigem oder teilweisem
Ausschluss des aus 8 29 Absatz 1
GmbHG folgenden Anspruchs auf Er-
gebnisausschittung;

die Entlastung der Geschéftsfuhrung
und des Aufsichtsrates;

w) die Bestellung des Abschlusspriifers;

X)

die Einforderung der Einlagen und der
Verpflichtungen eines Gesellschafters
aus seinen Nebenleistungen gemafl 88
13, 13 a bis ¢ des Gesellschaftsvertra-

ges;

Seite 24 von 72






Anlage 3
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h) die Zustimmungen zu Verfiigungen tber
Geschaftsanteile sowie zu deren Teilung
oder Zusammenlegung

i) die Einziehung von Geschaftsanteilen

j) den Ausschluss eines Gesellschafters

k) Erwerb und Veraul3erungen von Beteili-
gungen an fremden Unternehmen sowie
die Entsendung von Vertretern der Ge-
sellschaft in Aufsichtsratsgremien von
diesen Unternehmen,

[) Kapitalerh6hung, Kapitalherabsetzung,
Verschmelzung oder Umwandlung der
Gesellschaft,

m) die Anderung des Gesellschaftsvertra-
ges

n) die Auflosung der Gesellschaft und die
Bestellung der Liquidatoren,

0) die Erweiterung oder Verminderung der
Anzahl der gekorenen Mitglieder des
Aufsichtsrates gemanR § 9 Absatz 2

p) die Vergitung fur die Mitglieder des Auf-
sichtsrates nach 8§ 10 Absatz 10;

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)

y) die Zustimmungen zu Verfigungen Uber
Geschaftsanteile sowie zu deren Teilung
oder Zusammenlegung

z) die Einziehung von Geschéftsanteilen

aa)den Ausschluss eines Gesellschafters

bb)Erwerb und Veraulerungen von Beteili-
gungen an fremden Unternehmen sowie
die Entsendung von Vertretern der Ge-
sellschaft in Aufsichtsratsgremien von
diesen Unternehmen,

cc)Kapitalerhéhung, Kapitalherabsetzung,
Verschmelzung oder Umwandlung der
Gesellschaft,

dd)die Anderung des Gesellschaftsvertra-
ges

ee)die Auflésung der Gesellschaft und die
Bestellung der Liquidatoren,

ff) die Erweiterung oder Verminderung der
Anzahl der gekorenen Mitglieder des
Aufsichtsrates gemanR § 9 Absatz 2

gg)die Vergutung fur die Mitglieder des Auf-
sichtsrates nach 8§ 10 Absatz 10;
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g) alle sonstigen, nach dem Gesetz der
Beschlussfassung der Gesellschafter-
versammlung unterliegenden Rechts-
handlungen, soweit dieser Vertrag nicht
die Zustandigkeit des Aufsichtsrates be-

stimmt hat.

8§ 12 Formalitaten der Gesellschafterver-
sammlung
(1) Die ordentliche Gesellschafterversamm-
lung findet regelmé&Rig einmal jahrlich in den
ersten acht Monaten des Geschaftsjahres nach
Aufstellung des Jahresabschlusses fur das
vergangene Geschaftsjahr statt. Die Geschafts-
fuhrer haben der ordentlichen Gesellschafter-
versammlung den Jahresabschluss (Bilanz und
Gewinn- und Verlustrechnung) sowie einen
Jahresbericht mit dem Bericht des Aufsichtsra-
tes vorzulegen. Der Aufsichtsrat hat der Ge-
sellschafterversammlung Uber seine Tatigkeit
zu berichten. § 14 ist zu beachten. Der Abhal-

tung einer férmlichen Gesellschafterversamm-

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)
hh)alle sonstigen, nach dem Gesetz der
Beschlussfassung der Gesellschafter-
versammlung unterliegenden Rechts-
handlungen, soweit dieser Vertrag nicht
die Zustandigkeit des Aufsichtsrates be-

stimmt hat.

8 12 Formalitaten der Gesellschafterver-
sammlung
(1) Die ordentliche Gesellschafterversamm-
lung findet regelm&Rig einmal jahrlich in den
ersten acht Monaten des Geschéftsjahres nach
Aufstellung des Jahresabschlusses fur das
vergangene Geschaftsjahr statt. Die Geschafts-
fuhrer haben der ordentlichen Gesellschafter-
versammlung den Jahresabschluss (Bilanz und
Gewinn- und Verlustrechnung) sowie einen
Jahresbericht mit dem Bericht des Aufsichtsra-
tes vorzulegen. Der Aufsichtsrat hat der Ge-
sellschafterversammlung Uber seine Tétigkeit
zu berichten. 8§ 14 ist zu beachten. Der Abhal-

tung einer formlichen Gesellschafterversamm-
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lung bedarf es nicht, wenn samtliche Mitglieder
der Gesellschafterversammlung schriftlich mit
der zu treffenden Bestimmung oder mit der
schriftichen Abgabe der Stimmen sich einver-
standen erklaren (Umlaufverfahren).
(2)  AuRerordentliche

sammlungen sind einzuberufen in den im Ge-

Gesellschafterver-

setz und Vertrag vorgesehenen Fallen, und
wenn es im Interesse der Gesellschaft erforder-
lich erscheint, auRerdem, wenn Gesellschafter,
die mindestens 10 % des Stammkapitals auf
sich vereinigen, dies verlangen, und ihr Verlan-
gen schriftlich begrinden und die Tagesord-
nungspunkte nennen, die Gegenstand der au-
Rerordentlichen  Gesellschafterversammlung
sein sollen.

3) Die Gesellschafterversammlung wird
von der Geschaftsfihrung einberufen. Jeder
Geschaftsfuhrer ist allein einberufungsberech-
tigt. Die Gesellschafterversammlung soll am
Sitz der Gesellschaft in ihren Geschaftsraumen

an einem Werktag zur Tageszeit stattfinden.

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)
lung bedarf es nicht, wenn samtliche Mitglieder
der Gesellschafterversammlung schriftlich mit
der zu treffenden Bestimmung oder mit der
schriftichen Abgabe der Stimmen sich einver-
standen erklaren (Umlaufverfahren).
(2)  AuRerordentliche

sammlungen sind einzuberufen in den im Ge-

Gesellschafterver-

setz und Vertrag vorgesehenen Fallen, und
wenn es im Interesse der Gesellschaft erforder-
lich erscheint, auRerdem, wenn Gesellschafter,
die mindestens 10 % des Stammkapitals auf
sich vereinigen, dies verlangen, und ihr Verlan-
gen schriftlich begrinden und die Tagesord-
nungspunkte nennen, die Gegenstand der au-
Rerordentlichen  Gesellschafterversammlung
sein sollen.

3) Die Gesellschafterversammlung  wird
von der Geschéftsfihrung einberufen. Jeder
Geschaftsfuhrer ist allein einberufungsberech-
tigt. Die Gesellschafterversammlung soll am
Sitz der Gesellschaft in ihren GeschaftsrAumen

an einem Werktag zur Tageszeit stattfinden.
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Sie kann mit Einwilligung aller Gesellschafter
auch an einen anderen Ort und zu anderen
Zeiten einberufen werden.
(4) Die Einberufung zur Gesellschafterver-
sammlung erfolgt schriftlich in Textform per
Post, Fax oder Email unter Angabe der Tages-
ordnung und der Gegenstande der Beschluss-
fassung. Die Einladungsfrist betragt mindes-
tens zwei Wochen. Sie kann in dringenden
Fallen bis auf eine Woche abgekirzt werden.
Sie beginnt mit der Absendung der Einberu-
fung.
(5) Die Gesellschafterversammlung wird
von ihrem Vorsitzenden geleitet. Vorsitzender
ist die vom Gesellschafter Landkreis Anhalt-
Bitterfeld zu seiner Vertretung befugte Person.
Sie ernennt den Protokollftihrer.
(6) Die Gesellschafter kénnen Beschlisse
auch ohne Wahrung der Formen und Fristen
fur die Einberufung und Abhaltung der Gesell-
schafterversammlung fassen, wenn alle Ge-

sellschafter anwesend oder vertreten sind und

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)
Sie kann mit Einwilligung aller Gesellschafter
auch an einen anderen Ort und zu anderen
Zeiten einberufen werden.
(4) Die Einberufung zur Gesellschafterver-
sammlung erfolgt schriftlich in Textform per
Post, Fax oder Email unter Angabe der Tages-
ordnung und der Gegenstande der Beschluss-
fassung. Die Einladungsfrist betrdgt mindes-
tens zwei Wochen. Sie kann in dringenden
Fallen bis auf eine Woche abgekirzt werden.
Sie beginnt mit der Absendung der Einberu-
fung.
(5) Die Gesellschafterversammlung wird
von ihrem Vorsitzenden geleitet. \Vorsitzender
ist die vom Gesellschafter Landkreis Anhalt-
Bitterfeld zu seiner Vertretung befugte Person.
Sie ernennt den Protokollftihrer.
(6) Die Gesellschafter kdnnen Beschlisse
auch ohne Wahrung der Formen und Fristen
fur die Einberufung und Abhaltung der Gesell-
schafterversammlung fassen, wenn alle Ge-

sellschafter anwesend oder vertreten sind und
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sich mit der Beschlussfassung einverstanden
erklaren.
(7)

sammlung ist eine Niederschrift (Protokoll in

Uber Beschliisse der Gesellschafterver-

Ergebnisform) anzufertigen, die von dem Vor-
sitzenden und dem Protokollfiihrer zu unter-
schreiben ist. Eine Ausfertigung hat der Vorsit-
zende unverzuglich allen Gesellschaftern, dem
Vorsitzenden des Aufsichtsrates und dem Ge-
schaftsfihrer zuzuleiten.

(8)

stande der Tagesordnung gefasst werden.

Beschlisse konnen nur Uber Gegen-

Nachtragliche Antrage auf Beschlussfassung,
kénnen aufgenommen werden, wenn sie spéa-
testens am 14. Tage vor der Gesellschafterver-
sammlung, wobei der Tag der Gesellschafter-
versammlung ausgeschlossen ist, in der in Ab-
satz 4 festgesetzten Form bekanntgegeben
worden sind. Dasselbe gilt fir die Antrage der
Geschaftsfuhrer oder des Aufsichtsrates. Zur
Beschlussfassung Uber die Leitung der Ver-

sammlung oder Uber einen in der Versamm-

Erlauterungen

Seitens der KAB empfohlene Folgeanderung zu § 10
Abs. 1 GV. Auf die dortigen Erlauterungen wird verwie-
sen.

Alte Fassung (a. F.)
sich mit der Beschlussfassung einverstanden
erklaren.
(7)

sammlung ist eine Niederschrift (Protokoll in

Uber Beschliisse der Gesellschafterver-

Ergebnisform) anzufertigen, die von dem Vor-
sitzenden und dem Protokollfihrer zu unter-
schreiben ist. Eine Ausfertigung hat der Vorsit-
zende unverzuglich allen Gesellschaftern, dem
Vorsitzenden des Aufsichtsrates und dem Ge-
schaftsfihrer zuzuleiten.

(8)

stande der Tagesordnung gefasst werden.

Beschliisse konnen nur uber Gegen-

Nachtragliche Antrage auf Beschlussfassung,
kénnen aufgenommen werden, wenn sie spa-
testens am 3. Tage vor der Gesellschafterver-
sammlung, wobei der Tag der Gesellschafter-
versammlung ausgeschlossen ist, in der in Ab-
satz 4 festgesetzten Form bekanntgegeben
worden sind. Dasselbe gilt fir die Antrage der
Geschaftsfuhrer oder des Aufsichtsrates. Zur
Beschlussfassung Uber die Leitung der Ver-

sammlung oder Uber einen in der Versamm-
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Neue Fassung (n. F.)

lung gestellten Antrag auf Einberufung der au-
Berordentlichen  Gesellschafterversammlung
bedarf es keiner Ankindigung.

(9) Ist die Versammlung nicht ordnungsge-
maf berufen oder sind die Gegenstande der
Tagesordnung nicht ordnungsgemal angekin-
digt, so konnen Beschlisse dartuber nur ge-
fasst werden, wenn samtliche Mitglieder der
Gesellschafterversammlung anwesend sind
und ihr Einverstandnis dazu zu Protokoll der
Versammlung erklart haben.

(10) Die Gesellschafterversammlung ist be-
schlussfahig, wenn mindestens so viele Ge-
sellschafter anwesend oder vertreten sind,
dass sie mehr als die Halfte aller vorhandenen
Stimmen in sich vereinen. Ist dies nicht der
Fall, so ist eine neue Versammlung mit gleicher
Tagesordnung zu berufen, welche ohne Ruck-
sicht auf die Hohe des vertretenden Stimm-
rechts beschlussfahig ist. Darauf ist in der Ein-
berufung hinzuweisen.

(11) Jeder Gesellschafter wird in der Gesell-

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)

lung gestellten Antrag auf Einberufung der au-
Berordentlichen  Gesellschafterversammlung
bedarf es keiner Ankindigung.

(9) Ist die Versammlung nicht ordnungsge-
maf berufen oder sind die Gegenstdnde der
Tagesordnung nicht ordnungsgemaf angekin-
digt, so konnen Beschlisse dartuber nur ge-
fasst werden, wenn samtliche Mitglieder der
Gesellschafterversammlung anwesend sind
und ihr Einverstandnis dazu zu Protokoll der
Versammlung erklart haben.

(10) Die Gesellschafterversammlung ist be-
schlussfahig, wenn mindestens so viele Ge-
sellschafter anwesend oder vertreten sind,
dass sie mehr als die Halfte aller vorhandenen
Stimmen in sich vereinen. Ist dies nicht der
Fall, so ist eine neue Versammlung mit gleicher
Tagesordnung zu berufen, welche ohne Rick-
sicht auf die HOhe des vertretenden Stimm-
rechts beschlussfahig ist. Darauf ist in der Ein-
berufung hinzuweisen.

(11) Jeder Gesellschafter wird in der Gesell-
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Neue Fassung (n. F.)
schafterversammlung durch eine Person ver-
treten, die eine schriftliche Vollmacht vorzule-
gen hat, soweit sich ihre Alleinvertretungsbe-
fugnis nicht aus oOffentlichen Registern ergibt.
(12) Die Beschlusse der Gesellschafterver-
sammlung werden mit einfacher Stimmen-
mehrheit des bei der Beschlussfassung vertre-
tenen Kapitals gefasst, sofern Gesetz oder Ge-
sellschaftervertrag nichts anderes bestimmen.
Je 250 € eines Geschéaftsanteils gewahren eine
Stimme. Nicht abgegebene Stimmen gelten als
Stimmenthaltung. Sie werden fir die Berech-
nung der Mehrheit nicht mitgezahlt. Die Ab-
stimmung erfolgt offen durch Handaufhebung.
Folgende Beschlisse der Gesellschafterver-
sammlung bedirfen einer Mehrheit von 75 %
des abstimmenden Kapitals:

a) Einziehung von Geschaftsanteilen
b) Ausschluss eines Gesellschafters
C) Erwerb und VerdulRerungen von Beteili-
gungen an fremden Unternehmen sowie die

Entsendung von Vertretern der Gesellschaft in

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)
schafterversammlung durch eine Person ver-
treten, die eine schriftliche Vollmacht vorzule-
gen hat, soweit sich ihre Alleinvertretungsbe-
fugnis nicht aus 6ffentlichen Registern ergibt.
(12) Die Beschlusse der Gesellschafterver-
sammlung werden mit einfacher Stimmen-
mehrheit des bei der Beschlussfassung vertre-
tenen Kapitals gefasst, sofern Gesetz oder Ge-
sellschaftervertrag nichts anderes bestimmen.
Je 250 € eines Geschéaftsanteils gewahren eine
Stimme. Nicht abgegebene Stimmen gelten als
Stimmenthaltung. Sie werden fur die Berech-
nung der Mehrheit nicht mitgezahlt. Die Ab-
stimmung erfolgt offen durch Handaufhebung.
Folgende Beschlisse der Gesellschafterver-
sammlung bedurfen einer Mehrheit von 75 %
des abstimmenden Kapitals:

a) Einziehung von Geschaftsanteilen
b) Ausschluss eines Gesellschafters
C) Erwerb und Verduf3erungen von Beteili-
gungen an fremden Unternehmen sowie die

Entsendung von Vertretern der Gesellschaft in
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Neue Fassung (n. F.)
Aufsichtsratsgremien von diesen Unternehmen,
d) Kapitalerh6hung, Kapitalherabsetzung,
Verschmelzung oder Umwandlung der Gesell-
schaft,

e) Anderung des Gesellschaftsvertrages

f) Auflésung der Gesellschaft und die Be-
stellung der Liquidatoren,

(13) Die Anwesenheit weiterer Personen
kann von der Gesellschafterversammlung
durch Beschluss zugelassen werden. Die Ge-
schaftsfihrer und der Vorsitzende des Auf-
sichtsrates haben auf schriftiches Verlangen
eines Gesellschafters mit beratender Stimme
teilzunehmen.

(14) Ein Beschluss der Gesellschafterver-
sammlung kann nur durch Klage binnen einer
Frist von zwei Monaten angefochten werden.
Die Frist beginnt mit dem Zugang des Proto-
kolls gemal3 Absatz 7.

(15) Gesellschafterbeschliisse kdnnen ohne
Versammlung der Gesellschafter auch im Um-

laufverfahren (schriftlich, per Fax oder per

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)
Aufsichtsratsgremien von diesen Unternehmen,
d) Kapitalerh6hung, Kapitalherabsetzung,
Verschmelzung oder Umwandlung der Gesell-
schaft,

e) Anderung des Gesellschaftsvertrages

f) Auflésung der Gesellschaft und die Be-
stellung der Liquidatoren,

(13) Die Anwesenheit weiterer Personen
kann von der Gesellschafterversammlung
durch Beschluss zugelassen werden. Die Ge-
schaftsfihrer und der Vorsitzende des Auf-
sichtsrates haben auf schriftliches Verlangen
eines Gesellschafters mit beratender Stimme
teilzunehmen.

(14) Ein Beschluss der Gesellschafterver-
sammlung kann nur durch Klage binnen einer
Frist von zwei Monaten angefochten werden.
Die Frist beginnt mit dem Zugang des Proto-
kolls gemald Absatz 7.

(15) Gesellschafterbeschlisse konnen ohne
Versammlung der Gesellschafter auch im Um-

laufverfahren (schriftlich, per Fax oder per

Seite 32 von 72






Anlage 3

Neue Fassung (n. F.)
Email) gefasst werden, wenn alle Gesellschaf-
ter zustimmen oder sich an der Beschlussfas-
sung beteiligen. Fur die Beschlussvorlage und
ihre Bekanntmachung an die Gesellschafter
durch die Geschaftsflihrung gelten die Absatze
3Satz 1,4 Satz 1, 8 Satz 1, 9, 10 und 12 sinn-
gemal. Die Frist zur Stimmabgabe per Brief,
Telefax oder Email betragt zwei Wochen ab

Zugang der Vorlage. Uber den Verlauf und das
Ergebnis des Umlaufverfahrens sind die Ge-
sellschafter von dem Geschaftsfihrer unver-
zuglich schriftlich zu unterrichten.

8 13 Zuschusse der Gesellschafter

(1)

kulturpolitischen Grinden insbesondere den

Um der Gesellschaft aus allgemeinen

Betrieb der offentlichen kulturellen Einrichtun-
gen in Erfullung ihres Gesellschaftszwecks zu
ermdglichen und zu férdern, zahlen die Gesell-
schafter Landkreis Anhalt-Bitterfeld und Stadt
Kothen (Anhalt) der Gesellschaft Zuschtsse

gemal den nachfolgenden Bestimmungen.

Erlauterungen

Seitens der KAB empfohlene Folgednderung zu 8§ 10
Abs. 1 GV. Auf die dortigen Erlauterungen wird verwie-
sen.

Alte Fassung (a. F.)
Email) gefasst werden, wenn alle Gesellschaf-
ter zustimmen oder sich an der Beschlussfas-
sung beteiligen. Fur die Beschlussvorlage und
ihre Bekanntmachung an die Gesellschafter
durch die Geschaftsfliihrung gelten die Absatze
3Satz 1,4 Satz 1, 8 Satz 1, 9, 10 und 12 sinn-
gemal3. Die Frist zur Stimmabgabe per Brief,
Telefax oder Email betragt drei-Werktage ab
Zugang der Vorlage. Uber den Verlauf und das
Ergebnis des Umlaufverfahrens sind die Ge-
sellschafter von dem Geschaftsfihrer unver-
zuglich schriftlich zu unterrichten.

8 13 Zuschisse der Gesellschafter

(1)

kulturpolitischen Grinden insbesondere den

Um der Gesellschaft aus allgemeinen

Betrieb der offentlichen kulturellen Einrichtun-
gen in Erfullung ihres Gesellschaftszwecks zu
ermdglichen und zu férdern, zahlen die Gesell-
schafter Landkreis Anhalt-Bitterfeld und Stadt
Kothen (Anhalt) der Gesellschaft Zuschisse

gemal den nachfolgenden Bestimmungen.
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Neue Fassung (n. F.)

(2)

hangig von einer Gegenleistung. Die Zuschis-

Die Zahlung der Zuschisse ist nicht ab-

se durfen ausschliefRlich im Rahmen des Ge-
genstandes der Gesellschaft fur nicht wirt-

schaftliche Zwecke verwendet werden. Der

Nachweis der ausschlieRlichen Verwendung

der Zuschisse ist im Rahmen einer Tren-

nungsrechnung zu fihren. Der Zuschuss ist

eine kooperative Nebenleistung des jeweiligen
zu seiner Zahlung verpflichteten Gesellschaf-
ters im Sinne von § 3 Absatz 2 GmbHG und mit
seiner Stellung als Gesellschafter und seiner
Stammeinlage verbunden. Sie geht auf einen
Erwerber oder Rechtsnachfolger tGber. Die Re-
gelungen uber die Zuschusspflichten sind nicht
ordentlich kiindbar und unterliegen nicht einem
etwaigen Preisgaberecht analog § 27 GmbHG.
lhre etwaige Anderung ist Satzungsanderung,
die eines einstimmigen Beschlusses der Ge-
Die Zu-

schusspflichten begrinden keine Nachschuss-

sellschafterversammlung bedarf.

pflicht eines Gesellschafters im Sinne von § 26

Erlauterungen

Diese Anderungen werden seitens der KAB zur Klarstel-
lung im Ergebnis der EU-beihilferechtlichen Prifung
empfohlen.

Alte Fassung (a. F.)
(2)

hangig von einer Gegenleistung. Die Zuschis-

Die Zahlung der Zuschusse ist nicht ab-

se durfen ausschlie3lich im Rahmen des Ge-
genstandes der Gesellschaft verwendet wer-
den. Der Zuschuss ist eine kooperative Neben-
leistung des jeweiligen zu seiner Zahlung ver-
pflichteten Gesellschafters im Sinne von § 3
Absatz 2 GmbHG und mit seiner Stellung als
Gesellschafter und seiner Stammeinlage ver-
bunden. Sie geht auf einen Erwerber oder
Rechtsnachfolger Uber. Die Regelungen Uber
die Zuschusspflichten sind nicht ordentlich
kindbar und unterliegen nicht einem etwaigen
Preisgaberecht analog § 27 GmbHG. lhre et-
waige Anderung ist Satzungsanderung, die
eines einstimmigen Beschlusses der Gesell-
schafterversammlung bedarf. Die Zuschuss-
pflichten begriinden keine Nachschusspflicht
eines Gesellschafters im Sinne von 8§ 26
GmbHG.

Seite 34 von 72






Anlage 3

Neue Fassung (n. F.)
GmbHG.
(3) Die Zuschusspflichten beginnen am
01.01.2018. Sie enden mit Ablauf des
31.12.2027.
(4) Die Stadt Kothen (Anhalt) fordert die
Tatigkeit der Gesellschaft durch Zahlung eines
jahrlichen Zuschusses in Hohe von insge-
samt 302.300,00 Euro. Der Zuschuss wird je-
weils zu 25v. H. des jahrlichen Zuschusses
zum 15.01., 15.04., 15.07. und 15.10. fallig.
(5) Der Landkreis Anhalt-Bitterfeld fordert
die Tatigkeit der Gesellschaft durch Zahlung
eines jahrlichen Zuschusses in Hohe von
insgesamt 350.560 Euro. Der Zuschuss wird
jeweils zu 25 v. H. des jahrlichen Zuschusses
zum 15.01., 15.04., 15.07. und 15.10. fallig.
(6) Der Landkreis Anhalt-Bitterfeld fordert
die Tatigkeit der Gesellschaft durch Zahlung
eines weiteren monatlichen Zuschusses in
Hohe von 890 Euro zu den Personalkosten
eines Geschaftsfuhrers. Der Zuschuss wird

jeweils zum 15. des Folgemonats fallig.

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)

(3) Die Zuschusspflichten beginnen am
01.01.2018. Sie enden mit Ablauf des
31.12.2027.

(4) Die Stadt Kothen (Anhalt) fordert die
Tatigkeit der Gesellschaft durch Zahlung eines
jahrlichen Zuschusses in HOhe von insge-
samt 302.300,00 Euro. Der Zuschuss wird je-
weils zu 25v. H. des jahrlichen Zuschusses
zum 15.01., 15.04., 15.07. und 15.10. fallig.

(5) Der Landkreis Anhalt-Bitterfeld fordert
die Tatigkeit der Gesellschaft durch Zahlung
eines jahrlichen Zuschusses in Hohe von
insgesamt 350.560 Euro. Der Zuschuss wird
jeweils zu 25v. H. des jahrlichen Zuschusses
zum 15.01., 15.04., 15.07. und 15.10. fallig.

(6) Der Landkreis Anhalt-Bitterfeld fordert
die Tatigkeit der Gesellschaft durch Zahlung
eines weiteren monatlichen Zuschusses in
Hohe von 890 Euro zu den Personalkosten
eines Geschaftsfuhrers. Der Zuschuss wird

jeweils zum 15. des Folgemonats fallig.
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(7)  Der Landkreis Anhalt-Bitterfeld fordert
die Tatigkeit der Gesellschaft durch Zahlung
eines weiteren jahrlichen Zuschusses in Ho6-
he von 175.513,56 Euro. Der Zuschuss wird
jeweils zu 25 v. H. des jahrlichen Zuschusses
zum 15.01., 15.04., 15.07. und 15.10. fallig.
(8) Der Landkreis Anhalt-Bitterfeld fordert
die Tatigkeit der Gesellschaft des Weiteren
durch unentgeltliche Personalgestellung jeweils
einer Person fur folgende Funktionen:
Schlosshausmeister
Leiter Prahistorische Sammlung
Leiter Naumann-Museum
Sekretarin
Werbung / Marketing
Veranstaltungsleiter

Buhnentechniker

© N o g s~ w D PE

Buhnentechniker

Fir den Fall, dass eine Funktionsperson im
Sinne von Satz 1 Arbeitnehmer der KKM wird,
insbesondere als Folge eines Betriebsiuber-

ganges gemal 8§ 613 a BGB, erfolgt die Forde-

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)
(7)  Der Landkreis Anhalt-Bitterfeld fordert
die Tatigkeit der Gesellschaft durch Zahlung
eines weiteren jahrlichen Zuschusses in Ho-
he von 175.513,56 Euro. Der Zuschuss wird
jeweils zu 25v. H. des jahrlichen Zuschusses
zum 15.01., 15.04., 15.07. und 15.10. fallig.
(8) Der Landkreis Anhalt-Bitterfeld fordert
die Tatigkeit der Gesellschaft des Weiteren
durch unentgeltliche Personalgestellung jeweils
einer Person fir folgende Funktionen:
Schlosshausmeister
Leiter Prahistorische Sammlung
Leiter Naumann-Museum
Sekretarin
Werbung / Marketing
Veranstaltungsleiter

Buhnentechniker

© N o g~ w D PRE

Buhnentechniker

Fir den Fall, dass eine Funktionsperson im
Sinne von Satz 1 Arbeitnehmer der KKM wird,
insbesondere als Folge eines Betriebstber-

ganges gemal 8§ 613 a BGB, erfolgt die Forde-
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rung insoweit nicht mehr durch Personalgestel-
lung, sondern durch Ubernahme der der KKM
fur diese Funktionsperson entstehenden Per-
sonalkosten durch den Landkreis Anhalt-
Bitterfeld.

(9)  Soweit das Arbeitsverhaltnis eines zum
01.01.2018 gestellten oder Ubergegangenen
oder zur KKM ubergegangenen Arbeithnehmers
im Sinne des Absatzes 8 endgultig endet, for-
dert der Landkreis Anhalt-Bitterfeld die Tatig-
keit der Gesellschaft durch Zahlung eines wei-
teren monatlichen Zuschusses in Hohe der
Stufe 2 der Entgeltgruppe des ausgeschiede-
nen, gestellten oder Ubergegangenen Arbeit-
nehmers gemald TVOD. Malgeblich ist die wo-
chentliche Arbeitszeit des ausgeschiedenen,
gestellten oder Ubergegangenen Arbeitneh-
mers. Die Einstellung eines Ersatzarbeitneh-
mers ist nicht erforderlich. Der Zuschuss wird
jeweils zum 15. des Folgemonats fallig.

(10) Bei der Berechnung des Zuschusses

gemal Absatz 9 bleiben unbertcksichtigt:

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)

rung insoweit nicht mehr durch Personalgestel-
lung, sondern durch Ubernahme der der KKM
fur diese Funktionsperson entstehenden Per-
sonalkosten durch den Landkreis Anhalt-
Bitterfeld.

(9) Soweit das Arbeitsverhéltnis eines zum
01.01.2018 gestellten oder Ubergegangenen
oder zur KKM ubergegangenen Arbeitnehmers
im Sinne des Absatzes 8 endgultig endet, for-
dert der Landkreis Anhalt-Bitterfeld die Tatig-
keit der Gesellschaft durch Zahlung eines wei-
teren monatlichen Zuschusses in Ho6he der
Stufe 2 der Entgeltgruppe des ausgeschiede-
nen, gestellten oder Ubergegangenen Arbeit-
nehmers gemald TVOD. Malgeblich ist die wo-
chentliche Arbeitszeit des ausgeschiedenen,
gestellten oder Ubergegangenen Arbeitneh-
mers. Die Einstellung eines Ersatzarbeitneh-
mers ist nicht erforderlich. Der Zuschuss wird
jeweils zum 15. des Folgemonats fallig.

(10) Bei der Berechnung des Zuschusses

gemal Absatz 9 bleiben unbertcksichtigt:
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a) der etwaige Wegfall von Beitragen zur

Zusatzversorgungskasse,
b) tarifliche Steigerungen, einschliel3lich
Stufenaufstiege, nach dem TV6D sowie
c) eventuelle Leistungen der Agentur flr
Arbeit bei Altersteilzeit eines zu erset-
zenden Arbeitnehmers bzw. Wiederein-
gliederung (Wiedereingliederungshillfe).
(11) Die

schlieBen die Zahlung weiterer Zuschisse

vorstehenden Bestimmungen
durch Dritte nicht aus. Der Gesellschafter
Wohnungsgesellschaft Kothen mbH kann zur
Zahlung von Zuschissen im Sinne von 8§ 13
oder sonstigen Nebenleistungen nicht verpflich-
tet werden.

(12) Die Gesellschafter Landkreis Anhalt-
Bitterfeld und Stadt Kéthen (Anhalt) verpflich-
ten sich wechselseitig, 18 Monate vor dem En-
de der Zuschusspflichten (Absatz 3 Satz 2),
also ab dem 01.07.2026, Verhandlungen Uber
eine Erneuerung ihrer Zuschusspflichten im
Sinne der Absatze 1 und 2, 4 bis 10, zu fuhren

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)

d) der etwaige Wegfall von Beitragen zur

Zusatzversorgungskasse,
e) tarifliche Steigerungen, einschlief3lich
Stufenaufstiege, nach dem TV6D sowie
f) eventuelle Leistungen der Agentur fur
Arbeit bei Altersteilzeit eines zu erset-
zenden Arbeitnehmers bzw. Wiederein-
gliederung (Wiedereingliederungshillfe).
(11) Die

schlieBen die Zahlung weiterer Zuschisse

vorstehenden Bestimmungen
durch Dritte nicht aus. Der Gesellschafter
Wohnungsgesellschaft Kéthen mbH kann zur
Zahlung von Zuschissen im Sinne von 8§ 13
oder sonstigen Nebenleistungen nicht verpflich-
tet werden.

(12) Die Gesellschafter Landkreis Anhalt-
Bitterfeld und Stadt Koéthen (Anhalt) verpflich-
ten sich wechselseitig, 18 Monate vor dem En-
de der Zuschusspflichten (Absatz 3 Satz 2),
also ab dem 01.07.2026, Verhandlungen uber
eine Erneuerung ihrer Zuschusspflichten im
Sinne der Absatze 1 und 2, 4 bis 10, zu fuhren
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und diese mdglichst bis zum 30.06.2027 abzu-
schlieBen. Sie sind hierbei gehalten, der jeweils
anderen Partei konkrete Vorschlage uber
Grund, HoOhe, Laufzeit und Falligkeit des Zu-
schusses, den man zu gewahren bereit sei, zu
unterbreiten, und einen solchen Vorschlag zu
begrunden. In Ansehung der Laufzeit ist auf die
8§ 17 Absatz 1 geregelten Fristen Bedacht zu
nehmen. Unberihrt bleibt das Recht einer Par-
tei, die Fortsetzung der Verhandlungen zu ver-
weigern oder diese fur gescheitert zu erklaren,
wenn sie dafur halt, dass die Vorschlage der
anderen Partei nicht zumutbar seien. Diese
Rechtsausibung ist zu begriinden. Die Haftung
der Parteien beschrankt sich auf die Falle,
dass eine Partei Uberhaupt nicht zu verhandeln
bereit ist, oder lediglich Vorschlage unterbrei-
tet, die fur die andere Partei offensichtlich nicht
verhandlungsfahig sind (Scheinverhandlung).
Der Gesellschafter Wohnungsgesellschaft
Kothen mbH ist an den Verhandlungen mit be-

ratender Stimme zu beteiligen. Die Verhand-

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)
und diese mdoglichst bis zum 30.06.2027 abzu-
schlieBen. Sie sind hierbei gehalten, der jeweils
anderen Partei konkrete Vorschlage uber
Grund, HoOhe, Laufzeit und Falligkeit des Zu-
schusses, den man zu gewahren bereit sei, zu
unterbreiten, und einen solchen Vorschlag zu
begrinden. In Ansehung der Laufzeit ist auf die
8 17 Absatz 1 geregelten Fristen Bedacht zu
nehmen. Unberihrt bleibt das Recht einer Par-
tei, die Fortsetzung der Verhandlungen zu ver-
weigern oder diese fur gescheitert zu erklaren,
wenn sie dafur halt, dass die Vorschlage der
anderen Partei nicht zumutbar seien. Diese
Rechtsausibung ist zu begriinden. Die Haftung
der Parteien beschrankt sich auf die Falle,
dass eine Partei Uberhaupt nicht zu verhandeln
bereit ist, oder lediglich Vorschlage unterbrei-
tet, die fur die andere Partei offensichtlich nicht
verhandlungsfahig sind (Scheinverhandlung).
Der Gesellschafter Wohnungsgesellschaft
Kothen mbH ist an den Verhandlungen mit be-

ratender Stimme zu beteiligen. Die Verhand-
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lungspflichten entfallen, wenn der zu ihrer Fuh-
rung verpflichtete Gesellschafter aus der Ge-
sellschaft gemal § 17 ausscheidet oder gemaf
8 18 die Auflésung der Gesellschaft beschlos-

sen ist.

8 13 a Weitere Nebenleistungen des Gesell-

schafters Landkreis Anhalt-Bitterfeld

§ 13 a Artikel 1 Allgemeines

(1) Der Landkreis Anhalt-Bitterfeld (Landkreis)
Ubertragt der Gesellschaft (KKM) durch Leih-
vertrag gemaR 8§ 598 ff. BGB und durch Uber-
nahme von Vertragen als Schuldibernahme
gemal 88 414 bis 418 BGB, hilfsweise als Er-
fullungsiibernahme gemanr § 329 BGB, folgen-
de kulturelle Einrichtungen und Gegenstande,
die jeweils einen Inbegriff von Sachen, ihren
Bestandteilen, Zubehor und Gerechtsamkeiten
bilden, (im folgenden ,Leihgaben® genannt),
namlich

e das Naumann — Museum

e das historische Museum fir Mittelanhalt

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)
lungspflichten entfallen, wenn der zu ihrer Flh-
rung verpflichtete Gesellschafter aus der Ge-
sellschaft gemal § 17 ausscheidet oder gemal
8 18 die Auflésung der Gesellschaft beschlos-

sen ist.

8 13 a Weitere Nebenleistungen des Gesell-

schafters Landkreis Anhalt-Bitterfeld

§ 13 a Artikel 1 Allgemeines

(1) Der Landkreis Anhalt-Bitterfeld (Landkreis)
Ubertragt der Gesellschaft (KKM) durch Leih-
vertrag geman 8§ 598 ff. BGB und durch Uber-
nahme von Vertragen als Schuldibernahme
gemal 88 414 bis 418 BGB, hilfsweise als Er-
fullungstibernahme gemanR § 329 BGB, folgen-
de kulturelle Einrichtungen und Gegenstande,
die jeweils einen Inbegriff von Sachen, ihren
Bestandteilen, Zubehor und Gerechtsamkeiten
bilden, (im folgenden ,Leihgaben“ genannt),
namlich

e das Naumann — Museum

e das historische Museum fir Mittelanhalt
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e die Prahistorische Sammlung
e R&umlichkeiten im Gebaude der Land-
kreisverwaltung Am Fluglatz 1 in Kdthen
fur die Prahistorische Sammlung
¢ Inventar aus dem ehemaligen ,Burger-
haus am Markt“, das nunmehr dem Be-
trieb des Veranstaltungszentrum im
Schloss Kothen durch die KKM dient
mit Wirkung ab dem 01.01.2018 zu den nach-
folgend vereinbarten MalRgaben. Zweck der
Leihe ist die Forderung des Gegenstandes der
Gesellschaft gemald 8 3 Absatz 1 des Gesell-
schaftsvertrages durch den Betrieb von Kultur-
einrichtungen durch die KKM. § 13 Absatz 1
und 2 sowie Absatz 11 und 12 gelten ausdrick-
lich und sinngemafd auch fir diese Vereinba-
rung einer Nebenleistung i.S.v. 8§ 3 Absatz 2
GmbHG.
(2) Fur ihre Durchfuhrung sind sich die Parteien
einig, dass:

(2.1) der Vertrag zwischen dem Landkreis An-
halt-Bitterfeld (vormals Kéthen/Anhalt) und der

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)

e die Prahistorische Sammlung
e Raumlichkeiten im Geb&ude der Land-
kreisverwaltung Am Fluglatz 1 in Kéthen
fur die Prahistorische Sammlung
e Inventar aus dem ehemaligen ,Burger-
haus am Markt“, das nunmehr dem Be-
trieb des Veranstaltungszentrum im
Schloss Kothen durch die KKM dient
mit Wirkung ab dem 01.01.2018 zu den nach-
folgend vereinbarten Mal3gaben. Zweck der
Leihe ist die Forderung des Gegenstandes der
Gesellschaft gemall 8 3 Absatz 1 des Gesell-
schaftsvertrages durch den Betrieb von Kultur-
einrichtungen durch die KKM. § 13 Absatz 1
und 2 sowie Absatz 11 und 12 gelten ausdrick-
lich und sinngemaf auch fur diese Vereinba-
rung einer Nebenleistung i.S.v. 8§ 3 Absatz 2
GmbHG.
(2) Fur ihre Durchfuhrung sind sich die Parteien
einig, dass:

(2.1) der Vertrag zwischen dem Landkreis An-
halt-Bitterfeld (vormals Koéthen/Anhalt) und der
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Stadt Kéthen (Anhalt) Uber den Betrieb von
Kultureinrichtungen durch die Stadt Koéthen
(Anhalt) vom 29.06.2007 (im Folgenden: Kul-
turstattenvertrag) in der Fassung des Ande-
rungsvertrages zwischen dem Landkreis An-
halt-Bitterfeld und der Stadt Koéthen (Anhalt)
Uber den Betrieb von Kultureinrichtungen durch
die Stadt Kéthen (Anhalt) vom 21.11.2014 mit
Wirkung zum Ablauf des 31.12.2017 aufgeho-
ben und durch 8§ 13 a des Gesellschaftsvertra-
ges der KKM mit Wirkung ab dem 01.01.2018
ersetzt wird;

(2.2) der Kulturvertrag zwischen der Stadt
Kothen (Anhalt) und der KKM vom 20.11.2007
in der Fassung des Anderungsvertrages vom
28.11./02.11.2014 zum Ablauf des 31.12.2017
aufgehoben und durch 8§ 13 a des Gesell-
schaftsvertrages der KKM mit Wirkung ab dem
01.01.2018 ersetzt wird;

(3) Die Parteien stellen klar, dass in Ansehung
der in Absatz 1 bezeichneten Vertragsgegen-
stande

(3.1) Vertrage, die bis zum 31.12.2017 bereits
auf die KKM Uubergeleitet sind, keiner erneuten
ausdrucklichen Uberleitung bediirfen;

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)

Stadt Kéthen (Anhalt) Uber den Betrieb von
Kultureinrichtungen durch die Stadt Kothen
(Anhalt) vom 29.06.2007 (im Folgenden: Kul-
turstattenvertrag) in der Fassung des Ande-
rungsvertrages zwischen dem Landkreis An-
halt-Bitterfeld und der Stadt Kothen (Anhalt)
Uber den Betrieb von Kultureinrichtungen durch
die Stadt Kéthen (Anhalt) vom 21.11.2014 mit
Wirkung zum Ablauf des 31.12.2017 aufgeho-
ben und durch 8§ 13 a des Gesellschaftsvertra-
ges der KKM mit Wirkung ab dem 01.01.2018
ersetzt wird;

(2.2) der Kulturvertrag zwischen der Stadt
Kothen (Anhalt) und der KKM vom 20.11.2007
in der Fassung des Anderungsvertrages vom
28.11./02.11.2014 zum Ablauf des 31.12.2017
aufgehoben und durch 8§ 13 a des Gesell-
schaftsvertrages der KKM mit Wirkung ab dem
01.01.2018 ersetzt wird,;

(3) Die Parteien stellen klar, dass in Ansehung
der in Absatz 1 bezeichneten Vertragsgegen-
stande

(3.1) Vertrage, die bis zum 31.12.2017 bereits
auf die KKM ubergeleitet sind, keiner erneuten
ausdrucklichen Uberleitung bediirfen;
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(3.2) der unmittelbare Besitz der KKM ihr ab
dem 01.01.2018 nicht mehr von der Stadt,
sondern vom Landkreis vermittelt wird, auch
dann, wenn eine foérmliche Beendigung eines
bisherigen Besitzmittlungsverhaltnisses und
dessen Neubegrindung unterblieben sein soll-
te;

(3.3) die Gefahr und die Verkehrssicherungs-
pflicht ab dem 01.01.2018 auf die KKM Uuber-
gehen;

(4) Die Gesellschaft und ihre Gesellschafter
lassen sich bei der Verwirklichung des Zwecks
der Leihe (Absatz 1) von folgenden Grundséat-
zen leiten:

(4.1) Zu den offentlichen Kultureinrichtungen,
die bislang vom Landkreis vorgehalten werden,
zéhlen insbesondere das Naumann-Museum,
das Historische Museum fur Mittelanhalt, die
Prahistorische Sammlung und das Birgerhaus
am Markt. Das Burgerhaus am Markt ist zwi-
schenzeitlich ab 2007 durch das Veranstal-
tungszentrum im Schloss Koéthen ersetzt wor-
den. In dem Bestreben, das kulturelle Angebot
im Landkreis und in der KKM zu erhalten und
weiterzuentwickeln, stimmen der Landkreis und

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)

(3.2) der unmittelbare Besitz der KKM ihr ab
dem 01.01.2018 nicht mehr von der Stadt,
sondern vom Landkreis vermittelt wird, auch
dann, wenn eine formliche Beendigung eines
bisherigen Besitzmittlungsverhaltnisses und
dessen Neubegrindung unterblieben sein soll-
te;

(3.3) die Gefahr und die Verkehrssicherungs-
pflicht ab dem 01.01.2018 auf die KKM Uuber-
gehen;

(4) Die Gesellschaft und ihre Gesellschafter
lassen sich bei der Verwirklichung des Zwecks
der Leihe (Absatz 1) von folgenden Grundséat-
zen leiten:

(4.1) Zu den offentlichen Kultureinrichtungen,
die bislang vom Landkreis vorgehalten werden,
zahlen insbesondere das Naumann-Museum,
das Historische Museum fur Mittelanhalt, die
Prahistorische Sammlung und das Burgerhaus
am Markt. Das Burgerhaus am Markt ist zwi-
schenzeitlich ab 2007 durch das Veranstal-
tungszentrum im Schloss Kdthen ersetzt wor-
den. In dem Bestreben, das kulturelle Angebot
im Landkreis und in der KKM zu erhalten und
weiterzuentwickeln, stimmen der Landkreis und
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die KKM darin Uberein, dass die praktische
Umsetzung der kulturellen Aufgabenstellungen
kunftig durch die KKM erfolgt. Mit dem einheit-
lichen Betrieb von kulturellen Einrichtungen
durch die KKM bezwecken die vertragschlie-
Renden Parteien als Gesellschafter der KKM
eine Senkung des Zuschussbedarfs der kultu-
rellen Einrichtungen, weil hieraus erwachsende
Optimierungsmaoglichkeiten, Organisationsvor-
teile (Vermeidung von Doppelstrukturen) und
Rationalisierungseffekte genutzt werden kon-
nen. Ferner zielt die Zusammenfuhrung der
kulturellen Einrichtungen auf eine Verbesse-
rung der Zusammenarbeit der kulturellen Ein-
richtungen sowie die Weiterentwicklung des
Niveaus des kulturellen Angebots ab.

(4.2) Deshalb regelt der Vertrag auch den Be-
trieb des Veranstaltungszentrum im Schloss
Kothen durch die KKM, der u. a. Funktionen
des Birgerhauses Ubernommen hat (im Fol-
genden: kulturelle Einrichtungen). Das Eigen-
tum des Landkreises bleibt hiervon unberihrt.
(4.3) Die Parteien stellen fest, dass fur die Zeit
der Betreibung der kulturellen Einrichtungen
durch die KKM die Satzungshoheit hinsichtlich

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)

die KKM darin Uberein, dass die praktische
Umsetzung der kulturellen Aufgabenstellungen
kunftig durch die KKM erfolgt. Mit dem einheit-
lichen Betrieb von kulturellen Einrichtungen
durch die KKM bezwecken die vertragschlie-
Renden Parteien als Gesellschafter der KKM
eine Senkung des Zuschussbedarfs der kultu-
rellen Einrichtungen, weil hieraus erwachsende
Optimierungsmaoglichkeiten, Organisationsvor-
teile (Vermeidung von Doppelstrukturen) und
Rationalisierungseffekte genutzt werden kon-
nen. Ferner zielt die Zusammenfihrung der
kulturellen Einrichtungen auf eine Verbesse-
rung der Zusammenarbeit der kulturellen Ein-
richtungen sowie die Weiterentwicklung des
Niveaus des kulturellen Angebots ab.

(4.2) Deshalb regelt der Vertrag auch den Be-
trieb des Veranstaltungszentrum im Schloss
Kothen durch die KKM, der u. a. Funktionen
des Birgerhauses Ubernommen hat (im Fol-
genden: kulturelle Einrichtungen). Das Eigen-
tum des Landkreises bleibt hiervon unberihrt.
(4.3) Die Parteien stellen fest, dass fur die Zeit
der Betreibung der kulturellen Einrichtungen
durch die KKM die Satzungshoheit hinsichtlich
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dieser Einrichtungen ausschlie3lich bei der
KKM liegt, da es sich insoweit um offentlich-
rechtliche Einrichtungen der KKM handelt. Der
Landkreis verpflichtet sich, die von ihm erlas-
senen Satzungen zu den kulturellen Einrich-
tungen unverziglich aufzuheben. Die KKM
kann die Nutzungsbedingungen, insbesondere
die Offnungszeiten, die Hausordnung und das
jeweils zu zahlende Entgelt, fur die kulturellen
Einrichtungen auch zivilrechtlich selbst regeln.
(4.4) Es ist Sache der KKM, fur den Betrieb der
kulturellen Einrichtungen, insbesondere flr
Umfang, Inhalt und Ausgestaltung des kulturel-
len Angebots, Sorge zu tragen. Ein Weisungs-
recht des Landkreises, der Stadt Kothen oder
der WGK besteht insoweit nicht.

(4.5) Die KKM und ihre Gesellschafter werden
sich nach Mdglichkeit bemihen, Fordermittel
zu erhalten. Die Gesellschaft und ihre Gesell-
schafter werden sich gegenseitig bei der Stel-
lung von Forderantragen unterstttzen.

(4.6) Die KKM verpflichtet sich zur Einhaltung
der malgeblichen  datenschutzrechtlichen
Bestimmungen. Sie wird insbesondere die von
ihr beteiligten Personen oder die von ihr beauf-

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)

dieser Einrichtungen ausschlieRlich bei der
KKM liegt, da es sich insoweit um o6ffentlich-
rechtliche Einrichtungen der KKM handelt. Der
Landkreis verpflichtet sich, die von ihm erlas-
senen Satzungen zu den kulturellen Einrich-
tungen unverziglich aufzuheben. Die KKM
kann die Nutzungsbedingungen, insbesondere
die Offnungszeiten, die Hausordnung und das
jeweils zu zahlende Entgelt, fur die kulturellen
Einrichtungen auch zivilrechtlich selbst regeln.
(4.4) Es ist Sache der KKM, fur den Betrieb der
kulturellen Einrichtungen, insbesondere flr
Umfang, Inhalt und Ausgestaltung des kulturel-
len Angebots, Sorge zu tragen. Ein Weisungs-
recht des Landkreises, der Stadt Kothen oder
der WGK besteht insoweit nicht.

(4.5) Die KKM und ihre Gesellschafter werden
sich nach Mdoglichkeit bemihen, Fordermittel
zu erhalten. Die Gesellschaft und ihre Gesell-
schafter werden sich gegenseitig bei der Stel-
lung von Forderantragen unterstttzen.

(4.6) Die KKM verpflichtet sich zur Einhaltung
der mal3geblichen  datenschutzrechtlichen
Bestimmungen. Sie wird insbesondere die von
ihr beteiligten Personen oder die von ihr beauf-
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tragten Dritten entsprechend verpflichten und
fur die Sicherheit und den Schutz der bei ihm
anfallenden personenbezogenen Daten ausrei-
chende organisatorische MalRnahmen ergrei-
fen.

(4.7) Die Vertragsparteien verpflichten sich zu
einer engen partnerschaftlichen Zusammenar-
beit. Sie informieren sich gegenseitig Uber alle
wesentlichen Vorgange.

(5) Kulturpolitische Aufgaben und Ziele des
,veranstaltungszentrum im Schloss Kothen®
sind:

(5.1) Aufgaben:

- die Erarbeitung und Verwirklichung ei-
ner vielseitigen eigenen Veranstal-
tungstatigkeit entsprechend der multi-
funktionalen Ausstattung des Objektes,

- als Kommunikationszentrum, der kultu-
rellen Begegnung, als Statte der Bil-
dung und des Ausgleiches zur Ar-
beitswelt zu wirken,

- die Nutzung des Veranstaltungszent-
rums durch andere Kulturtrager und In-
teressenten zu ermoéglichen und

- die Realisierung von Beispielvorhaben,

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)

tragten Dritten entsprechend verpflichten und
fur die Sicherheit und den Schutz der bei ihm
anfallenden personenbezogenen Daten ausrei-
chende organisatorische MalRRnahmen ergrei-
fen.

(4.7) Die Vertragsparteien verpflichten sich zu
einer engen partnerschaftlichen Zusammenar-
beit. Sie informieren sich gegenseitig Uber alle
wesentlichen Vorgéange.

(5) Kulturpolitische Aufgaben und Ziele des
,veranstaltungszentrum im Schloss Kothen®
sind:

(5.1) Aufgaben:

- die Erarbeitung und Verwirklichung ei-
ner vielseitigen eigenen Veranstal-
tungstatigkeit entsprechend der multi-
funktionalen Ausstattung des Objektes,

- als Kommunikationszentrum, der kultu-
rellen Begegnung, als Statte der Bil-
dung und des Ausgleiches zur Ar-
beitswelt zu wirken,

- die Nutzung des Veranstaltungszent-
rums durch andere Kulturtrédger und In-
teressenten zu ermoglichen und

- die Realisierung von Beispielvorhaben,
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Ausstellungen, Tagungen, soziokultu-
rellen Mallnhahmen und eigenen Kul-
turprojekten und experimentellen Ver-
anstaltungen.

(5.2) Ziele:

- die Planung, Realisierung und Auswer-
tung einer auf Zielgruppen basieren-
den Veranstaltungstatigkeit aller Gen-
res unter Beachtung eines vertretbaren
Aufwand-Nutzen-Verhaltnisses,

- die Verwirklichung kreislicher Kulturbe-
durfnisse im Sinne der Sicherung der
kulturellen Pluralitéat im Landkreis An-
halt-Bitterfeld,

- die Absicherung hochgradiger Kunst-
und Kulturerlebnisse sowie

- die Realisierung des Anspruches der
Kultureinrichtung, als Kulturstatte mit
einer hohen Umlandfunktion zu wirken.

(6) Kulturpolitische Aufgaben und Ziele des
Naumann-Museums, des Historischen Muse-
ums fur Mittelanhalt sowie der Prahistorischen
Sammlung sind zusatzlich zur Sicherung des
Kulturgutes gegen Diebstahl, Brandgefahr-
dung, Schéden durch Dritte, unsachgemalie

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)

Ausstellungen, Tagungen, soziokultu-
rellen MalRnahmen und eigenen Kul-
turprojekten und experimentellen Ver-
anstaltungen.

(5.2) Ziele:

- die Planung, Realisierung und Auswer-
tung einer auf Zielgruppen basieren-
den Veranstaltungstatigkeit aller Gen-
res unter Beachtung eines vertretbaren
Aufwand-Nutzen-Verhaltnisses,

- die Verwirklichung kreislicher Kulturbe-
durfnisse im Sinne der Sicherung der
kulturellen Pluralitéat im Landkreis An-
halt-Bitterfeld,

- die Absicherung hochgradiger Kunst-
und Kulturerlebnisse sowie

- die Realisierung des Anspruches der
Kultureinrichtung, als Kulturstatte mit
einer hohen Umlandfunktion zu wirken.

(6) Kulturpolitische Aufgaben und Ziele des
Naumann-Museums, des Historischen Muse-
ums fur Mittelanhalt sowie der Prahistorischen
Sammlung sind zusétzlich zur Sicherung des
Kulturgutes gegen Diebstahl, Brandgefahr-
dung, Schaden durch Dritte, unsachgemalie
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Lagerung und Veraul3erung:

(6.1)

Aufgabe des Naumann-Museums und

des Historischen Museums ist:

- die Erarbeitung, Pflege und museums-

padagogische Betreuung der Dauer-
ausstellung einschliel3lich Aufbau, Er-
schlieBung und Pflege der Sammlung,
Sicherung der Sammlungs- und Be-
wahrungsfunktion,

- die Ausfuihrung von wissenschaftlichen

Aufgaben entsprechend der nationalen
und regionalen Bedeutung der musea-
len Einrichtungen, wissenschaftliche
ErschlieBung des Bestandes und
Publizierung der Ergebnisse,

- die wissenschaftliche Erarbeitung und

Realisierung von regionalen und uber-
regionalen relevanten Ausstellungspro-
jekten der Geschichte und Kulturge-
schichte sowie Zusammenarbeit mit
anderen musealen Einrichtungen,

- die museumspadagogische Begleitung

von Sonderausstellungen, bei der Be-
gleitung von Kulturprojekten und bei
der Offentlichkeitsarbeit,

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)

Lagerung und Veraul3erung:

(6.1)

Aufgabe des Naumann-Museums und

des Historischen Museums ist:

- die Erarbeitung, Pflege und museums-

padagogische Betreuung der Dauer-
ausstellung einschlie3lich Aufbau, Er-
schlieBung und Pflege der Sammlung,
Sicherung der Sammlungs- und Be-
wahrungsfunktion,

- die Ausflihrung von wissenschaftlichen

Aufgaben entsprechend der nationalen
und regionalen Bedeutung der musea-
len Einrichtungen, wissenschaftliche
Erschlieung des Bestandes und
Publizierung der Ergebnisse,

- die wissenschaftliche Erarbeitung und

Realisierung von regionalen und uber-
regionalen relevanten Ausstellungspro-
jekten der Geschichte und Kulturge-
schichte sowie Zusammenarbeit mit
anderen musealen Einrichtungen,

- die museumspadagogische Begleitung

von Sonderausstellungen, bei der Be-
gleitung von Kulturprojekten und bei
der Offentlichkeitsarbeit,
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- die fachliche Aufbereitung des prahis-
torischen Sammlungsgutes,

- die Sicherung des Kulturgutes und

- die Durchfiihrung beispielgebender
Veranstaltungen und Vorhaben zur
Verwirklichung der Gegenwartskultur
und der Bildenden Kunst.

(6.2) Ziel des Naumann-Museums und des His-
torischen Museums ist:

- die Realisierung musealer Aufgaben im
Zusammenhang mit der Bedeutung
der Museen,

- die Sicherung der wissenschaftlichen
Bedeutung und Ausstrahlung der mu-
sealen Einrichtungen,

- die Schaffung eines vielschichtigen kul-
turellen Bildungs- und Veranstaltungs-
angebotes,

- die Foérderung des historischen Be-
wusstseins, der kulturellen Erbpflege
und Schaffung von ldentifikationsmaog-
lichkeiten,

- die Vermittlung zwischen Kunstschaf-
fenden und Bevolkerung sowie

- die Sicherung einer ansprechenden

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)

- die fachliche Aufbereitung des prahis-
torischen Sammlungsgutes,

- die Sicherung des Kulturgutes und

- die Durchfiihrung beispielgebender
Veranstaltungen und Vorhaben zur
Verwirklichung der Gegenwartskultur
und der Bildenden Kunst.

(6.2) Ziel des Naumann-Museums und des His-
torischen Museums ist:

- die Realisierung musealer Aufgaben im
Zusammenhang mit der Bedeutung
der Museen,

- die Sicherung der wissenschaftlichen
Bedeutung und Ausstrahlung der mu-
sealen Einrichtungen,

- die Schaffung eines vielschichtigen kul-
turellen Bildungs- und Veranstaltungs-
angebotes,

- die Forderung des historischen Be-
wusstseins, der kulturellen Erbpflege
und Schaffung von ldentifikationsmog-
lichkeiten,

- die Vermittlung zwischen Kunstschaf-
fenden und Bevolkerung sowie

- die Sicherung einer ansprechenden
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Medien-, Publikations- und Offentlich-
keitsarbeit.
(6.3) Ziel und Aufgabe der Prahistorischen
Sammlung sind:
- Sammlungs- und Bewahrungsfunktion,
- Forschungs- und Dokumentierungs-
funktion,
- Ausstellungs- und Vermittlungsfunktion
(7)  Umfang, Art und Weise der Umsetzung
der vorgenannten Aufgaben und Ziele stehen
unter dem Vorbehalt einer Umsetzbarkeit mit
vertretbarem wirtschaftichem Aufwand. Die
Parteien sind sich einig, dass die vorgenannten
Aufgaben und Ziele einer standigen Anpassung
und zeitgemalien Weiterentwicklung durch die
KKM unterliegen.

8 13 a Artikel 2 Leihe der kulturellen Einrich-
tungen an KKM
(1) Der Landkreis als Verleiher Uberlasst der
KKM als Entleiher die in Artikel 1 Absatz 1 be-
zeichneten Leihgaben zum unentgeltlichen
Gebrauch fur den Zweck der Leihe. Die KKM
verpflichtet sich, die Leihgaben zu tbernehmen
und nach Mal3gabe dieses Vertrages in ihrer

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)

Medien-, Publikations- und Offentlich-
keitsarbeit.
(6.3) Ziel und Aufgabe der Prahistorischen
Sammlung sind:
- Sammlungs- und Bewahrungsfunktion,
- Forschungs- und Dokumentierungs-
funktion,
- Ausstellungs- und Vermittlungsfunktion
(7) Umfang, Art und Weise der Umsetzung
der vorgenannten Aufgaben und Ziele stehen
unter dem Vorbehalt einer Umsetzbarkeit mit
vertretbarem wirtschaftichem Aufwand. Die
Parteien sind sich einig, dass die vorgenannten
Aufgaben und Ziele einer stdndigen Anpassung
und zeitgemalien Weiterentwicklung durch die
KKM unterliegen.

8 13 a Artikel 2 Leihe der kulturellen Einrich-
tungen an KKM
(1) Der Landkreis als Verleiher Uberlasst der
KKM als Entleiher die in Artikel 1 Absatz 1 be-
zeichneten Leihgaben zum unentgeltlichen
Gebrauch fir den Zweck der Leihe. Die KKM
verpflichtet sich, die Leihgaben zu tGibernehmen
und nach Maligabe dieses Vertrages in ihrer
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Obhut zu behalten.

(2) Erweitert der Landkreis die Bestande des
Naumann-Museums, des Historischen Muse-
ums und der Prahistorischen Sammlung um
weitere Exponate, werden diese ebenfalls
Leihgaben gemald Absatz 1. Das gleiche gilt,
wenn der Landkreis einen sonstigen Gegen-
stand als Bestandteil oder Zubehoér in eine
Leihgabe einbringt, oder einen solchen bereits
vorhandenen Gegenstand durch einen anderen
ersetzt. Werden die Bestdnde des Naumann-
Museums, des Historischen Museums und der
Prahistorischen Sammlung durch die KKM in
Umsetzung der MalRgaben aus Artikel 1 Absatz
7 um zusatzliche Exponate erweitert, sind die-
se in das Eigentum des Landkreises zu uber-
fuhren. Das gleiche gilt, wenn die KKM in Um-
setzung der Mal3gaben aus Artikel 1 Absatz 7
eine Leihgabe mit einer Einrichtung versieht
oder neue Bestandteile oder neues Zubehor in
diese einbringt. 8§ 601 Absatz 2 Satz 2 BGB
(Wegnahmerecht des Entleihers) findet inso-
weit keine Anwendung. Vorgange dieser Art
sind dem anderen Beteiligten jeweils unverzig-
lich schriftlich mitzuteilen.

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)

Obhut zu behalten.

(2) Erweitert der Landkreis die Bestande des
Naumann-Museums, des Historischen Muse-
ums und der Prahistorischen Sammlung um
weitere Exponate, werden diese ebenfalls
Leihgaben gemall Absatz 1. Das gleiche gilt,
wenn der Landkreis einen sonstigen Gegen-
stand als Bestandteil oder Zubehotr in eine
Leihgabe einbringt, oder einen solchen bereits
vorhandenen Gegenstand durch einen anderen
ersetzt. Werden die Bestdnde des Naumann-
Museums, des Historischen Museums und der
Prahistorischen Sammlung durch die KKM in
Umsetzung der MalRgaben aus Artikel 1 Absatz
7 um zusatzliche Exponate erweitert, sind die-
se in das Eigentum des Landkreises zu uber-
fuhren. Das gleiche gilt, wenn die KKM in Um-
setzung der Mal3gaben aus Artikel 1 Absatz 7
eine Leihgabe mit einer Einrichtung versieht
oder neue Bestandteile oder neues Zubehor in
diese einbringt. 8 601 Absatz 2 Satz 2 BGB
(Wegnahmerecht des Entleihers) findet inso-
weit keine Anwendung. Vorgédnge dieser Art
sind dem anderen Beteiligten jeweils unverzig-
lich schriftlich mitzuteilen.
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(3) Der Landkreis kann von der KKM die vo-
ribergehende Uberlassung einzelner Leihga-
ben verlangen, wenn er diese fur eigene Zwe-
cke (z. B. Reprasentation) bendétigt. Das Ver-
langen ist drei Monate vor dem Beginn der ver-
langten Uberlassung schriftlich zu erklaren und
zu begrinden. Ihm darf KKM nur aus wichti-
gem Grund nicht entsprechen, insbesondere
darf der Vertragszweck nicht gefahrdet werden.
Alle Kosten (z. B. Transport, Versicherung)
tragt der Landkreis; Fur das durch Satz 1 be-
griindete Rechtsverhdltnis gelten im Ubrigen
die Vorschriften des BGB Uber die Leihe.

(4) Der Landkreis leistet der KKM keine Ge-
wahr fur Rechtsmangel oder Sachmangel der
Leihgaben, er hat nur Vorsatz und grobe Fahr-
lassigkeit zu vertreten. Unberlhrt bleibt seine
Haftung aus 8§ 600 BGB auf Schadensersatz
bei arglistigem Verschweigen eines Rechts-
oder Sachmangels an einer Leihgabe.

(5) Die KKM tragt die Gefahr fur die Leihgaben.
Sie haftet also auch verschuldensunabhangig
fur Abhandenkommen, Untergang oder Ver-
schlechterung durch Zufall. Die KKM uber-
nimmt auf3erdem die Verkehrssicherungspflicht

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)

(3) Der Landkreis kann von der KKM die vo-
ribergehende Uberlassung einzelner Leihga-
ben verlangen, wenn er diese fur eigene Zwe-
cke (z. B. Reprasentation) bendétigt. Das Ver-
langen ist drei Monate vor dem Beginn der ver-
langten Uberlassung schriftlich zu erklaren und
zu begrinden. Ihm darf KKM nur aus wichti-
gem Grund nicht entsprechen, insbesondere
darf der Vertragszweck nicht gefahrdet werden.
Alle Kosten (z. B. Transport, Versicherung)
tragt der Landkreis; Fur das durch Satz 1 be-
grindete Rechtsverhéltnis gelten im Ubrigen
die Vorschriften des BGB Uber die Leihe.

(4) Der Landkreis leistet der KKM keine Ge-
wahr fur Rechtsméngel oder Sachmangel der
Leihgaben, er hat nur Vorsatz und grobe Fahr-
lassigkeit zu vertreten. Unbertuhrt bleibt seine
Haftung aus 8 600 BGB auf Schadensersatz
bei arglistigem Verschweigen eines Rechts-
oder Sachmangels an einer Leihgabe.

(5) Die KKM tragt die Gefahr fir die Leihgaben.
Sie haftet also auch verschuldensunabhangig
fur Abhandenkommen, Untergang oder Ver-
schlechterung durch Zufall. Die KKM ber-
nimmt auf3erdem die Verkehrssicherungspflicht

Seite 52 von 72






Anlage 3

Neue Fassung (n. F.)

und stellt den Landkreis von seiner Haftung
gegenuber Dritten frei. Es obliegt der KKM, die
Leihgaben auf ihre Kosten gegen die vorer-
wahnten Gefahren und Haftungen ausreichend
ortsuiblich zu versichern. Im Falle des Eintritts
eines Schadens ist die KKM verpflichtet, neben
einer Benachrichtigung Uber den Schaden
selbst den Landkreis unverziglich schriftlich
Uber die Art und das Zustandekommen des
Schadens zu unterrichten und gegebenenfalls
notwendige Unterlagen vorzulegen.

(6) Die KKM tragt die Betriebskosten der Leih-
gaben im Sinne der BetriebskostenVO. Sie hat
die Leihgaben auf ihre Kosten und Gefahr zu
erhalten, instand zu halten und instand zu set-
zen. Das gilt auch im Falle einer Veranderung
oder Verschlechterung einer Leihgabe durch
vertragsgemallen Leihgebrauch. Sie tragt auch
die Kosten einer notwendigen oder nitzlichen
Verwendung auf eine Leihgabe. Die KKM ist
nicht berechtigt, eine Einrichtung wegzuneh-
men, mit der sie eine Leihgabe versehen hat.
Art und Umfang der vorerwéhnten Pflichten der
KKM richten sich nach dem in Artikel 1 definier-
ten Zweck der Leihe. Die KKM darf von den

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)

und stellt den Landkreis von seiner Haftung
gegenuber Dritten frei. Es obliegt der KKM, die
Leihgaben auf ihre Kosten gegen die vorer-
wahnten Gefahren und Haftungen ausreichend
ortsuiblich zu versichern. Im Falle des Eintritts
eines Schadens ist die KKM verpflichtet, neben
einer Benachrichtigung Uber den Schaden
selbst den Landkreis unverziglich schriftlich
Uber die Art und das Zustandekommen des
Schadens zu unterrichten und gegebenenfalls
notwendige Unterlagen vorzulegen.

(6) Die KKM tragt die Betriebskosten der Leih-
gaben im Sinne der BetriebskostenVO. Sie hat
die Leihgaben auf ihre Kosten und Gefahr zu
erhalten, instand zu halten und instand zu set-
zen. Das gilt auch im Falle einer Veranderung
oder Verschlechterung einer Leihgabe durch
vertragsgemalen Leihgebrauch. Sie tragt auch
die Kosten einer notwendigen oder nutzlichen
Verwendung auf eine Leihgabe. Die KKM ist
nicht berechtigt, eine Einrichtung wegzuneh-
men, mit der sie eine Leihgabe versehen hat.
Art und Umfang der vorerwdhnten Pflichten der
KKM richten sich nach dem in Artikel 1 definier-
ten Zweck der Leihe. Die KKM darf von den
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Leihgaben keinen anderen als diesen Ge-
brauch machen. Sie ist nicht berechtigt, den
Gebrauch einer Leihgabe ohne Zustimmung
des Landkreises einem Dritten zu Uberlassen.
Die KKM st verpflichtet, die  Nut-
zung/Pflege/Bedienung etc. der Leihgaben nur
unter Aufsicht von bzw. mit entsprechend quali-
fiziertem Personal vorzunehmen. Die bei der
Ubergabe der Leihgaben bestehenden Sicher-
heits- und / oder Bewachungsmafnahmen sind
im vorhandenen oder im vergleichbarem Um-
fang aufrecht zu erhalten. Die KKM benachrich-
tigt den Landkreis unverziglich von jeder we-
sentlichen Veranderung, Beschadigung oder
Verlust an den Leihgaben.

(7) Soweit hinsichtlich der Leihgaben bereits
bei der Ubergabe ein dringender Reparatur-
bzw. Restaurationsbedarf besteht, wird die
KKM die zum Schutz vor weiterer Verschlech-
terung notwendigen Malinahmen ergreifen. Sie
hat im Rahmen der vorgenannten Verpflichtun-
gen fir die fachgerechte Instandhaltung, Repa-
ratur sowie Restaurierung der Leihgaben Sorge
zu tragen. Die Kosten tragt die KKM. Soweit
die Restaurierungs- und Reparaturarbeiten Be-

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)

Leihgaben keinen anderen als diesen Ge-
brauch machen. Sie ist nicht berechtigt, den
Gebrauch einer Leihgabe ohne Zustimmung
des Landkreises einem Dritten zu Uberlassen.
Die KKM st verpflichtet, die  Nut-
zung/Pflege/Bedienung etc. der Leihgaben nur
unter Aufsicht von bzw. mit entsprechend quali-
fiziertem Personal vorzunehmen. Die bei der
Ubergabe der Leihgaben bestehenden Sicher-
heits- und / oder Bewachungsmafnahmen sind
im vorhandenen oder im vergleichbarem Um-
fang aufrecht zu erhalten. Die KKM benachrich-
tigt den Landkreis unverziglich von jeder we-
sentlichen Veranderung, Beschadigung oder
Verlust an den Leihgaben.

(7) Soweit hinsichtlich der Leihgaben bereits
bei der Ubergabe ein dringender Reparatur-
bzw. Restaurationsbedarf besteht, wird die
KKM die zum Schutz vor weiterer Verschlech-
terung notwendigen MalRnahmen ergreifen. Sie
hat im Rahmen der vorgenannten Verpflichtun-
gen fir die fachgerechte Instandhaltung, Repa-
ratur sowie Restaurierung der Leihgaben Sorge
zu tragen. Die Kosten tragt die KKM. Soweit
die Restaurierungs- und Reparaturarbeiten Be-
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stdnde des Naumann-Museums, des Histori-
schen Museums und der prahistorischen
Sammlung betreffen, durfen diese nur fachge-
recht durch geeignete Restauratoren und nur
mit der schriftlichen Einwilligung des Landkrei-
ses ausgefuhrt werden.

(8) Im Falle des Verlustes bzw. der Unbenutz-
barkeit von Leihgaben sind diese, wenn es sich
nicht um Exponate handelt, durch die KKM zu
ersetzen. Eine Ersatzpflicht des Landkreises
besteht nicht. Mit Zustimmung des Landkreises
kann insbesondere dann von der Anschaffung
von Ersatzstiicken abgesehen werden, wenn
diese zur weiteren Aufgabenerfullung nicht er-
forderlich sind. Die Ersatzstiicke werden Eigen-
tum des Landkreises und Gegenstand dieses
Leihvertrages. Die Ersatzbeschaffungen sind
dem Landkreis anzuzeigen. Sonstige Anspru-
che des Landkreises, z. B. Schadenersatzan-
spruche, bleiben von dieser Regelung unbe-
ruhrt.

(9) Der Landkreis ist berechtigt, die Leihgaben
jederzeit nach vorheriger Abstimmung mit der
KKM selbst zu untersuchen oder durch einen
Beauftragten untersuchen zu lassen. Die KKM

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)

stande des Naumann-Museums, des Histori-
schen Museums und der préhistorischen
Sammlung betreffen, durfen diese nur fachge-
recht durch geeignete Restauratoren und nur
mit der schriftlichen Einwilligung des Landkrei-
ses ausgefuhrt werden.

(8) Im Falle des Verlustes bzw. der Unbenutz-
barkeit von Leihgaben sind diese, wenn es sich
nicht um Exponate handelt, durch die KKM zu
ersetzen. Eine Ersatzpflicht des Landkreises
besteht nicht. Mit Zustimmung des Landkreises
kann insbesondere dann von der Anschaffung
von Ersatzstiicken abgesehen werden, wenn
diese zur weiteren Aufgabenerfullung nicht er-
forderlich sind. Die Ersatzstucke werden Eigen-
tum des Landkreises und Gegenstand dieses
Leihvertrages. Die Ersatzbeschaffungen sind
dem Landkreis anzuzeigen. Sonstige Anspru-
che des Landkreises, z. B. Schadenersatzan-
spriche, bleiben von dieser Regelung unbe-
rahrt.

(9) Der Landkreis ist berechtigt, die Leihgaben
jederzeit nach vorheriger Abstimmung mit der
KKM selbst zu untersuchen oder durch einen
Beauftragten untersuchen zu lassen. Die KKM
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ist verpflichtet, den Landkreis im Rahmen ihrer
Maoglichkeiten hierbei zu unterstitzen. Die Kos-
ten der Untersuchung tragt der Landkreis.

(10) Die KKM ist berechtigt, die Leihgaben fo-
tografisch zu reproduzieren und dieses Recht
fur die Vertragslaufzeit auf Dritte zu Ubertragen.
(11) Die KKM sorgt dafur, dass ein zeitlich
und gegenstandlich lickenloser Versiche-
rungsschutz fur die kulturellen Einrichtungen
gewabhrleistet und fur die Vertragsdauer auf-
rechterhalten wird. Anspriche aus den Versi-
cherungen werden, soweit sie das Eigentum
des Landkreises betreffen, bereits jetzt an den
Landkreis abgetreten. Der Landkreis nimmt
diese Abtretung an. Etwaige Versicherungsfalle
werden durch die KKM ordnungsgemal’ abge-
wickelt. Die KKM wird insoweit vom Landkreis
bevollmachtigt, die zur Abwicklung des Versi-
cherungsfalles notwendigen Erklarungen abzu-
geben und Untervollmachten zu erteilen, ferner
zur Entgegennahme von Zahlungen. Soweit bei
den Versicherungen ein Selbstbehalt vereinbart
wurde, ist dieser durch die KKM an den Land-
kreis im Schadensfall zu zahlen.

(12) Der Landkreis stellt der KKM folgende in

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)

ist verpflichtet, den Landkreis im Rahmen ihrer
Moglichkeiten hierbei zu unterstitzen. Die Kos-
ten der Untersuchung tragt der Landkreis.

(10) Die KKM ist berechtigt, die Leihgaben fo-
tografisch zu reproduzieren und dieses Recht
fur die Vertragslaufzeit auf Dritte zu Ubertragen.
(11) Die KKM sorgt dafur, dass ein zeitlich
und gegenstandlich Ilickenloser Versiche-
rungsschutz fur die kulturellen Einrichtungen
gewabhrleistet und fur die Vertragsdauer auf-
rechterhalten wird. Anspriche aus den Versi-
cherungen werden, soweit sie das Eigentum
des Landkreises betreffen, bereits jetzt an den
Landkreis abgetreten. Der Landkreis nimmt
diese Abtretung an. Etwaige Versicherungsfalle
werden durch die KKM ordnungsgemald abge-
wickelt. Die KKM wird insoweit vom Landkreis
bevollméachtigt, die zur Abwicklung des Versi-
cherungsfalles notwendigen Erklarungen abzu-
geben und Untervolimachten zu erteilen, ferner
zur Entgegennahme von Zahlungen. Soweit bei
den Versicherungen ein Selbstbehalt vereinbart
wurde, ist dieser durch die KKM an den Land-
kreis im Schadensfall zu zahlen.

(12) Der Landkreis stellt der KKM folgende in
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dem Gebaude der Landkreisverwaltung, Am
Fluglatz 1, 06366 Kothen (Anhalt) befindlichen
Raumlichkeiten im Wege der Leihe zur Verfiu-
gung: 022 bis 030, 033 und 037. Der Landkreis
wird der KKM die Raumlichkeiten in dem Zu-
stand Ubergeben, in dem sie sich bei einer ge-
meinsam durchzufihrenden Begehung befin-
den. Diesen Zustand erkennt die KKM als ver-
tragsgemald an. Die Verleihung dieser Raum-
lichkeiten erfolgt ausschliel3lich zu Zwecken
dieses Vertrages, also zur Verwirklichung der
Ziele und Aufgaben der préahistorischen Samm-
lung. Der Landkreis tragt fur den Zeitraum der
Nutzung der Réaumlichkeiten durch die KKM
alle Betriebskosten und Bewirtschaftungskos-
ten. Die KKM verpflichtet sich, diese moéglichst
gering zu halten, entsprechende Bemuihungen
des Landkreises zu unterstitzen und Einspar-
potentiale - gegebenenfalls nach entsprechen-
den Vorschlagen des Landkreises - zu nutzen.

8 13 a Artikel 3 Verbleib der Einnahmen
Die Einnahmen aus der Nutzung der Leihga-

ben (z.B. Eintrittsgelder, Mietzinsen etc.) ver-
bleiben bei der KKM.

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)

dem Gebaude der Landkreisverwaltung, Am
Fluglatz 1, 06366 Kothen (Anhalt) befindlichen
R&aumlichkeiten im Wege der Leihe zur Verfi-
gung: 022 bis 030, 033 und 037. Der Landkreis
wird der KKM die Raumlichkeiten in dem Zu-
stand Ubergeben, in dem sie sich bei einer ge-
meinsam durchzufihrenden Begehung befin-
den. Diesen Zustand erkennt die KKM als ver-
tragsgemald an. Die Verleihung dieser Raum-
lichkeiten erfolgt ausschlie3lich zu Zwecken
dieses Vertrages, also zur Verwirklichung der
Ziele und Aufgaben der prahistorischen Samm-
lung. Der Landkreis tragt fur den Zeitraum der
Nutzung der R&umlichkeiten durch die KKM
alle Betriebskosten und Bewirtschaftungskos-
ten. Die KKM verpflichtet sich, diese moglichst
gering zu halten, entsprechende Bemuihungen
des Landkreises zu unterstitzen und Einspar-
potentiale - gegebenenfalls nach entsprechen-
den Vorschlagen des Landkreises - zu nutzen.

8 13 a Artikel 3 Verbleib der Einnahmen
Die Einnahmen aus der Nutzung der Leihga-

ben (z.B. Eintrittsgelder, Mietzinsen etc.) ver-
bleiben bei der KKM.
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§ 13 a Artikel 4 Dauer des Leihertrages

(1) Der Leihvertrag beginnt mit der Beurkun-
dung des neuen Gesellschaftsvertrages der
KKM durch die Vertragsparteien. Soweit nicht
ausdriicklich etwas anderes vereinbart ist, wer-
den alle Vereinbarungen des Leihvertrages erst
wirksam, wenn die nachfolgenden Vorausset-
zungen vorliegen:

a) Notwendige Genehmigungen der Kommu-
nalaufsichten

b) Abschluss der notwendigen Personalgestel-
lungsvertrage soweit vor dem Stichtag dem
Betriebstibergang widersprochen wurde

c) Offentliche Bekanntmachung des Gesell-
schaftsvertrages nach den fir den Landkreis
und die Stadt geltenden Vorschriften

jedoch nicht vor dem 01.01.2018.

(2) Stichtag fiir die Ubertragung der Leihgaben
- die Wirksamkeit des Vertrages nach Absatz 1
vorausgesetzt — ist der 01.01.2018; andernfalls
der 1. Tag des auf die Wirksamkeit folgenden
Monats.

(3) Die KKM und der Landkreis werden sich
gemeinsam um den Eintritt der in Absatz 1

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)

§ 13 a Artikel 4 Dauer des Leihertrages

(1) Der Leihvertrag beginnt mit der Beurkun-
dung des neuen Gesellschaftsvertrages der
KKM durch die Vertragsparteien. Soweit nicht
ausdricklich etwas anderes vereinbart ist, wer-
den alle Vereinbarungen des Leihvertrages erst
wirksam, wenn die nachfolgenden Vorausset-
zungen vorliegen:

a) Notwendige Genehmigungen der Kommu-
nalaufsichten

b) Abschluss der notwendigen Personalgestel-
lungsvertrage soweit vor dem Stichtag dem
Betriebstibergang widersprochen wurde

c) Offentliche Bekanntmachung des Gesell-
schaftsvertrages nach den fur den Landkreis
und die Stadt geltenden Vorschriften

jedoch nicht vor dem 01.01.2018.

(2) Stichtag fir die Ubertragung der Leihgaben
- die Wirksamkeit des Vertrages nach Absatz 1
vorausgesetzt — ist der 01.01.2018; andernfalls
der 1. Tag des auf die Wirksamkeit folgenden
Monats.

(3) Die KKM und der Landkreis werden sich
gemeinsam um den Eintritt der in Absatz 1 ge-
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genannten Voraussetzungen bis zum Stichtag
bemuhen. Jede Partei verpflichtet sich, den
Vertragspartner unverziglich schriftlich Gber
den Eintritt jeder einzelnen Voraussetzung zu
informieren.

(4) Der Leihvertrag wird fur die Zeit vom
01.01.2018 bis zum 31.12.2027 geschlossen.
Er ist in dieser Zeit nicht ordentlich kiindbar. Er
verlangert sich nicht dadurch, dass die KKM
gemalR 8 17 Absatz 1 Satz 1 des Gesell-
schaftsvertrages tber den 31.12.2027 hinaus
fortgesetzt wird. 8 13 Absatz 13 gilt entspre-
chend

(5)  Der Landkreis ist zur aul3erordentlichen
Kindigung aus wichtigem Grund berechtigt,
wenn er aus diesem Grund seinen Austritt aus
der KKM rechtswirksam erklart hat.

(6) Die KKM ist zur aulRerordentlichen Kin-
digung aus wichtigem Grund berechtigt, aber
nicht verpflichtet, wenn sie den Landkreis als
Gesellschafter aus wichtigem Grund aus der
Gesellschaft ausgeschlossen hat.

§ 13 a Artikel 5 Riuckabwicklung
(1) Im Falle der Beendigung des Vertrages hat

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)

nannten Voraussetzungen bis zum Stichtag
bemihen. Jede Partei verpflichtet sich, den
Vertragspartner unverzuglich schriftlich Gber
den Eintritt jeder einzelnen Voraussetzung zu
informieren.

(4) Der Leihvertrag wird fur die Zeit vom
01.01.2018 bis zum 31.12.2027 geschlossen.
Er ist in dieser Zeit nicht ordentlich kiindbar. Er
verlangert sich nicht dadurch, dass die KKM
gemal 8 17 Absatz 1 Satz 1 des Gesell-
schaftsvertrages uber den 31.12.2027 hinaus
fortgesetzt wird. § 13 Absatz 13 gilt entspre-
chend

(5) Der Landkreis ist zur aufR3erordentlichen
Kindigung aus wichtigem Grund berechtigt,
wenn er aus diesem Grund seinen Austritt aus
der KKM rechtswirksam erklart hat.

(6) Die KKM ist zur auf3erordentlichen Kin-
digung aus wichtigem Grund berechtigt, aber
nicht verpflichtet, wenn sie den Landkreis als
Gesellschafter aus wichtigem Grund aus der
Gesellschaft ausgeschlossen hat.

§ 13 a Artikel 5 Ruckabwicklung
(1) Im Falle der Beendigung des Vertrages hat
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die KKM die Leihgaben dem Landkreis zurtick-
zugeben im ordnungsgemalen Zustand am
vom Landkreis zu bestimmenden Ruckgabeort.
Ein Zurtckbehaltungsrecht an den Leihgaben
ist ausgeschlossen. Erfolgt die Rickgabe nicht
im ordnungsgemalien Zustand, so hat der
Landkreis der KKM schriftlich eine angemes-
sene Frist zur Herstellung eines ordnungsge-
maRen Zustandes unter Androhung der Er-
satzvornahme zu setzen. Nach fruchtlosem
Fristablauf kann der Landkreis die zur Herstel-
lung eines ordnungsgemalfen Zustandes erfor-
derlichen Aufwendungen durch eigenes Perso-
nal oder beauftragte Dritte vornehmen lassen
und die Kosten der KKM in Rechnung stellen.
(2)  Bis zur Herstellung des ordnungsgema-
Ben Zustandes der Leihgabe gilt diese als nicht
zuriickgegeben. Gibt die KKM die Leihgabe
nicht oder nicht vollstdandig zum vereinbarten
Termin zurlck, hat sie den dadurch entstehen-
den Schaden zu ersetzen.

(3) Bei Rickgabe werden die Leihgaben
vom Landkreis in Anwesenheit eines Vertreters
der KKM auf Vollstandigkeit gepruft und unter-
sucht. Das Ergebnis der Prufung und Untersu-

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)

die KKM die Leihgaben dem Landkreis zurick-
zugeben im ordnungsgemaéflen Zustand am
vom Landkreis zu bestimmenden Rickgabeort.
Ein Zuruckbehaltungsrecht an den Leihgaben
ist ausgeschlossen. Erfolgt die Rickgabe nicht
im ordnungsgemalien Zustand, so hat der
Landkreis der KKM schriftlich eine angemes-
sene Frist zur Herstellung eines ordnungsge-
mafen Zustandes unter Androhung der Er-
satzvornahme zu setzen. Nach fruchtlosem
Fristablauf kann der Landkreis die zur Herstel-
lung eines ordnungsgemalfen Zustandes erfor-
derlichen Aufwendungen durch eigenes Perso-
nal oder beauftragte Dritte vornehmen lassen
und die Kosten der KKM in Rechnung stellen.
(2)  Bis zur Herstellung des ordnungsgema-
Ben Zustandes der Leihgabe gilt diese als nicht
zurickgegeben. Gibt die KKM die Leihgabe
nicht oder nicht vollstdndig zum vereinbarten
Termin zurlck, hat sie den dadurch entstehen-
den Schaden zu ersetzen.

(3) Bei Rickgabe werden die Leihgaben
vom Landkreis in Anwesenheit eines Vertreters
der KKM auf Vollstandigkeit geprift und unter-
sucht. Das Ergebnis der Prifung und Untersu-

Seite 60 von 72






Anlage 3

Neue Fassung (n. F.)

chung ist von den Vertragsparteien schriftlich
festzuhalten und zu unterzeichnen. Erzielen die
Vertragsparteien hinsichtlich der Erstellung des
ordnungsgemalen Zustandes der Leihgabe
keine Einigung, ist die Leihgabe auf Verlangen
einer Partei durch einen Sachverstandigen zu
untersuchen. Die Parteien werden sich auf ei-
nen Sachverstandigen einigen. Die Parteien
werden sich auf der Grundlage des Ergebnis-
ses des Sachverstandigengutachtens um eine
Einigung bemuhen. Die Kosten des Sachver-
standigen tragen die Vertragsparteien jeweils
zur Halfte.

(4) Ist der KKM die Ruckgabe der Leihgabe
aus von ihr zu vertretenden Grinden unmog-
lich, so ist sie dem Landkreis fir den hieraus
entstehenden Schaden zum Ersatz verpflichtet.
(5) Die auf die KKM nach diesem Vertrag tber-
geleiteten und noch bestehenden Vertrage
sind durch Vertragsubernahme, hilfsweise Er-
fullungsubernahme, auf den Landkreis zurick-
Ubertragen.

(6) Der Landkreis verpflichtet sich gegenuber

der KKM zur Rickibernahme der auf die KKM

Ubergegangenen Arbeitnehmer sowie der fur

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)

chung ist von den Vertragsparteien schriftlich
festzuhalten und zu unterzeichnen. Erzielen die
Vertragsparteien hinsichtlich der Erstellung des
ordnungsgemalflien Zustandes der Leihgabe
keine Einigung, ist die Leihgabe auf Verlangen
einer Partei durch einen Sachverstandigen zu
untersuchen. Die Parteien werden sich auf ei-
nen Sachverstandigen einigen. Die Parteien
werden sich auf der Grundlage des Ergebnis-
ses des Sachverstandigengutachtens um eine
Einigung bemuhen. Die Kosten des Sachver-
standigen tragen die Vertragsparteien jeweils
zur Halfte.

(4) Ist der KKM die Ruckgabe der Leihgabe
aus von ihr zu vertretenden Griinden unmoég-
lich, so ist sie dem Landkreis flir den hieraus
entstehenden Schaden zum Ersatz verpflichtet.
(5) Die auf die KKM nach diesem Vertrag tber-
geleiteten und noch bestehenden Vertrage
sind durch Vertragstibernahme, hilfsweise Er-
fullungsibernahme, auf den Landkreis zurtck-
Ubertragen.

(6) Der Landkreis verpflichtet sich gegenuber

der KKM zur Rickibernahme der auf die KKM

Ubergegangenen Arbeitnehmer sowie der fir
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diese eingestellten Ersatzarbeithehmer auch
fur den Fall, dass bei der Rickabwicklung kein

Betriebstibergang erfolgt.

§ 13 a Artikel 6 Verhandlungen uber die
Fortsetzung des Leihvertrages
8 13 Absatz 12 gilt sinngemal.

§ 13 b Abreden zur Umsetzung

(1) Die Gesellschafter Landkreis Anhalt-
Bitterfeld und Stadt Kothen (Anhalt) sowie die
Gesellschaft selbst verpflichten sich gemafl3 § 3
GmbHG, die zwischen ihnen derzeit bestehen-
den Vertrage zum Ablauf des 31.12.2017 so zu
beenden und Uberzuleiten, dass die Durchfuh-
rung der in 8 13 und in 8 13 a geschlossenen
Vereinbarungen maglich ist.

(2) Die Gesellschafter stellen klar, dass die
in den 88 13 und 13 a getroffenen Regelungen
Rechte und Pflichten zwischen der Gesell-
schaft und dem jeweiligen Gesellschafter be-

granden, nicht aber zwischen den Gesellschaf-

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)
diese eingestellten Ersatzarbeithehmer auch
fur den Fall, dass bei der Riickabwicklung kein

Betriebsuibergang erfolgt.

§ 13 a Artikel 6 Verhandlungen uber die
Fortsetzung des Leihvertrages

8§ 13 Absatz 12 gilt sinngemaR.

§ 13 b Abreden zur Umsetzung

(1) Die Gesellschafter Landkreis Anhalt-
Bitterfeld und Stadt Kothen (Anhalt) sowie die
Gesellschaft selbst verpflichten sich gemaf § 3
GmbHG, die zwischen ihnen derzeit bestehen-
den Vertrage zum Ablauf des 31.12.2017 so zu
beenden und Uberzuleiten, dass die Durchfuh-
rung der in 8 13 und in 8§ 13 a geschlossenen
Vereinbarungen madglich ist.

(2) Die Gesellschafter stellen klar, dass die
in den 88 13 und 13 a getroffenen Regelungen
Rechte und Pflichten zwischen der Gesell-
schaft und dem jeweiligen Gesellschafter be-

grinden, nicht aber zwischen den Gesellschaf-
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tern unter sich fur und gegen die Gesellschaft.

8§ 14 Jahresabschluss
Q) Der oder die Geschéftsfuhrer haben in-
nerhalb der ersten drei Monate nach Schluss
eines Geschaftsjahres fur das vergangen Ge-
schaftsjahr den Jahresabschluss (Bilanz nebst
Gewinn- und Verlustrechnung mit Anhang und

Lagebericht) in__entsprechender Anwendung

der Vorschriften des Dritten Buches des Han-

delsgesetzbuches fir groRe Kapitalgesellschaf-

ten aufzustellen.

@)

Abschlussprifer in_entsprechender Anwendung

Der Jahresabschluss ist durch einen

der Vorschriften des Dritten Buches des Han-

delsgesetzbuches fir groRe Kapitalgesellschaf-

ten zu priufen. Der Prifer wird durch Beschluss
der Gesellschafterversammlung bestimmt. Den
Prufungsauftrag erteilt der Aufsichtsrat.

3)

und der Prufungsbericht geméal Absatz 2 sind

Der Jahresabschluss gemal Absatz 1

unverzuglich dem Aufsichtsrat zur Prifung und

Erlauterungen

Seitens der KAB empfohlene Regelung, da der bisherige
Verweis auf § 133 KVG LSA nicht genlige.

Folgeédnderung zu § 14 Abs. 1 GV; auf die entsprechen-
de Erlauterung wird verwiesen.

Alte Fassung (a. F.)

tern unter sich fur und gegen die Gesellschaft.

§ 14 Jahresabschluss
(1) Der oder die Geschéftsfuhrer haben in-
nerhalb der ersten drei Monate nach Schluss
eines Geschaftsjahres fur das vergangen Ge-
schaftsjahr den Jahresabschluss (Bilanz nebst
Gewinn- und Verlustrechnung mit Anhang und

Lagebericht) aufzustellen.

Der Jahresabschluss ist durch einen

2)
Abschlussprifer zu prufen. Der Prifer wird
durch Beschluss der Gesellschafterversamm-
lung bestimmt. Den Prifungsauftrag erteilt der

Aufsichtsrat.

(3) Der Jahresabschluss gemall Absatz 1

und der Prufungsbericht geméal Absatz 2 sind

unverzuglich dem Aufsichtsrat zur Prifung und
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Berichterstattung Uber das Ergebnis seiner
Prifung vorzulegen. Der Aufsichtsrat hat die-
sen Bericht unverzuglich der Geschaftsfihrung
vorzulegen.

4)

resabschluss, den Prifungsbericht des Ab-

Sie hat sodann unverziglich den Jah-

schlussprufers und den Bericht des Aufsichts-
rates den Gesellschaftern vorzulegen. Sie kann
damit die Einberufung der ordentlichen Gesell-
schafterversammlung (8 12 Absatz 1) verbin-
den.
5)

zum Ablauf der ersten acht Monate des Ge-

Die Gesellschafter haben spatestens bis

schéaftsjahres Uber die Feststellung des Jah-
resabschlusses und uber die Ergebnisverwen-
dung zu beschlielen.

(6)
des HGB und des § 133 KVG LSA. Hinsichtlich

der ortublichen Bekanntmachung des Jahres-

Im Ubrigen gelten die Bestimmungen

abschlusses und des Lageberichtes gelten die

Bestimmungen des § 133 Abs. 1 Nr. 2 KVG

LSA.

Erlauterungen

Seitens der KAB empfohlene Anderung, da bisheriger
Verweis auf § 133 KVG LSA nicht genlige.

Alte Fassung (a. F.)
Berichterstattung Uber das Ergebnis seiner
Prifung vorzulegen. Der Aufsichtsrat hat die-
sen Bericht unverzuglich der Geschaftsfuhrung
vorzulegen.

(4)

resabschluss, den Prifungsbericht des Ab-

Sie hat sodann unverziglich den Jah-

schlussprufers und den Bericht des Aufsichts-
rates den Gesellschaftern vorzulegen. Sie kann
damit die Einberufung der ordentlichen Gesell-
schafterversammliung (8 12 Absatz 1) verbin-
den.
)

zum Ablauf der ersten acht Monate des Ge-

Die Gesellschafter haben spatestens bis

schéftsjahres Uber die Feststellung des Jah-
resabschlusses und uber die Ergebnisverwen-
dung zu beschliel3en.

(6)
des HGB und des § 133 KVG LSA.

Im Ubrigen gelten die Bestimmungen
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§ 15 Auskunfts- und Einsichtrecht
Jeder Gesellschafter hat die Rechte aus § 51 a
Absatz 1 GmbHG. Die Befugnisse der Ge-
schaftsfihrung aus 8 51 a Absatz 2 GmbHG

bleiben unberihrt.

8§ 16 Einziehung von Geschéaftsanteilen
(1) Die Gesellschaft darf Geschéftsanteile,
auf welche die Stammeinlage vollstandig ein-
gezahlt ist, aus dem uber den Betrag des
Stammkapitals hinausgehenden Vermobgen
erwerben.

(2) Die Gesellschafter kdnnen die Einzie-
hung von Geschéaftsanteilen beschliel3en, je-
doch nur mit Zustimmung des betroffenen Ge-
sellschafters. Die Einziehung wird in diesem
Falle sofort wirksam.

(3) Der Zustimmung des betroffenen Ge-
sellschafters bedarf es nicht, wenn

a) Uber sein Vermogen das Insolvenzver-

fahren eroffnet ist oder

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)

8 15 Auskunfts- und Einsichtrecht
Jeder Gesellschafter hat die Rechte aus § 51 a
Absatz 1 GmbHG. Die Befugnisse der Ge-
schaftsfihrung aus 8 51 a Absatz 2 GmbHG

bleiben unberihrt.

8 16 Einziehung von Geschéftsanteilen
(1) Die Gesellschaft darf Geschéftsanteile,
auf welche die Stammeinlage vollstandig ein-
gezahlt ist, aus dem uber den Betrag des
Stammkapitals hinausgehenden Vermogen
erwerben.

(2) Die Gesellschafter kdnnen die Einzie-
hung von Geschéaftsanteilen beschliel3en, je-
doch nur mit Zustimmung des betroffenen Ge-
sellschafters. Die Einziehung wird in diesem
Falle sofort wirksam.

(3) Der Zustimmung des betroffenen Ge-
sellschafters bedarf es nicht, wenn

f) Uber sein Vermdgen das Insolvenzver-

fahren erdffnet ist oder
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b) der Gesellschafter eine Personen- oder
Kapitalgesellschaft ist und er der Liqui-
dation anheimfallt oder

c) die Zwangsvollstreckung in seinen Ge-
schéaftsanteil aufgrund eines nicht nur
vorlaufig vollstreckbaren Titels betrieben
wird und die Zwangsvollstreckungsmal?-
nahme nicht innerhalb von zwei Mona-
ten aufgehoben wird oder

d) er die Gesellschaft gekindigt hat, oder

e) in seiner Person ein anderer wichtiger
Grund gegeben ist, der seine Ausschlie-
Bung aus der Gesellschaft rechtfertigt,
insbesondere bei gesellschaftswidrigem
oder gesellschaftsschadigendem Verhal-
ten.

(5) Die  Einziehungsmoglichkeit  besteht
auch, wenn ein Geschéftsanteil mehreren Be-
rechtigten im Sinne von § 18 GmbHG zusteht
und eine der in Absatz 4 Buchstabe a) bis e)
genannten Voraussetzungen in der Person nur

eines Mitberechtigten gegeben ist.

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)

g) der Gesellschafter eine Personen- oder
Kapitalgesellschaft ist und er der Liqui-
dation anheimfallt oder

h) die Zwangsvollstreckung in seinen Ge-
schéftsanteil aufgrund eines nicht nur
vorlaufig vollstreckbaren Titels betrieben
wird und die Zwangsvollstreckungsmal?-
nahme nicht innerhalb von zwei Mona-
ten aufgehoben wird oder

i) erdie Gesellschaft gekiindigt hat, oder

j) in seiner Person ein anderer wichtiger
Grund gegeben ist, der seine Ausschlie-
Bung aus der Gesellschaft rechtfertigt,
insbesondere bei gesellschaftswidrigem
oder gesellschaftsschadigendem Verhal-
ten.

(5) Die  Einziehungsmdbglichkeit  besteht
auch, wenn ein Geschéaftsanteil mehreren Be-
rechtigten im Sinne von § 18 GmbHG zusteht
und eine der in Absatz 4 Buchstabe a) bis e)
genannten Voraussetzungen in der Person nur

eines Mitberechtigten gegeben ist.
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(6)  Der Beschluss bedarf einer Mehrheit von
3/4 der abgegebenen Stimmen des Stammka-
pitals, die stimmberechtigt sind. Er ist in einer
Gesellschafterversammlung zu fassen. Der
oder die betroffenen Gesellschafter haben bei
der Beschlussfassung kein Stimmrecht, sofern
nicht eine Zustimmung nach 8§ 34 Absatz 2
GmbHG erforderlich ist.

(7) Die Einziehungsmdglichkeit entfallt in
den Fallen von Absatz 4 Buchst. a) bis c),
wenn die Zwangsvollstreckungsmal3nahme
bzw. die Liquidation des Gesellschafters vor
der Beschlussfassung der Gesellschafterver-
sammlung aufgehoben und dies den Gesell-
schaftern bekannt gemacht worden ist.

(8) Die Gesellschafterversammlung kann
statt der Einziehung beschlie3en, dass der An-
teil auf eine von der Gesellschaft benannte
Person ubertragen wird.

(9) In allen Fallen, in denen ein Geschafts-
anteil eingezogen oder seine Abtretung an ei-

nen Gesellschafter oder an einen Dritten ver-

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)

(6) Der Beschluss bedarf einer Mehrheit von
3/4 der abgegebenen Stimmen des Stammka-
pitals, die stimmberechtigt sind. Er ist in einer
Gesellschafterversammlung zu fassen. Der
oder die betroffenen Gesellschafter haben bei
der Beschlussfassung kein Stimmrecht, sofern
nicht eine Zustimmung nach 8 34 Absatz 2
GmbHG erforderlich ist.

(7) Die Einziehungsmdglichkeit entfallt in
den Fallen von Absatz 4 Buchst. a) bis c),
wenn die Zwangsvollstreckungsmal3nahme
bzw. die Liquidation des Gesellschafters vor
der Beschlussfassung der Gesellschafterver-
sammlung aufgehoben und dies den Gesell-
schaftern bekannt gemacht worden ist.

(8) Die Gesellschafterversammlung kann
statt der Einziehung beschliel3en, dass der An-
teil auf eine von der Gesellschaft benannte
Person ubertragen wird.

(9) In allen Fallen, in denen ein Geschafts-
anteil eingezogen oder seine Abtretung an ei-

nen Gesellschafter oder an einen Dritten ver-
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langt werden kann, ist dem betroffenen Gesell-
schafter der Buchwert des Geschéaftsanteils als
Abfindung zu zahlen.

(10) In Vollzug des Einziehungsbeschlusses
wir die Einziehung dem Gesellschafter gegen-
Uber durch die Geschéaftsfihrung erklart. Mit
Zugang der Einziehungserklarung bei dem Ge-
sellschafter wird die Einziehung sofort wirksam,

unabhangig von der Zahlung der Abfindung.

§ 17 Kundigung, Austritt, Ausschluss

(1) Jeder Gesellschafter kann die Gesell-
schaft unter Einhaltung einer Frist von sechs
Monaten auf den Schluss eines jeden flinften
Kalenderjahres gerechnet ab 2018 kiindigen,
erstmals jedoch zum 31.12.2027, sodann erst
wieder zum 31.12.2032, und so fort.. Die Kin-
digung ist gegenuber dem Geschaftsfihrer zu
erklaren. Die Erklarung ist gemaf} 8§ 132 Absatz
1 BGB zuzustellen.

(2) Der kundigende Gesellschafter scheidet

zum Ablauf der Kindigungsfrist aus der Ge-

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)

langt werden kann, ist dem betroffenen Gesell-
schafter der Buchwert des Geschaftsanteils als
Abfindung zu zahlen.

(10) In Vollzug des Einziehungsbeschlusses
wir die Einziehung dem Gesellschafter gegen-
Uber durch die Geschéaftsfiuhrung erklart. Mit
Zugang der Einziehungserklarung bei dem Ge-
sellschafter wird die Einziehung sofort wirksam,

unabhangig von der Zahlung der Abfindung.

§ 17 Kundigung, Austritt, Ausschluss

(1) Jeder Gesellschafter kann die Gesell-
schaft unter Einhaltung einer Frist von sechs
Monaten auf den Schluss eines jeden flinften
Kalenderjahres gerechnet ab 2018 kindigen,
erstmals jedoch zum 31.12.2027, sodann erst
wieder zum 31.12.2032, und so fort.. Die Kin-
digung ist gegenuber dem Geschaftsfihrer zu
erklaren. Die Erklarung ist gemaf 8§ 132 Absatz
1 BGB zuzustellen.

(2) Der kindigende Gesellschafter scheidet

zum Ablauf der Kindigungsfrist aus der Ge-
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sellschaft aus. Die Gesellschaft wird unter den
Ubrigen Gesellschaftern fortgesetzt, es sei
denn,
a) die Gesellschaft ist wegen der Kundi-
gung aus gesetzlichen Grinden aufgeldst;
b) die Ubrigen Gesellschafter beschlieRen
nach Zugang der Kindigung bis zum Ablauf
der Kundigungsfrist die Auflosung der Gesell-
schaft; bei diesem Beschluss hat der kindi-
gende Gesellschafter kein Stimmrecht.
In diesen beiden Féllen nimmt der kiindigende
Gesellschafter an der Liquidation teil, scheidet
also nicht aus.
(3) Der Geschaftsanteil des ausscheiden-
den Gesellschafters wird entweder eingezogen
oder auf einen anderen Gesellschafter oder
einen Dritten Ubertragen. Der Ausscheidende
ist mit dem Verkehrswert des Anteils abzufin-
den. Unberuhrt bleiben jedoch die Rechte und
Pflichten des ausgeschiedenen Gesellschafters
aus von ihm dbernommenen Nebenleistungs-

pflichten gegenuber der Gesellschaft, insbe-

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)
sellschaft aus. Die Gesellschaft wird unter den
Ubrigen Gesellschaftern fortgesetzt, es sei
denn,
a) die Gesellschaft ist wegen der Kundi-
gung aus gesetzlichen Grinden aufgeldst;
b) die Ubrigen Gesellschafter beschlie3en
nach Zugang der Kindigung bis zum Ablauf
der Kundigungsfrist die Auflosung der Gesell-
schaft; bei diesem Beschluss hat der kindi-
gende Gesellschafter kein Stimmrecht.
In diesen beiden Fallen nimmt der kiindigende
Gesellschafter an der Liquidation teil, scheidet
also nicht aus.
(3) Der Geschaftsanteil des ausscheiden-
den Gesellschafters wird entweder eingezogen
oder auf einen anderen Gesellschafter oder
einen Dritten Ubertragen. Der Ausscheidende
ist mit dem Verkehrswert des Anteils abzufin-
den. Unberuhrt bleiben jedoch die Rechte und
Pflichten des ausgeschiedenen Gesellschafters
aus von ihm dbernommenen Nebenleistungs-

pflichten gegenuber der Gesellschaft, insbe-
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sondere aus den 88 13, 13 a, 13 b, auch in
Ansehung ruckstandiger Leistungen, die nicht
mit einer Abfindung zu verrechnen sind. Auch
ein Zurickbehaltungsrecht wird ausgeschlos-
sen.
(4) Die Bestimmungen der Abséatze 2 und 3
gelten sinngemal fir die Falle
a) des Austritts eines Gesellschafters aus
der Gesellschaft aus wichtigem Grund;
b) des Ausschlusses eines Gesellschafters

aus der Gesellschaft aus wichtigem Grund;

§ 18 Auflésung und Abwicklung

(1) Der Beschluss uber die Auflésung der
Gesellschaft bedarf einer Mehrheit von 3/4 der
abgegebenen Stimmen und kann nur gefasst
werden, wenn in der Gesellschafterversamm-
lung mindestens 3/4 des Stammkapitals vertre-
ten sind.

2) Im Falle der Auflosung der Gesellschaft
erfolgt die Liquidation durch die Geschaftsfih-

rer, soweit sie nicht durch den Beschluss der

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)
sondere aus den 88 13, 13 a, 13 b, auch in
Ansehung rickstandiger Leistungen, die nicht
mit einer Abfindung zu verrechnen sind. Auch
ein Zuruckbehaltungsrecht wird ausgeschlos-
sen.
(4) Die Bestimmungen der Abséatze 2 und 3
gelten sinngemal fur die Falle
a) des Austritts eines Gesellschafters aus
der Gesellschaft aus wichtigem Grund;
b) des Ausschlusses eines Gesellschafters

aus der Gesellschaft aus wichtigem Grund;

§ 18 Auflésung und Abwicklung

(1) Der Beschluss uber die Auflésung der
Gesellschaft bedarf einer Mehrheit von 3/4 der
abgegebenen Stimmen und kann nur gefasst
werden, wenn in der Gesellschafterversamm-
lung mindestens 3/4 des Stammkapitals vertre-
ten sind.

2) Im Falle der Auflosung der Gesellschaft
erfolgt die Liquidation durch die Geschaftsfiih-

rer, soweit sie nicht durch den Beschluss der
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Gesellschafter anderen tUbertragen wird.

3)

verbleibende Vermogen wird an die Gesell-

Das nach Beendigung der Abwicklung

schafter nach dem Verhéltnis ihrer Geschafts-

anteile verteilt.

§ 19 Grindungsaufwand
Gegenstandslos.

§ 20 Wettbewerbsverbot
Die Gesellschafter sind in Ansehung des Ge-
genstandes des Unternehmens der Gesell-
schaft von einem Wettbewerbsverbot unter sich

und gegenuber der Gesellschaft befreit.

8 21 Schlussbestimmungen
Gesell-

(1)

schaft erfolgen im elektronischen Bundesan-

Die Bekanntmachungen der

zeiger. Die ortsubliche Bekanntmachung des

Jahresabschlusses und des Lageberichtes

gemall 8 14 Abs. 6 dieses Gesellschaftsvertra-
ges bzw. 8 133 Abs. 1 Nr. 2 KVG LSA bleibt

Erlauterungen

Seitens der KAB empfohlene Folgeéanderung zu 8§ 12
Abs. 6 dient der Klarstellung.

Alte Fassung (a. F.)

Gesellschafter anderen tUbertragen wird.

3)

verbleibende Vermodgen wird an die Gesell-

Das nach Beendigung der Abwicklung

schafter nach dem Verhéaltnis ihrer Geschéfts-

anteile verteilt.

8 19 Grundungsaufwand
Gegenstandslos.

§ 20 Wettbewerbsverbot
Die Gesellschafter sind in Ansehung des Ge-
genstandes des Unternehmens der Gesell-
schaft von einem Wettbewerbsverbot unter sich

und gegenuber der Gesellschaft befreit.

8 21 Schlussbestimmungen
Gesell-

(1)

schaft erfolgen im elektronischen Bundesan-

Die Bekanntmachungen der

zeiger.
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hiervon unberihrt.

(2)  Sollte eine Bestimmung dieser Satzung
unwirksam sein oder werden, so wird die Gel-
tung der ubrigen Bestimmungen nicht berdhrt.
Die Gesellschafter verpflichten sich wechsel-
seitig, eine unwirksame Bestimmung durch ei-
ne solche wirksame Bestimmung zu ersetzen,
die dem Sinn und Zweck der unwirksamen Be-

stimmung am ehesten entspricht.

Erlauterungen

Alte Fassung (a. F.)

(2) Sollte eine Bestimmung dieser Satzung
unwirksam sein oder werden, so wird die Gel-
tung der dbrigen Bestimmungen nicht berihrt.
Die Gesellschafter verpflichten sich wechsel-
seitig, eine unwirksame Bestimmung durch ei-
ne solche wirksame Bestimmung zu ersetzen,
die dem Sinn und Zweck der unwirksamen Be-

stimmung am ehesten entspricht.
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